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VORWORT 



Das Münchner Abkommen, am 29. September 1938 unterzeichnet, 
ist für viele zum Inbegriff der politischen und völkerrechtlichen Kapi- 
tulation geworden. Nur wenige denken dabei an das Anliegen der 
3V2 Millionen Mensdien, um deren Schicksal es damals ging. 

Dieses Anliegen, das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen aus den 
böhmisch-mährisch-schlesischen Ländern, ist indessen älter als die zwi- 
schen Frankreich-England und der Tschechoslowakei und schließlich 
zwischen den Unterzeichnermächten Deutschland, Großbritannien, 
Frankreich und Italien in München getroffene Vereinbarung, der audi 
die Tschechoslowakei ausdrücklich zugestimmt hat. Es ist auch älter 
als Adolf Hitler und die Methoden seiner Innen- und Außenpolitik. 

Dieses Anliegen ergab sich letztlich aus der Überzeugung der Sude- 
tendeutschen, ihr Sdiicksal — in Übereinstimmung vor allem mit den 
von Woodrow Wilson begründeten Normen — durch eine freie, demo- 
kratische Willenskundgebung selbst entscheiden zu können. 

Eine Zeit, die das Selbstbestimmungsrecht auf allen Kontinenten 
durchzusetzen beginnt, sollte daher auch diese sachlidie Problematik 
des Münchner Abkommens frei und objektiv beurteilen. 

Das Abkommen hat vor 25 Jahren keine Periode des Friedens ein- 
geleitet. Dafür ist jedoch nicht der Gedanke des Selbstbestimmungs- 
rechtes verantwortlich zu machen, sondern die Verletzung gleidiartiger 
Redite anderer Völker durch hemmungslose Aggressionen späterer 
Jahre. 

Die nachfolgenden Dokumente, vor allem die erstmals zusammen- 
gestellten englisdien Stimmen, sprechen für sich. Kurze Erläuterungen 
sollen dem Leser Hinweise geben. Das eigene Urteil möge dann ent- 
scheiden, ob und inwieweit es 1938 um eine Sache des Rechtes oder 
des Unrechtes ging. 

München, 1. September 1963 

Die Herausgeber 




VORWORT ZUR ZWEITEN AUFLAGE 



In überraschend kurzer Zeit ist die zweite Auflage der vorliegenden 
Quellensammlung nötig geworden. Das beweist, wie sehr sich ein gro- 
ßer Teil der Bevölkerung über die Vorgänge informieren will, die zum 
Mündiner Abkommen des Jahres 1938 führten. Dem Informationsbe- 
dürfnis der deutschen und der ausländischen Öffentlichkeit dient auch 
die Neuauflage der Dokumente. Sie sollen ihren Weg zu möglichst 
vielen Beobachtern eines Vorganges finden, der Millionen von Men- 
schen im Herzen Europas zum Schicksal wurde. 

Die Herausgeber benützen die Gelegenheit, um allen zu danken, die 
am Zustandekommen der Sammlung mitarbeiteten. Dies gilt vor allem 
auch den Instituten, die uns ihr wissenschaftliches Material zur Verfü- 
gung stellten. Wir danken ebenso allen jenen, die zur ersten Auflage 
in Zeitungen, Zeitschriften und im Rundfunk kritisch Stellung nahmen. 
Sie alle halfen Zusammenhänge der deutschen Geschichte klären, deren 
Kenntnis sowohl für die Zeitgenossen als auch für jene, die nach uns 
kommen, von Bedeutung ist. Möge daher auch die zweite, erweiterte 
Auflage ein breites Echo finden! 

München, Juli 1964 

Hans Schütz, Staatsminister 
Geschäftsführender Vorsitzender 
des Sudetendeutschen Rates e. V. 




Wir wissen selber am besten , daß wir es nie fertig 
bekommen haben , unsere britische Spielart von Demokratie 
auf unsere Herrsdjaft über Irland anzuwenden. 

Und was die Methoden betrifft , mit denen die Tschechen 
heute ihre Vorherrschaft über die Sudetendeutschen ausüben , 
so sind sie einfach undemokratisd). 



ARNOLD J. TOYNBEE 
(1937) 




1 . 



Entschließung 

der deutschen Abgeordneten des österreichischen Reichsrats 

vom 6. Oktober 1918 



Wir erkennen das Selbstbestimmungsrecht der slawischen und roma- 
nischen Nationen Österreichs an und nehmen das gleiche Recht für das 
deutsche Volk Österreichs in Anspruch . . . 

Wir sind bereit, mit den Vertretern des tschechischen und des süd- 
slawischen Volkes auf dieser Grundlage über die Umwandlung Öster- 
reichs in eine Föderation freier nationaler Gemeinwesen zu verhandeln. 
Lehnen die Vertreter der slawischen Nationen diese Verhandlungen 
ab, so erklären wir, daß sich das deutsche Volk Österreichs mit allen 
Mitteln dagegen wehren wird, daß seine staatsrechtliche Stellung oder 
diejenige eines seiner Teile über seinen Kopf hinweg durch die Staats- 
gewalt oder das Schwert eines fremden Eroberers bestimmt wird. Je- 
dem solchen Versuch gegenüber wird das deutsche Volk in Österreich 
sein unbeschränktes Selbstbestimmungsrecht mit allen Mitteln vertei- 
digen. 



Quelle: L. Epstein, Studienausgabe der Verfassungsgesetze der tschechoslowakischen Republik, 
Reidicnbcrg 1923, S. 52. 



Anmerkung : Die obige Entschließung ging auf einen fast wörtlich gleichlau- 
tenden Beschluß der deutschen Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion 
des österreichischen Abgeordnetenhauses vom 4. Oktober 1918 zurück. 



2 . 

Kaiserliches Manifest 

vom 17. Oktober 1918 



. . . Österreich soll dem Willen seiner Völker gemäß zu einem Bun- 
desstaat werden, in dem jeder Volksstamm auf seinem Siedlungsgebiet 
sein eigenes staatliches Gemeinwesen bildet. Der Vereinigung der pol- 
nischen Gebiete Österreichs mit dem unabhängigen polnischen Staat 
wird hierdurch in keiner Weise vorgegriffen . . . 

Diese Neugestaltung, durch die die Integrität der Länder der Hei- 
ligen Ungarischen Krone in keiner Weise berührt wird, soll jedem na- 
tionalen Einzelstaat seine Selbständigkeit gewährleisten . . . 
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Bis diese Umgestaltung auf gesetzlichem Wege vollendet ist, bleiben 
die bestehenden Einriditungen zur Wahrung der allgemeinen Inter- 
essen unverändert aufrecht. An die Völker, auf deren Selbstbestim- 
mung das neue Reich sich gründen wird, ergeht Mein Ruf, an dem gro- 
ßen Werk durdi Nationalräte mitzuwirken, die — gebildet aus den 
Reidisratsabgeordneten jeder Nation — die Interessen der Völker zu 
einander sowie im Verkehr mit Meiner Regierung zur Geltung bringen 
sollen. . . . 

Quelle: L. Epstein, Studienausgabe der Verfassungsgesetzc der tschechoslowakischen Republik, 
Reichenberg 1923, S. 50 f. 



3 . 

Beschluß der Deutschböhmischen Landesversammlung 

vom 29. Oktober 1918 



Wir, vom deutschen Volk Böhmens auf Grund des allgemeinen, 
gleichen und unmittelbaren Wahlrechts erwählten Abgeordneten, ha- 
ben uns zu dieser Vorläufigen Landesversammlung vereinigt, um auf 
Grund des allgemein anerkannten Selbstbestimmungsrechts der Völker 
und der Beschlüsse der Deutschösterreichischen Nationalversammlung 
in unserem Siedlungsgebiet eine geordnete Verwaltung aufzurichten 
und so unser Volk vor Fremdherrschaft und wirtschaftlichem Elend zu 
bewahren . . . 

Im Namen des von ihr vertretenen Volkes und Gebietes erklärt die 
Landesversammlung hiermit Deutschböhmen zur eigenberechtigten 
Provinz des Staates Deutschösterreich, erkennt bis zur endgültigen 
Ordnung der Verfassung die . . . deutschösterreichische Nationalver- 
sammlung als ihre einzige und höchste gesetzgebende Körperschaft, die 
von ihr eingesetzten Behörden als ihre übergeordneten Behörden an 
und erklärt die Beschlüsse der deutschösterreichischen Nationalver- 
sammlung und die Anordnungen der deutschösterreichischen Behörden 
für sich selbst, wie für das vom Landtag vertretene Volk und Gebiet 
ohne Vorbehalt für bindend. Die Provinz Deutschböhmen steht somit 
zu gleichen Rechten und Pflichten den übrigen Ländern Deutschöster- 
reichs zur Seite und gelobt, deren Schicksal mit unverbrüchlicher Ge- 
meinschaft und Treue zu teilen. . . . 

Bestrebt, das Selbstbestimmungsrecht Deutschböhmens zu wahren, 
ohne berechtigte Ansprüche der Tschechen abzulehnen, beauftragt der 
Landtag den Landeshauptmann, sich über die Einrichtung einer be- 
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sonderen vorläufigen Verwaltung in den offenkundig gemischtnatio- 
nalen Gemeinden des Landes bis zur endgültigen Ordnung der Ver- 
hältnisse mit den Vertretern des tschechischen Volkes ins Einvernehmen 
zu setzen 



Quelle: L. Epstein, Studienausgabe der Verfassungsgesetze der Tschechoslowakischen Republik, 

Reichenberg 1923, S. 55 ff. 

Anmerkungen: 

1) Obige Entschließung wurde von den Abgeordneten des österreichischen 
Reichsrats und des böhmischen Landtags gefaßt, die deutscher Volkszuge- 
hörigkeit waren und (soweit es sich um Reichstagsabgeordnctc handelte) 
Wahlkreise vertraten, die in Böhmen lagen. 

2) Die deutschen Abgeordneten aus Nordmähren und Österreidiisch-Sdilc- 
sien (die Vertreter der damals so genannten „Provinz Sudetenland“) so- 
wie die deutschen Abgeordneten aus Südmähren, die zu einer „Kreisver- 
sammlung“ zusammentraten, faßten am 30. Oktober in Troppau bzw. am 
3. November in Znaim sachlich, z. T. sogar wörtlich gleidilautende Be- 
sdilüsse. 

3) Die Provisorische Deutschösterreichisdie Nationalversammlung ratifizierte 
die obigen Entschließungen durdi das Gesetz v. 22. November 1918 über 
„Umfang, Grenzen und Beziehungen des Staatsgebiets“ (StGBl Nr. 40); 
zu beachten ist ferner, daß diese Provisorische Nationalversammlung den 
deutschösterreichischen Staat bereits durch das Gesetz v. 12. November 
1918 (StGBl. Nr. 5) zum „Bestandteil der Deutschen Republik“ erklärt 
hatte (Art. 2). S. u. Nr. 10. 



4. 



Note 

der deutschösterreichischen Regierung an die alliierten Hauptmächte 

vom 13. Dezember 1918 



Aus einer Mitteilung der tschecho-slowakischen Regierung ist zu er- 
sehen, daß die alliierten Mächte angeblich die Absicht haben, die gro- 
ßen, zusammenhängenden Gebiete Böhmens und Mährens, die von 
mehr als drei Millionen Deutscher bewohnt werden, dem tschecho-slo- 
wakischen Staat einzuverleiben. Es wird behauptet, daß diese Maß- 
nahme durchgeführt werden soll, ohne die Ergebnisse der Friedens- 
konferenz abzuwarten. Die deutschösterreichische Regierung nimmt an, 
daß dies auf eine unrichtige Unterrichtung der tschecho-slowakischcn 
Regierung zurückzuführen ist; dennoch fühlt sie sich verpflichtet, die 
allgemeine Aufmerksamkeit auf diese Tatsache zu lenken und darauf 
zu bestehen, daß solche Pläne keine Durchführung finden. 
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Uber den deutschen Charakter der in Rede stehenden Gegenden 
kann kein Zweifel obwalten. Ihre Bevölkerung hat bei verschiedenen 
Gelegenheiten ihren heißen Wunsch zu erkennen gegeben, ihre Feiheit 
aufrechtzuerhalten und vom tschecho-slowakischen Staat unabhängig 
zu bleiben. Dieser Wunsch hat vor allem in einhelligen Erklärungen 
der auf Grund allgemeinen Wahlrechts erwählten Abgeordneten Aus- 
druck gefunden 1 ). 

Sollten die alliierten Mächte in dieser Hinsicht jedoch Zweifel hegen, 
so schlägt die deutschösterreichische Regierung vor, die Lage unver- 
züglich durch eine, unter neutraler Aufsicht stattfindende Volksabstim- 
mung, die nicht nur unter Gewährleistung freier Stimmabgabe, son- 
dern auch unter Inachtnahme anderer Garantien stattfinden müßte, zu 
klären. In jedem Fall ersucht die deutschösterreichische Regierung die 
alliierten Mächte, über das Schicksal der fraglichen Bevölkerung nicht 
anders als auf Grund des Ergebnisses einer solchen Volksabstimmung 
entscheiden zu wollen. . . 



Quelle: Papers rclating to forcign rclations of the United States 1919 — The Paris Peace 
Conference, Bd. 2, Washington 1942, S. 379. 

Anmerkung: Ursadie dieser Note war, daß die sudetendeutschen Gebiete ab 
Mitte November durch tschechische Truppen besetzt wurden. Vgl. u. Nr. 5-7. 

1) s. o. Nr. 3. 



5. 

Bekanntmachung 

des Befehlshabers der tschechischen militärischen Besatzungsstreitkräfle 
für die Stadt und den Bezirk Karlsbad 
vom 13. Dezember 1918 



Ich habe im Namen der Regierung der tschechoslowakischen Repu- 
blik gestern von Stadt und Bezirk Karlsbad militärisch Besitz ergrif- 
fen. 

Mit dem heutigen Tag werden sämtliche Volkswehren und alle, 
welchen Namen immer führenden bewaffneten Organisationen auf- 
gelöst und etwa bestehende Soldatenräte abgeschafft. Sämtliche im Be- 
sitz der Bevölkerung befindlichen Armeewaffen und alle Munition sind 
durch die Gemeinden zu sammeln und sofort an das Kommando der 
Besatzungstruppe in Karlsbad abzuliefern . . . 



Quelle: H. v. Stein, Karlsbad im Tschechenstaat, in: Karlsbader Badcblatt, Jg. 1942. 
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6 . 



Aufruf des Bürgermeisters der Stadtgemeinde Karlsbad 

vom 14. Dezember 1918 



In unserer Stadt sind tschechoslowakische Truppen eingetroffen. Ge- 
gen diesen, durch nichts gerechtfertigten Einmarsch habe ich namens 
der Stadt und Bevölkerung feierlich Protest erhoben und erklärt: „Wir 
geben lediglich, um unsere Bevölkerung vor Schaden an Leben, Ge- 
sundheit und Besitz zu schützen, der wider uns angewendeten Gewalt 
Raum, verwahren uns aber entschieden gegen die uns zugefügte Ver- 
gewaltigung. Wir halten unbedingt fest am Recht auf Selbstbestim- 
mung und auf nationale Freiheit Deutschböhmens zu dessen Zugehörig- 
keit sich Karlsbad unbedingt und unverändert bekennt.“ 

. . . Wir setzen der Gewalt keine Gewalt entgegen, ändern aber auch 
nichts an unserem nationalen Bekenntnis und unserer Stellung zu un- 
serer Nation. Im Vertrauen auf unser gutes Recht, auf die Treue un- 
seres Volkes und unseren unbeugsamen festen Willen sehen wir dem 
Kommenden mit Ruhe und bester Hoffnung entgegen . . . 



Quelle: H. v. Stein, Karlsbad im Tsdiechenstaat, in: Karlsbader Badeblatt, Jg. 1942. 



7. 

Entschließung des deutschsüdmährischen Kreistags 

vom 12. Januar 1919 



. . . Gleich allen übrigen Völkern und Stimmen . . . glaubten . . . auch 
wir Deutsche Südmährens, über unser ferneres Schicksal selbst bestim- 
men zu können. Am 3. November 1918 haben wir uns am Kreistag zu 
Znaim durch unsere berufenen Vertreter zu Deutschösterreich bekannt 
und die Einverleibung unserer Heimat ins Gebiet dieses Staates ver- 
langt. 

Kaum hatte, unserem Ruf folgend, die deutschösterreichische Staats- 
regierung die Verwaltung unseres Kreises übernommen, als tschecho- 
slowakische Truppen in den Kreis einfielen und Gemeinde für Ge- 
meinde besetzten. Uns der Macht der Entente beugend, die die Tsche- 
choslowakei als ihren Verbündeten betrachtet wissen will, setzten wir 
der Okkupation unseres Kreises, obwohl sie aus dem Titel seiner Zu- 
gehörigkeit zum tschechoslowakischen Staat und damit wider alles 
Recht erfolgt war, keinerlei gewaltsamen Widerstand entgegen. 
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Anders als die Ententemächte und deren Organe; »deren menschen- 
freundliche Haltung anerkannt werden muß, bedrücken uns die Tsche- 
choslowaken ohne Unterlaß aufs schwerste. Kaum mehr als reguläres 
Militär zu werten, plündern die tschechoslowakischen Soldaten die 
Höfe friedlicher Bauern, berauben sie ihres Korns, ihres Viehs und be- 
rauschen sich am Wein, den sie von ihnen erpressen. Friedliche Bürger 
und Bürgerinnen bluten unter den Kolbenstoßen und Bajonettstichen 
der brutalen tschechoslowakischen Soldateska, mit deren Hilfe die 
Machthaber in Brünn und Prag ... ein wahres Schreckensregiment er- 
richtet haben, um die Deutschen einzuschüchtern, sie zur Verleugnung 
ihres Volkstums zu bestimmen und solcherart dem Kreis, der kern- 
deutsch ist, slawisches Gepräge aufzudrücken. Beamte und Offiziere 
werden gleich vielen anderen, die Deutschösterreich gedient haben, von 
den Tschechoslowaken wegen Landesverrat gefangen gesetzt und in 
den berüchtigten Kasematten am Spielberg in Brünn festgehalten; 
Frauen, Mädchen und Kinder hinwiederum wegen nichtiger Anlässe 
der Prügelstrafe zugeführt 1 ). 

Auf den Tag vertrauend, an dem die weise Einsicht der großen 
Mächte des Westens sich unser annehmen würde, haben wir die un- 
menschliche Behandlung, von der uns kaum ein Tag verschont, bis nun 
mit Geduld ertragen. Doch nie und nimmer soll das bedeuten, daß wir 
uns in das Sklavenlos, das uns die Tschechoslowaken bereiten, gefügt, 
daß wir der Freiheit, daß wir Deutschösterreich entsagt hätten. Und so 
erheben wir denn hier . . . unsere Stimme, um von den Mächten, denen 
wir unser Schicksal anvertraut haben, unser Recht zu fordern 

Quelle: H. Oldofredi, Zwischen Krieg und Frieden, Zürich 1925, S. 132 f. 

Anmerkung: Von den 195 Gemeinden des Kreises Deutschsüdmähren hatten 
zu dieser Zusammenkunft — die zufolge der Maßnahmen der tschechischen 
Militärbefehlshaber in der niederösterreichischen Stadt Retz stattfinden 
mußte — 114 ihre Bürgermeister, alle übrigen bevollmächtigte Vertreter 
entsandt. 



1) Nach Berichten, die der Kreishauptmannschaft Znaim zugekommen waren, wurde diese 
Strafe in der Weise vollzogen, daß der Delinquent „an Kopf und Händen niedergehalten 
— die Frauen in schamlosester Weise entblößt — unter den Augen der (tschechischen) 
Offiziere mit dem ledernen Waffengurt geschlagen“ wurden — vgl. Oldofredi a.a.O. 
S. 128. 
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LES ALLEMÄNDS DE BOHEttE 






Dr. Beneid n Betrug 

Unkt: Die gefällte Bevölkcrungskarte. die von Dr. Benes* der Rethti: Die Bevölkerung!- und Siedlungskarte der SudetendeutsAen 
Pariser Friedenskonferenz von 1918/19 vorgelegt wurde. Die Sudeten- na* den offiziellen Ergebnissen der ts*e*oslowakis*en Volkszählung 
dcuts*en Siedlungsgebiete sind darauf beträ*tli* verkleinert und von 1930. Der Verglei* mit Dr. Bcnc»*s Karte enthüllt den Betrug, 
zersplittert. 







8 . 



Aus den Denkschriften der tschechoslowakischen Regierung 
für die Friedenskonferenz in Paris 



a ) 

Memoire III: 

„Das Problem der Deutschen in Böhmen a 

VI. Das Schicksal der Deutschen in der Tschechoslowakischen Republik 

Es ist absolut notwendig, genau zu wissen, wie die Deutschen in 
dem tschechoslowakischen Staat behandelt werden. Nicht nur ist die 
tschechoslowakische Republik bereit, gegebenenfalls jede internatio- 
nale rechtliche Regelung, die zugunsten der Minderheiten durch die 
Friedenskonferenz festgesetzt wird, anzunehmen, sondern sie ist außer- 
dem auch bereit, über eine solche Regelung hinauszugehen und den 
Deutschen alle Rechte zu geben, die ihnen zukommen. 

Die tschechoslowakische Republik wird ein absolut demokratischer 
Staat sein; alle Wahlen werden nach dem allgemeinen, direkten und 
gleichen Wahlrecht vor sich gehen; alle Ämter werden allen Staatsbür- 
gern zuständig sein; das Recht, ihre eigenen Schulen, ihre Richter und 
ihre Gerichtshöfe zu haben, wird niemals irgendeiner Minderheit be- 
stritten werden. Hinzugefügt muß noch werden, daß die Tschechen, ob- 
wohl sie sich dessen bewußt sind, daß die Deutschen unter dem alten 
Regime übermäßig bevorrechtigt waren, keineswegs daran denken, 
beispielsweise die Schulen, Universitäten, technischen Hochschulen der 
Deutschen, die übrigens vor dem Kriege wenig besucht waren, zu un- 
terdrücken. 

Um zusammenzufassen: Die Deutschen würden in Böhmen dieselben 
Rechte haben wie die Tschechoslowaken. Die deutsche Sprache würde 
die zweite Landessprache sein, und man würde sich niemals irgend- 
einer Unterdrückungsmaßnahme gegen den deutschen Bevölkerungs- 
anteil bedienen. Das Regime würde ähnlich dem der Schweiz sein. 

Dieses Regime wird in Böhmen nicht nur deshalb eingeführt wer- 
den, weil die Tschechen immer ein tiefes Empfinden für Demokratie, 
Recht und Gerechtigkeit hatten, und diese Rechte selbst ihren Gegnern 
loyal zuerkennen, sondern auch, weil die Tschechen der Ansicht sind, 
daß diese den Deutschen günstige Lösung auch den politischen Inter- 
essen ihres eigenen Landes und ihrer eigenen Nation günstig ist. 
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Im 19. Jahrhundert haben sie viel praktischen, vbV allem aber viel 
politisdien Sinn bewährt. Sie sind vielzusehr „Realisten“ und haben 
zuviel gesunden Menschenverstand, um nicht zu sehen, daß Gewalt- 
tätigkeit und Ungerechtigkeit die Ursachen des Unterganges Öster- 
reich-Ungarns gewesen sind und daß eine ähnlidie Politik nur ihrem 
eigenen Staate und ihrer Nation schaden könnte. Übrigens wissen dies 
die Deutschen selbst und geben es zu. Ihre Blätter sind reich an Schilde- 
rungen der Revolution, die in Prag im November 1918 stattgefunden 
hat. Diese Berichte stellen einmütig fest, daß die Tsdiechen allen Deut- 
schen die Freiheit gesichert, ihre persönliche Sicherheit und ihr Privat- 
eigentum, sowie ihre Redite als freie Staatsbürger geachtet haben. 



Scblußergebnis: 

1) Alle Traditionen der Tschedioslowaken lassen den Schluß zu, daß 
die neue Republik die Deutschen in keinerlei Weise unterdrücken wird, 
daß sie sich vielmehr eines Regimes der Freiheit und der Gerechtigkeit 
erfreuen werden. 

2) Während der letzten Revolution in Böhmen haben die Tschechen 
den Beweis hierfür erbracht, indem sie den Deutschen vollkommenste 
Sicherheit verbürgt haben. 



b) 

Memoire XI: 



„Die Tschechoslowakische Republik und ihr Recht auf Ersatz 

der Kriegsschäden“ 



Im Moment der Kriegserklärung hat das tschechische Volk seine 
alte politische staatsrechtliche Theorie in die Praxis umgesetzt und 
betrachtete sich als unabhängig von den Mittelmächten. Es hat infolge- 
dessen sofort die Haltung eines unabhängigen Staates eingenommen 
und an der Seite der Alliierten den Kampf gegen seine Feinde begon- 
nen. 



III. Haltung der Nation in den tschechoslowakischen Ländern 

Die Haltung der tschechoslowakischen Nation während des Krieges 
ist hinlänglich bekannt, so daß wir hier nicht in nähere Einzelheiten 
einzugehen haben. Immerhin will ich bloß einige der folgenden Tat- 
sachen anführen: 
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Im Augenblick der Kriegserklärung hat sich der ganzen Nation eine 
tiefe Empörung bemächtigt, zur selben Zeit entbrannte der Zorn gegen 
die Angreifer und gegen die, die durch den Angriff auf Frankreidi und 
Belgien das Dasein der tschechoslowakischen Nation selbst angriffen. 
Um Serbien zu vernichten, eine der slawischen Nationen, die den Weg 
nach dem Balkan und dem Orient versperrten, mußte man in der Tat 
auch die tschechoslowakische Nation vernichten, die durch ihre geogra- 
phische Lage sich zwischen Berlin und Wien und zwischen Berlin und 
Budapest legte. 

Wir sind ein vorgeschobener Posten inmitten des germanisdien 
Blocks; die Deutschen wollten um jeden Preis diesen Vorposten ver- 
nichten. Wir wußten es und von den ersten Kriegstagen an haben wir 
unser Möglichstes getan, um diesen Plan unmöglich zu machen. 

1. Die tschechischen Soldaten meuterten in Massen, und wie jeder- 
mann weiß, sind sie von dem ersten Augenblick des Krieges an zu wie- 
derholten Malen mit Waffen und Gepäck in die Reihen der Alliierten 
übergegangen, um sofort in die Armee der Entente einzutreten, und 
Deutschland und Österreich-Ungarn zu bekämpfen. 

2. Die Bevölkerung begann, das gesamte wirtschaftliche, das gesamte 
politische Leben, alle Kriegsoperationen und alle militärischen Vorbe- 
reitungen zu sabotieren. Man hat systematisch die Verpflegungsmaß- 
nahmen sabotiert, man ist zu Zerstörung von militärisdien Werken, 
Maschinen, Militärgebäuden, Munitionslagern und großen Munitions- 
fabriken übergegangen. Es ist unnötig, selbst schlagende Beispiele an- 
zuführen, die zeigen, bis zu welchem Punkt der Opfergeist ging. Man 
hat wissentlich Sabotage in der Landwirtschaft und Industrie betrie- 
ben, um deren Produkte nicht an Österreich-Ungarn und Deutschland 
gelangen zu lassen. 

3. Man hat die Soldaten soweit demoralisiert, daß dann, als die 
Katastrophe eintrat, alle Folgen auf unsere eigenen Schultern zurück- 
fielen. Unsere Banken haben einen Boykott der österreichisch-ungari- 
schen Werte und der Kriegsanleihenzeichnungen organisiert, so daß die 
Tschechen am Ende verfolgt, eingekerkert und fast vernichtet wurden. 

4. Die ganze Nation war solidarisch; die ganze Nation hat ruhig und 
im stillen seit dem Kriegsbeginn bis zum schließlichen Zusammenbruch 
gearbeitet und, was das schwerste ist, sie handelte so mit dem Wissen, 
daß materiell die Folgen dieser Handlungen auf ihr eigenes Haupt 
zurückfallen würden. 
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Schlußergebnis: v • 

Indem es sich als unabhängig und als Feind der Mittelmächte fühlte, 
hat sich das tschechische Volk an die Arbeit gemacht und sich aller 
Mittel, die zu seiner Verfügung standen, bedient, um die Mittelmächte 
niederzukämpfen : 

1. Massenhaftes Überlaufen der Soldaten. 

2. Systematische Sabotage des politischen, wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Lebens, systematische Sabotage der militärischen Werke und der 
Kriegsorganisation. 

3. Systematische Demoralisation der Truppen und der Bevölkerung. 

4. Völlige Solidarität der Nation, von der kein Teil mit den Mittel- 
mächten ging. 

IV. Die Rache Österreich-Ungarns 



Seit zwei Jahren hat man bei Tausenden von Gelegenheiten aner- 
kannt, daß wir uns während des Krieges gut gehalten, und daß wir 
einen Beweis von Festigkeit, Energie und Opfergeist abgelegt haben. 
Wir nehmen heute zum erstenmal unsere Freunde beim Wort. 

Schlußergebnis: 

1 . Außer ihrem Kampf für die Freiheit haben die Tschechoslowaken 
versucht, in wirksamer Weise die Verbündeten in ihrem schrecklichen 
Kampf gegen Deutschland zu unterstützen. 

a) Sie haben drei Armeen, in Frankreich, in Italien und in Ruß- 
land aufgestellt, die wirksam am Kampf teilgenommen und allge- 
meine Bewunderung hervorgerufen haben. 

b) Sie haben vor allen Dingen Sibirien dem Einfluß der Alliierten 
erhalten und so eine Grundlage für die Wiederherstellung Rußlands 
geleistet. 

c) Sie haben die Blockade Deutschlands durch den Schutz dieser 
Gebiete möglich gemacht. 

2. Alle Welt erkennt heute diese Verdienste an und ist sich über 
das Ergebnis unseres Handelns im klaren. Die Führer der verbündeten 
Nationen haben mehrere Male diese Verdienste anerkannt. 

3. Am Tage der endgültigen Regelung alles dessen, was während des 
Krieges geleistet wurde, berufen wir uns zur Unterstützung unserer 
Forderung auf diese Worte. 
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Anmerkungen: 

1) Das sog. Memoire III wurde erstmals in der Prager deutschen Tageszeitung 
„Bohemia“ zwischen dem 10. und 19. Oktober 1920 in Fortsetzungen vor 
öffentlidit; die Authenzitität ist vom damaligen tschechoslowakischen 
Außenminister Dr. Benes in einer Sitzung des Senates vom 13. Mai 1921 
anerkannt worden. Zum Inhalt vgl. u. a. auch u. Nr. 16 (S. 30 f .) ; hält 
man beide Schriftstücke nebeneinander, so ergibt sich, wie genau der Inhalt 
dieser Denkschrift dem entsprach, was die damalige tschechoslowakische 
Regierung gegenüber den alliierten Regierungen zu vertreten für richtig 
befunden hat. 

2) Das Memoire XI ist erst gegen 1937 bekannt geworden, als sämtliche 
tschechoslowakischen Denkschriften für die Friedenskonferenz vom dama- 
ligen Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht in 
Berlin veröffentlicht wurden. An dieser Denkschrift ist insbesondere der 
kollektivistisch-totalitäre Grundzug von Interesse. Stets wird davon ge- 
sprochen, daß „die ganze tschechoslowakische Nation“ in bestimmter 
Weise gefühlt und gehandelt habe. Sabotage der Anstrengungen des 
Staates, der sich in daseinsbedrohter Lage befand und dessen Bürger 
die Tschechen bis zum 28. Oktober 1918 waren; Demoralisierung der- 
jenigen nichttschechischcn Mitbürger, die ihrerseits bereit waren, ihre 
staatsbürgerlichen Pflichten zu erfüllen — solches Verhalten erschien nun- 
mehr als sittlich erlaubtes Mittel im Kampf um die Selbstbehauptung des 
eigenen (tschechischen) Volkes und um sein Selbstbestimmungsrccht in 
einem Staate, den es zu vernichten galt. 

3) Die politisch-diplomatische, aber auch die völkerrechtlich-historische Be- 
deutung dieser Denkschriften geht nicht nur daraus hervor, daß sie die 
Grundlage amtlicher Stellungnahmen der tschechoslowakischen Regierung 
gebildet haben (s. z. B. o. Anm. 1), sondern auch daraus, daß sie in 
wichtigen Fällen — wie z. B. bei der Frage der Grenzfestsetzung des 
neuen tschechoslowakischen Staates — Grundlagen der Beratungen des 
zuständigen Fachausschusses der Friedenskonferenz waren und von die- 
sem Punkt für Punkt durchgesprochen wurden — vgl. etwa die Sitzung 
des „Ausschusses für tschechoslowakische Angelegenheiten“ vom 4. März 
1919 in Paris (s. das Protokoll in: Conference de la Paix 1919/20 , Recueil 
des Actes de la Conference , Teil IV C, Bd. 1, Paris 1926 — vertraulicher 
Druck, nicht im Buchhandel — , S. 126 ff.). Der Versuch von tschechischer 
Seite, diese Bedeutung der Denkschriften mit dem Hinweis darauf abzu- 
schwächen, daß es sich bei ihnen nicht um Erzeugnisse wissenschaftlichen 
Charakters gehandelt habe — so etwa K. Lisicky, Die tschechoslowaki- 
schen Denkschriften für die Friedenskonferenz von Paris 1919/20, in: 
Internationales Recht und Diplomatie, Bd. 2 S. 18ff., insbes. S. 19 — kann 
daher kaum überzeugen. 



Quelle: Die tschechoslowakischen Denkschriften für die Friedenskonferenz von Paris 1919/1920 

I Beiträge zum ausländischen öffentlichen Recht und Völkerrecht, hrsg. vom Institut für aus- 
ändisches öffentliches Recht und Völkerrecht in Berlin), 2., ergänzte Aufl., Berlin 1938, 
S. 85 ff. und 299 ff. 
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„Zehn Gebote des tschechischen Volkes “ 

1. Unterstützt ausschließlich nur tschechische Geschäfte, Gewerbe 
und Industrien, verlangt überall tschechische Erzeugnisse, bezieht alle 
Bedürfnisse ausschließlich nur in Geschäften und Handlungen, von de- 
nen ihr schon von vornherein überzeugt seid, daß die Eigentümer rein 
tschecho-slowakischerNationalität sind und ihre Einkäufe nur in tsche- 
chischen Fabriken besorgen! 

2. Wählt euren Arzt, euren Rechtsvertreter, den Hauslehrer usw. 
nur aus tschechoslowakischen Kreisen und stellt deren nationale Rein- 
heit sicher, indem ihr euch nicht mit einem oberflächlichen Urteil be- 
gnügt! 



5. Vermeidet die deutsche Art des Denkens, der Benennungen und 
Bezeichnungen. Lösdit die Spuren der deutschen Kultur aus eurem Le- 
ben, aus eurer Häuslichkeit, eurer Wohnung und euren Unterhaltun- 
gen! Lest keine deutschen Unterhaltungszeitungen und Bücher, voll- 
endet eure Studie auf der Grundlage französischer und englischer Lehr- 
bücher, befreit euch aus der Atmosphäre der deutschen Wissenschaft 
und der deutschen Kunst! 



8. Besucht tschechische Bäder und Sommerfrischen, wandert durch 
die schöne Slowakei und die Lausitz, sprecht auf der Reise nicht deutsch 
und zwingt in der Fremde zur Achtung für unsere Sprache und unser 
Volk! Fahrt zum Vergnügen weder nach Wien noch nach Berlin oder 
in andere deutsche Städte und Gegenden, besucht die Ostsee-Bäder 
nicht! 

9. Wählet eure Freunde, Stammtischgäste und Bekannten nur aus 
Personen, deren tschechische Gesinnung unzweifelhaft ist! Pflegt keine 
Verbindungen mit Angehörigen uns feindlicher Nationen; führt die 
Reinigung unseres nationalen Lebens in der Familie, der Gesellschaft, 
in den Ämtern oder der Öffentlichkeit durch! 



Quelle: E. Gierach, Katechismus für die Sudetendeutschen, Eger 1920, S. 24. 

Anmerkung: Obige Forderungen wurden 1919 in Böhmen, Mähren und 
Schlesien in Form eines Flugblattes verbreitet. Die Auflage war ungewöhn- 
lich hoch und die Wirkung insoweit nachhaltig, als der Inhalt der Schrift den 
Stimmungen breiter tschechischer Kreise entgegenkam und ihnen in präg- 
nanter Weise Ausdruck verlieh. 
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10 . 



Entwurf 

zu einer Verfassung für das Deutsche Reich 
(Verfasser: Prof. Dr. Hugo Preuß , Reichsminister des Inneren) 

1. Bis sich die neuen deutschen Freistaaten gebildet haben, entsenden 
folgende Gebiete des Reiches Abgeordnete in das Staatenhaus: 

1 . ... 

2. Schlesien, bestehend aus der Provinz Schlesien, dem Regierungs- 
bezirk Posen, dem Sudetenland und Ostböhmen — 7,5 Millionen 
Einwohner: 8 Abgeordnete; 

• • • 

7. Obersachsen, bestehend aus dem ehemaligen Königreich Sachsen, 
dem Regierungsbezirk Merseburg und dem Regierungsbezirk Magde- 
burg ohne die Altmark, dem ehemaligen Herzogtum Anhalt und den 
südlich angrenzenden Teilen von Deutschböhmen (etwa von Reichen- 
berg bis Saaz) — annähernd 8 Millionen Einwohner: 8 Abgeordnete; 



12. Bayern, bestehend aus dem ehemaligen Königreich Bayern ohne 
die Pfalz, jedoch mit dem Egerland und den südlich davon angrenzen- 
den Teilen Deutschböhmens — 7 Millionen Einwohner: 7 Abgeordnete; 
• • • 



Quelle: H. Preuß, Reich und Länder — Bruchstücke eines Kommentars zur Verfassung des 
Deutschen Reiches (aus dem Nachlaß hrsg. v. G. Anschütz), Berlin 1928, S. 163. 



Anmerkungen: 

1) Zum völkerrechtlich-verfassungspolitischcn Hintergrund der obigen 
Quelle vgl. o. Nr. 3, insbes. auch Anm. 3 (S. 13). 

2) Zu dem Ausdruck »Sudetenland« vgl. o. Anm. 2 zu Nr. 3 (S. 13). 

3) In obiger Quelle wird u. a. der Ausdruck „Staatenhaus“ verwendet. Preuß 
hatte vorgesehen, daß diesem Staatenhaus ein „Volkshaus“ gegenüber- 
treten sollte — etwa von der Art, wie sich heute in der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen der Bundesversammlung Bundesrat und Bundes- 
tag gegenüberstehen. 
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11 . 



* * 

Entschließung 

der Internationalen Sozialistenkonferenz 
Bern, 9. Februar 1919 



. . . Die Konferenz sieht in einer demokratischen Lösung der Na- 
tionalitätenfrage die beste Gewähr für einen dauernden und gerechten 
Frieden. Die Vereinigung von Völkern, die einander widerstreben, zu 
einem Zwangsstaat war und wird immer Ursache internationaler Ver- 
wicklungen und eine Gefahr für den Frieden sein. Die Nationalitäten- 
frage hat somit internationale Bedeutung und kann nur durch inter- 
nationale Vereinbarungen, am besten im Rahmen eines Völkerbundes, 
gelöst werden. 

I. Den jetzt zu Tage tretenden Tendenzen, die Staatsgrenzen unter 
Ausnützung der durch den Krieg geschaffenen Machtverhältnisse fest- 
zusetzen, stellt die Internationale Sozialistische Konferenz folgende 
Grundsätze gegenüber: 

1. Zweifellose Geltung des Rechts der Völker, ihr Schicksal und ihre 
Staatszugehörigkeit innerhalb des Rahmens des Völkerbundes selbst 
zu bestimmen; 

2. In umstrittenen Gebieten Entscheidung durch Volksabstimmung 
unter Aufsicht des Völkerbundes, der in letzter Instanz entscheidet; 

• • • 

5. Auch in Zukunft muß die Möglichkeit bestehen, daß auf Wunsch 
eines Volkes oder Volksteils Grenzänderungen durch den Völkerbund 
durchgeführt werden können . . . 

II. Die Konferenz legt gegen jeden Versuch, diese Grundsätze zu 
verfälschen, Verwahrung ein; sie verwirft deshalb 

1. das Recht der Siegermächte auf Landbeute . . .; 

2. die Festsetzung von Grenzen nach strategischen Gesichtspunkten ; 

3. gewaltsame oder verschleierte Annektionen unter Berufung auf 
sog. „historische Ansprüche“ oder „wirtschaftliche Notwendig- 
keiten“; 

4. die Schaffung vollendeter Tatsachen durch vorgreifende militä- 
rische Besetzung strittiger Gebiete . . . 



Quelle: Ferdinand Peroutka, Budovinl stitu (Die Erbauung des Staats), Prag 1934, S. 6S3 ff. 
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Anmerkung: Obige Entschließung wurde vom Führer der französischen Dde 
gation, Mistral , eingebracht und einhellig gegen die Stimmen der tschechischen 
Delegierten gutgeheißen. (An der Konferenz nahmen außer Franzosen, Oster 
reichern, Deutsdien aus dem Reich und den Sudetengebieten u. a. audi Bel- 
gier, Engländer und eine Reihe von Neutralen teil.) Die tschediisdic Dele- 
gation hatte zu Pkt. II 3 einen Abänderungsantrag eingebracht, wonach sidi 
das Annektionsvcrbot u. a. nicht auf Gebiete beziehen solle, die vorher durch 
„fremdes Kapital entnationalisiert“ worden seien. Dieser Abänderungsantrag 
wurde von der Konferenz verworfen, obwohl die tschechisdie Delegation 
darauf verwies, daß dies „die moralische Verniditung des tschcchisdicn Staa- 
tes“ bedeuten würde. Ihr Führer, Abg. NemeCy bekannte allerdings nadi 
seiner Rückkehr nach Prag, es sei „keine angenehme Lage“ gewesen, „aus 
Gründen nationaler Solidarität den Gedanken der Volksabstimmung ab- 
lehnen zu müssen“. 



12 . 

Entschließung 

einer Zusammenkunft deutscher Journalisten 
Teplitz, 10. Februar 1919 



Die Regierung der angeblich freien, demokratischen Tschechoslowa- 
keit bedroht die gesamte Presse des deutschböhmischen Volkes mit Ver- 
warnung, Beschlagnahme und Einstellung, sie bedroht uns mit persön- 
licher Verfolgung und schwerem Schaden an Freiheit und Eigentum, 
mit Strafgesetz und Kerker aus dem einfachen Grunde, weil wir 
pflichtgemäß dem einmütigen Willen unseres Volkes unermüdlich und 
unerschrocken Ausdruck verleihen. Unsere Antwort darauf ist von sel- 
ber gegeben: keinerlei Drohung kann uns erschüttern und beugen im 
felsenfesten Entschluß, unserem hartgeprüften Volk ein treuer Anwalt 
der Wahrheit und des Rechts zu sein. 

Die deutschböhmische Presse verharrt in allen Gauen in voller Ein- 
mütigkeit auf dem Recht ihres Volkes auf Selbstbestimmung. Darüber 
gibt es keine Meinungsverschiedenheiten und keine Außenseiter. Dem 
einmütigen Willen unseres Volkes entspricht die geschlossene Einheit 
seiner Presse. 



Quelle: H. v. Stein, Karlsbad im Tschcdienstaat, in: Karlsbader Dadcblatt 1942. 
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13. 



v » 

Aufruf 

der deutschböhmischen Landesregierung 
vom 4. März 1919 



Heute wird in Wien die erste Sitzung des Volkshauses der deutsch- 
österreichischen Republik eröffnet. Alle Stämme Österreichs sind dort 
vertreten. Nur Deutschböhmen ist mit Gewalt zu stummem Schweigen 
verurteilt. Schweigend, aber nicht stumm, richten wir heute Auge und 
Herz nach Wien, wo das freie Deutschösterreich zum erstenmal die 
Vertreter des Volkes versammelt. 

Unsere Feier am heutigen Tage ist eine flammende Anklage gegen 
die Gewalt, mit der man unser Recht zu brechen sucht. Wir feiern den 
heutigen Tag durch eine allgemeine Arbeitsruhe. . . . 

So wollen wir heute in Stadt und Land zu Tausenden an den Kund- 
gebungen tcilnchmen, die sich gegen die Vergewaltigung unseres Rechts 
richten. In ernster, schicksalsschwerer Stunde ergeht der Ruf an euch 
alle. Kommt alle, aber bewahrt Ruhe und Ordnung! . . . 

Quelle: Oskar Lukas, Der 4. März 1919, Karlsbad 1939, S. 114. 



Anmerkungen: 

1) Die von der Landesregierung ausgegebene Generalstreikparole ist voll- 
ständig befolgt worden, woraus zu ersehen ist, daß insbesondere auch die 
Industriearbeitersdiaft — der allgemeinen Einstellung aller sozialistisdicn 
Parteien zur damaligen Zeit entsprechend (vgl. o. Nr. 11) — voll und 
ganz hinter der Selbstbestimmungsforderung stand. 

2) Die Kundgebungen wurden von den tschechischen Besatzungstruppen an 
einigen Orten mit Waffengewalt zersprengt. Dabei waren insges. 54 Tote 
— unter ihnen ein Achtzigjähriger, zwei Knaben von 14 und je einer von 
13 und 11 Jahren — und 104 Verletzte zu beklagen. Der tschechoslowa- 
kisdie Heeresminister Klofdc erklärte dazu am 19. März in der „Revo- 
lutionären Nationalversammlung“, er „zögere nicht, zuzugeben, daß hie 
und da Übergriffe, wenn auch unblutige, stattgefunden“ hätten, die in 
der „übertriebenen patriotischen Begeisterung der tschechischen Soldaten“ 
ihren Grund gehabt hätten. 

3) Über die Ereignisse fand eine Untersuchung an Ort und Stelle durch al- 
liierte Offiziere statt; in deren Bericht vom 12. April 1919 heißt es u. a., 
es hätten „in den meisten deutschen Städten riesige Volkskundgebungen 
stattgefunden, . . . wobei in einer Reihe von Orten die schwarzrotgoldene 
Fahne gezeigt worden“ sei; jedoch ließen „keinerlei Spuren auf die Be- 
teiligung der Regierung in Wien an dieser Agitation schließen.“ Der Be- 
richt ist abgedruckt bei D. H. Miller , My Diary of the Peace Conference 
of Paris; New York 1926, Bd. 18 S. 40 ff. 
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14. 



Bericht 

des Sonderberaters der amerikanischen Friedensdelegation 
für das Gebiet des ehemaligen Österreich-Ungarn 
Prof. Dr. Archibald Cary Coolidge, 
vom 10. März 1919 



. . . Würde man den Tschechoslowaken das ganze Gebiet zuerken- 
nen, das sie beanspruchen, so wäre das nicht nur eine Ungerechtigkeit 
gegenüber vielen Millionen Menschen, die nicht unter tschechisdic 
Herrschaft gelangen wollen, sondern es wäre auch für die Zukunft des 
neuen Staates gefährlich und vielleicht verhängnisvoll. Die Beziehun- 
gen zwischen Deutschen und Tschechen in Böhmen sind in den letzten 
drei Monaten immer schlechter geworden. Heute besteht zwischen 
ihnen tiefe Feindschaft und es ist kein Grund für die Erwartung vor- 
handen, daß diese Feindschaft in naher Zukunft überwunden werden 
wird. Das Blut, das am 4. März geflossen ist, als tschechische Soldaten 
in mehreren Städten auf die deutsche Menge feuerten, ist — obwohl 
es im Vergleich zu den Opfern, deren Zeugen wir geworden sind, nur 
ein Tropfen ist — auf eine Art und Weise vergossen worden, die nur 
schwer verziehen werden kann. Mag auch im vergangenen November 
in deutschen Kreisen aus wirtschaftlichen Gründen eine gewisse Bereit- 
schaft bestanden haben, die politische Gemeinschaft mit den Tschechen 
aufrechtzuerhalten, so ist sie heute so gut wie verschwunden. . . . 

Betrachtet man die Grenzen Böhmens und Mährens der Reihe nach, 
so bin ich der Ansicht, daß 

a) im Süden Nieder- und Oberösterreich so weit als möglich bis zur 
jetzigen ethnischen Grenzlinie . . . auszudehnen wäre, 

b) dem Bezirk Eger, der nicht zum ursprünglichen Böhmen gehört, 
die Vereinigung mit Bayern gestattet werden sollte, wenn er dies 
wünscht, 

c) Im Fall des großen, reichen Nordböhmen ist die Frage viel schwie- 
riger. Von Sachsen ist es durch natürliche Hindernisse getrennt; cs ist 
von großem wirtschaftlichen Wert und sein Verlust wäre für die 
Tschechoslowaken ein schwerer Schlag. Wenn andererseits — was 
offensichtlidi der Fall ist — der Wunsch nach einer Trennung von Böh- 
men mit überwältigender Mehrheit laut wird, so ist die Rechtmäßig- 
keit dieses Anspruchs nicht zu bestreiten. Wird er erfüllt, so sollte man 
in Zweifelsfällen zu tschechischen Gunsten entscheiden. Wird er nicht 
erfüllt, so müßte dem Gebiet von Eger eine größtmögliche Ausdehnung 
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gegeben und auch noch andernorts Modifikationen im Rahmen des 
möglichen durchgeführt werden. 

d) Das sogenannte „Sudetenland“ 1 ) kann leicht von Böhmen und 
Mähren abgetrennt werden. Unglücklicherweise hat es keine Verbin- 
dung mit Österreich oder dem übrigen Deutschböhmen. Es könnte als 
Kleinstaat innerhalb der neuen deutschen Republik bestehen oder mit 
Preußisch-Schlesien verbunden werden. . . . 

Quelle: Papers relating to the foreign relations of the United States 1919 — The Paris 
Pcacc Conference, Bd. 12, Washington 1947, S. 271 ff. 



Anmerkungen: 

1) Die Prüfung obiger Vorschläge ergibt ein beträchtliches Maß von Ähn- 
lichkeit mit der im Herbst 1938 erzielten Grenzregelung. 

2) Die amerikanische Friedensdelegation hat sich im Frühjahr 1919 im 
Schoß des „Ausschusses für tschechoslowakische Angelegenheiten“ durdi 
den Mund ihres Vertreters Allen W. Dulles für die Abtretung der Bezirke 
Rumburg (in Nordböhmen) und Eger an Deutschland ausgesprodien. 



1) vgl. Anm. 2 zu Nr. 3 (o. S. 13). 



15. 

Beschluß des tschechoslowakischen Obersten Verwaltungsgerichts 

vom 19. März 1919 

Aus dem Charakter des tschechoslowakischen Staates als National- 
staat, der nach dem allgemeinen Grundsatz des der tsdoecljoslowaki- 
schen Nation zustehenden Selbstbestimmungsrechts begründet worden 
ist — welcher Grundsatz im Gesetz 1 ) vom 28. Oktober 1918, Slg. 
Nr. 11, ausgesprochen wurde — , geht als Rechtsfolge logisch hervor, 
daß die tschechische (slowakische) Sprache jene Sprache ist, in weldier 
der Staat und seine Organe ihren Willen kundtun und Recht üben . . . 

Die Angehörigen anderer Volksstämme, die in das Gebiet des Staa- 
tes einbezogen wurden, können dem Staat gegenüber hinsichtlich ihrer 
nationalen Rechte keine höheren Ansprüche stellen, als daß ihnen inso- 
weit, als der nationale Staat diese Rechte gewähren kann , ohne seinen 
nationalen Charakter zu verlieren, die Möglichkeit eingeräumt wird, 
ihr eigenes nationales Leben zu führen und ihre eigene Sprache zu ge- 
brauchen. 

Dieser Anspruch — er bildet den wesentlichen Inhalt des „Minder- 
heitsrechts“ — und hat seine gesetzliche Grundlage in Art. 19 des 

1) „über die Errichtung eines selbständigen tschechoslowakischen Staates“ 
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Staatsgrundgesetzes 2 ) vom 21. Dezember 1867, RGBL. Nr. 142, einer 
Vorschrift, die kraft des Art. 2 des Gesetzes vom 28. Oktober 1918, 
Slg. Nr. 11, in diesem (aber auch nur in diesem) Umfang in Geltung 
belassen wurde — kann in negativer Richtung niemals dahingehend 
extensiv ausgelegt werden, daß die tschechische Sprache aus irgend- 
einer Willenskundgebung des Staates ausgeschlossen werden könnte; 
in positiver Hinsicht kann er demgegenüber nur so weit reichen, als 
den Angehörigen fremder Volksstämme, soweit sie als nationale Min- 
derheiten anerkannt sind, in jenem territorialen Bereich, in dem sie als 
staatlich anerkannte Minderheit in Betracht kommen — also bei den 
für dieses Territorium errichteten und zuständigen Behörden und 
Instanzen — die Möglichkeit zu bieten ist, in ihrer eigenen Sprache 
Recht zu suchen und zu finden. 

. . . Da einem Volksstamm nur dann die Rechtsstellung einer natio- 
nalen Minderheit zuzuerkennen ist, wenn er innerhalb des betreffen- 
den Gebiets ständig und in so großer Zahl ansässig ist, daß er diesem 
Gebiet den Stempel seines nationalen Lebens aufdrückt, ist — so lange 
gesetzlich nichts anderes bestimmt wird — die Zubilligung des minder- 
heitenrechtlichen Schutzes der Sprachenrechte eines solchen Volks- 
stammes nur in jenen Bezirken möglich, wo diese Minderheit wenig- 
stens die Hälfte der Bevölkerung bildet; hingegen kommen für Ge- 
richtsbezirke, wo ein solcher Volksstamm lediglich in geringerer Menge 
angesiedelt ist oder zerstreut wohnt, solche Rechte nicht in Betracht. 

Der Schutz wird anderssprachigen Minderheiten gewährt, sofern es 
sich dabei um Staatsangehörige handelt. Ausländer können minderhei- 
tenrechtliche Ansprüche also nicht erheben. Wer einen solchen Anspruch 
erhebt, muß im Streitfall seine tschechoslowakische Staatsangehörig- 
keit nachweisen. Solange hierüber kein Streit besteht, genügt der Nach- 
weis der ständigen Wohnhaftigkeit in unserem Staat. 

Quelle: Bohuslav , Sbfrka ndlezu NejvyJSiho Sprivnlho Soudu (Sammlung der Erkenntnisse 
des Obersten Verwaltungsgeridus), Bd. 1, Prag 1920, S. 557 f. (Nr. V der „Grundsatz- 
besdilüsse“). 



Anmerkungen: 

1) Hervorhebungen im Original. 

2) Obiger Beschluß stellt eine der bekanntesten Umschreibungen des Rcdits- 
begriffs „Nationalstaat“ dar. Bemerkenswert ist die Bezugnahme auf 
Art. 19 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rcdue der Staats- 
bürger y. 21. Dezember 1867. Dort ist von der „Gleidibercchtigung aller 
Volksstämme“ die Rede. Insoweit enthält der obige Besdiluß eine für die 



2) .über die allgemeinen Redite der Staatsbürger" 
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gesamte weitere Entwicklung kennzeichnende Umdcntung , der den Glcich- 
bercchtigungsgrundsatz durch das Prinzip des Vorranges der tschechischen 
(slowakischen) Sprache und des tschechischen (slowakischen) Volkstums 
gegenüber den „Minderheiten“ ersetzt. 

3) Der vom Obersten Verwaltungsgericht zunächst aufgestellte „50%-Grund- 
satz“ ist durch die tschedioslowakische Sprachengesetzgebung (Ges. vom 
29. Fcbr. 1920, Slg. Nr. 122; Vdg. v. 3. Febr. 1926, Slg. Nr. 17 usw.) 
modifiziert worden. 



16. 

Note 

der tschechoslowakischen Regierung an die 
Friedenskonferenz in Paris 
vom 20. Mai 1919 

1. Es ist die Absicht der tschechoslowakischen Regierung, den Staat 
so zu organisieren, daß sie als Grundlage der Rechte der Nationalitäten 
die Grundsätze annimmt, die in der Verfassung der Schweizerisdien Re- 
publik Anwendung gefunden haben, d. h. sie hat die Absicht, aus der 
Tschechoslowakischen Republik eine Art Schweiz zu machen, wobei sie 
natürlich die besonderen Verhältnisse in Böhmen in Betracht zieht. 

2. Es wird das allgemeine Stimmrecht nach dem Proportionalsystem 
eingeführt werden, das den verschiedenen Nationalitäten der Repu- 
blik proportionale Vertretung in allen aus Wahlen hervorgehenden 
Körperschaften sichern wird. 

3. Die Schulen werden im ganzen Staatsgebiet vom Staat aus öffent- 
lichen Mitteln erhalten werden, und es werden für die verschiedenen 
Nationalitäten Schulen in allen Gemeinden errichtet werden, in denen 
die gesetzlich festgelegte Zahl von Kindern die Notwendigkeit der 
Errichtung solcher Schulen beweist. 

4. Alle öffentlichen Ämter, in denen grundsätzlich die beiden Spra- 
chen gleichberechtigt sein sollen, werden den verschiedenen Nationali- 
täten, die in der Republik leben, offen stehen. 

5. Die Gerichte werden gemischte Gerichte sein, und Deutsche wer- 
den das Recht haben, vor den höchsten Gerichten in ihrer eigenen Spra- 
che zu plädieren. 

6. Die Lokalverwaltung (der Gemeinden und Bezirke) wird in der 
von der der Mehrheit der Bevölkerung gesprochenen Sprache geführt 
werden. 
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7. Eine religiöse Frage gibt es in der Tschechoslowakischen Republik 
nicht, es wird daher auf diesem Gebiet keine Schwierigkeiten geben. 

8. Die offizielle Sprache wird das Tschechische sein und der Staat 
wird im Ausland der Tschechoslowakische Staat heißen; aber in der 
Praxis soll Deutsch die zweite Landessprache sein und soll ständig in 
der Verwaltung, vor den Gerichten und im Zentralparlament gleich- 
berechtigt neben dem Tschechischen gebraucht werden. Es ist die Ab- 
sicht der tschechoslowakischen Regierung, die Wünsche der Bevölke- 
rung in der Praxis und im täglichen Gebrauch zu befriedigen, jedoch 
der tschechoslowakischen Sprache und dem tschechoslowakisdien Ele- 
ment eine gewisse Sonderstellung einzuräumen. 

9. Anders ausgedrückt: der gegenwärtige Staat, in dem die Deut- 
schen ein überwältigendes Übergewicht hatten, wird bestehen bleiben. 
Es werden lediglich die Vorredite, die die Deutschen genossen, auf ihr 
richtiges Verhältnis zurückgeführt werden (z. B. die Zahl der deut- 
schen Schulen eingeschränkt werden, da sie überflüssig sein werden). 

Es wird ein äußerst liberales Regime sein, das demjenigen der 
Schweiz stark gleichen wird. 

Quelle: s. o. Nr. 8, S. 373 ff. 



17. 

Beschluß 

der deutsch-österreichischen Nationalversammlung 

vom 6. September 1919 



. . . Die Nationalversammlung der Republik Deutschösterreidi 
nimmt den Beridit des Staatskanzlers über den Verlauf und die Er- 
gebnisse der Verhandlungen von St. Germain zur Kenntnis. 

Die Nationalversammlung erhebt vor aller Welt feierlich ihren Pro- 
test dagegen, daß der Friedensvertrag von St. Germain unter dem Vor- 
wände, die Unabhängigkeit Deutschösterreichs zu schützen, dem 
deutschösterreichischen Volke sein Selbstbestimmungsrecht nimmt, ihm 
die Erfüllung seines Herzenswunsches, seine wirtschaftliche, kulturelle 
und politische Lebensnotwendigkeit, die Vereinigung mit dem deut- 
schen Mutterlande verweigert. Die Nationalversammlung spricht die 
Hoffnung aus, daß, sobald der Friede den Geist nationaler Gehässig- 
keit und Feindseligkeit, den der Krieg hervorgerufen hat, überwun- 
den haben wird, der Völkerbund auch dem deutschen Volke das Recht 
auf Einheit und Freiheit der Nation, das er allen anderen Völkern 
gewährt, nicht dauernd verweigern werde. 
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In schmerzlicher Enttäuschung legt sie Verwahruri£* ein gegen den 
leider unwiderruflichen Beschluß der alliierten und assoziierten 
Mäditc, dreieinhalb Millionen Sudetendeutsche von den Alpendeut- 
schen, mit denen sie seit Jahrhunderten eine politische und wirtschaft- 
liche Gemeinschaft bilden, gewaltsam loszureißen, ihrer nationalen 
Freiheit zu berauben und unter die Fremdherrschaft eines Volkes zu 
stellen, das sich in demselben Friedensvertrag als ihr Feind bekennt. 

Ohne alle Macht, dieses Unheil abzuwenden und Europa die unver- 
meidlichen Wirren zu ersparen, die aus dieser Versündigung an dem 
heiligsten Recht einer Nation erwachsen müssen, legt die deutsch-öster- 
reichische Nationalversammlung die geschichtliche Verantwortung für 
diesen Ratschluß auf das Gewissen jener Mächte, die ihn trotz unserer 
ernstesten Warnungen vollziehen . . . 



. . . Die Nationalversammlung erwartet, daß der Völkerbund das 
sowie an wichtigen Teilen Kärntens, Steiermarks und Niederösterreichs 
unfaßbare Unrecht, das an den Sudetendeutschen, an Deutschsüdtirol 
verübt werden soll, ehebaldigst wieder gutmachen wird. Die abge- 
trennten Volksgenossen im Norden und Süden geleitet in ihre kampf- 
reiche Zukunft der heißeste Segenswunsch der deutschösterreichischen 
Nationalversammlung! . . . 



. . . Bereit, das Mögliche zu leisten, um die Vergangenheit abzu- 
schließen und sich eine neue Zukunft unter den Völkern zu eröffnen, 
hält die Nationalversammlung einen großen Teil der wirtschaftlichen 
und finanziellen Bedingungen für undurchführbar und befürchtet, daß 
unser Volk sie einfach nicht ertragen kann. 

Dennoch bleibt ihr keine Wahl, weil unser Land in der Versorgung 
mit Nahrungsmitteln, Kohlen und industriellen Rohstoffen wie in der 
Wiederherstellung seines Kredits und seiner Währung von den Groß- 
mächten abhängt. 

Dieser Zwangslage muß die Nationalversammlung leider Rechnung 
tragen, obschon sie den Frieden von St. Germain für national unge- 
recht, politisch verhängnisvoll und wirtschaftlich undurchführbar hält. 
Politisch und national muß sie die Verantwortung den Mächten über- 
lassen . . . 

Quelle: Bericht der deutsch-österreichischen Friedensdelegation in St. Germain-en Laye, 
Drucks, der deutsch-österreichischen Konstituierenden Nationalversammlung Nr. 379, Wien 
1919, Bd. 2, S. 191 IT. 
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18 . 



Sudetendeutsche Grundsatzerklärungen 
anläßlich der Eröffnung des tschechoslowakischen Parlaments 

a) Erklärung des „Deutschen parlamentarischen Verbandes“ 

vom 1. Juni 1920 

Durch den Friedensvertrag von St. Germain ist mitten in Europa 
ein Staat entstanden, der neben rund sechs Millionen Tschechen u. a. 
auch fast vier Millionen Deutsche umfaßt. Vergebens waren unsere 
Vorstellungen, welche wir vor Beginn und während des Verlaufs der 
Friedensverhandlungen erhoben haben, vergebens war unser einmüti- 
ges Bestreben, das Schicksal unseres Siedlungsgebietes selbst zu bestim- 
men, vergebens haben wir darauf verwiesen, daß dieser Staat nicht den 
Vierzehn Punkten Wilsons, nicht dem Begriff der Demokratie entspre- 
che und schon infolge seiner unmöglichen Zusammensetzung eine stete 
Bedrohung des europäischen Friedens bilden werde. Wir . . . stellen 
fest, daß dieser Staat . . . auf Kosten der geschichtlichen Wahrheit ent- 
standen ist und daß die entscheidenden Großmächte über den wahren 
Sachverhalt getäuscht worden sind . . . Die tschechoslowakische Repu- 
blik ist . . . das Ergebnis eines einseitigen tschechischen Willensakts und 
sie hat die deutschen Gebiete widerrechtlich mit Waffengewalt besetzt. 
Die deutschen Sudetenländer sind . . . um ihren Willen niemals befragt 
worden und das Ergebnis der Friedensverträge ist daher mit Beziehung 
auf sie die Sanktionierung eines Gewalt-, aber niemals eines Rechtszu- 
standes. . . . Unrecht kann auch durch tausendjährige Übung niemals 
Recht werden, solange es nicht von den Betroffenen selbst auf Grund 
freier Entschließung anerkannt wird, und wir verkünden demnach 
feierlich, daß wir niemals aufhören werden, die Selbstbestimmung unse- 
res Volkes zu fordern . . . 

b) Erklärung der deutschen sozialdemokratischen Partei 

vom 2. Juni 1920 

Als unter dem Druck einer der größten Umwälzungen der Geschichte 
die österreichisch-ungarische Monarchie zerfiel, haben wir deutschen 
Sozialdemokraten die Befreiung der Nationen aus den jahrhunderte- 
langen Fesseln nationaler Unterdrückung freudig begrüßt. Wir aner- 
kannten ohne Vorbehalt und ohne Einschränkung das Recht aller sla- 
wischen und romanischen Nationen, ihre eigenen nationalen Staaten 
zu gründen und nahmen dasselbe Recht in gleichem Maße auch für 
unser Volk in Anspruch, indem wir uns mit allen anderen Vertretern 
des deutschen Volkes im Willen und dem Beschluß einigten, die deut- 
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sehen Siedlungsgebiete des alten Österreich zu einem deutsch-österrei- 
chischen Staat zusammenzufassen . . . 

Die siegreichen Ententemächte haben durch den Gewaltfrieden von 
Versailles und St. Germain auch das deutsche Volk in den Sudeten- 
ländern nationaler Fremdherrschaft unterworfen und es gegen seinen 
Willen und gegen den einmütigen Beschluß seiner berufenen Vertreter 
in den tschechoslowakischen Staat gezwungen. In der Stunde, da wir 
das Parlament der tschechoslowakischen Republik betreten, . . . erklä- 
ren wir deutschen Sozialdemokraten feierlichst, daß wir am Selbstbe- 
stimmungsrecht unseres Volkes unverrückbar und unverbrüchlich fest- 
halten und daß wir entschlossen sind, auch auf dem Boden dieses neuen 
Nationalitätenstaates unseren großen geschichtlichen Kampf aufzu- 
nehmen . . . 

Quelle: Stenographische Protokolle der Sitzungen des Abgeordnetenhauses der National- 
versammlung der tschechoslowakischen Republik, 1. Wahlpcr., 1. Sitzuncspcr., Bd. 1, Prag 
1920, S. 28 ff. und 61 ff. 



Anmerkungen: 

1) Ursprünglich war vorgesehen worden, daß die am 28. Oktober 1918 in 
Prag gebildete Revolutionsregierung lediglidi bis zur Einberufung einer 
Verfassunggebenden Versammlung die Geschäfte führen und alsdann von 
einer „endgültigen parlamentarischen Regierung“ abgelöst werden sollte 1 ). 
Da man sich jedodi darüber klar war, daß die Deutschen sich vor Inkraft- 
treten eines Friedensvertrages nicht an Wahlen zu einer solchen Ver- 
sammlung beteiligen würden, beschloß man 2 ), aus den ehemaligen Reichs- 
rats- und Landtagsabgeordneten tschechischer Volkszugehörigkeit sowie 
aus den Mitgliedern des bisherigen ungarischen Reidisrats slowakischer 
Volkszugehörigkeit eine sog. „Revolutionäre Nationalversammlung“ zu 
bilden, die durch Kooption nach dem Schlüssel der Parteienstärke gemäß 
den letzten österreichischen Reichsratswahlen von 1911 sowie einiger wei- 
terer, frei bestimmter politischer Persönlichkeiten auf eine Kopfzahl von 
zunächst 250, später 270 Mitglieder gebracht wurde 3 ). Es mag bemerkt 
werden, daß die Slowakei dabei durchaus nicht durchweg von Slowaken 
vertreten wurde 4 ); auch war für eine Vertretung weder der polnischen 
Bevölkerung der von der Tschechoslowakei — ebenfalls aus „historischen“ 
Gründen — beanspruchten östlichen Teile Schlesiens, noch der ukrainischen 
Bevölkerung in den von der Tschechoslowakei aus strategischen und ver- 
kehrsgeographischen Erwägungen angestrebten Gebieten im äußersten 
Nordosten des Königreichs Ungarn, der späteren „Karpatenukraine“, ge- 
sorgt. Auch waren weder Deutsche noch Magyaren vertreten. „Es war ein 
offensichtlich undemokratisches Vorgehen.“ 5 ) 

Diese Versammlung trat am 14. November 1918 zusammen und löste sich 
erst zum 17. April 1920 wieder auf. Sie verabschiedete während dieser 
Zeit die Verfassungsurkunde für den neuen Staat und eine Fülle von Ver- 
fassungs- und einfachen Gesetzen — insgesamt etwa 300 — , die letzten 
Endes dazu bestimmt waren und auch geeignet erschienen, Aufbau und 
Gefüge des neuen Staatswesens bis ins Einzelne und auf eine Weise fest- 
zulegen, die Sicherheit bot, daß sich hieran gegen tschechischen Willen 
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nichts mehr ändern könne 8 ). In diesem Zusammenhang ist vor allem auf 
die Bestimmungen der tschechoslowakischen Verfassungsurkundc über 
Verfassungsänderungen zu verweisen, die so gefaßt waren, daß die na- 
tionalen Minderheiten eine solche niemals erreichen konnten (§ 33 der 
Verfassungsurkunde v. 29. Febr. 1920 — Prinzip der sog. „permanenten 
Majorisierung der nationalen Minderheiten“). Vgl. u. Nr. 20. 

2) Dem „Deutschen Parlamentarischen Verband“ gehörten alle nichtsozial- 
demokratischen deutschen Parteien an — 41 der insges. 74 deutschen Ab- 
geordneten. Die Erklärung wurde vom damaligen Vorsitzenden der 
„Deutschen Nationalpartei“, Dr. R. Lodgman von Auen, verlesen. 



1) vgl. „Niederschrift über die Beratungen der Abgesandten des Prager Nationalausschusses 
mit dem Außenminister der Vorläufigen tschechoslowakischen Regierung" (Genf, 31. Ok- 
tober 1918) — vollst. tschech. Word, bei E. Bene s, Svctovä vilka a naSe revolucc (Der 
Weltkrieg und unsere Revolution), Prag 1928, Bd. 3 S. 481 f. (Dieser Band, der aus- 
schließlich Dokumente enthält, ist in keiner der Ausgaben dieses Buches inbegriffen, 
die in westeuropäischen Sprachen erschienen sind; vgl. z. B. Der Aufstand der Nationen, 
Berlin 1929). 

2) Dieser Kausalzusammenhang wird von zwei führenden tschechischen Darstellungen dieser 
Zeit scharf hcrausgearbeitet — vgl. Fr. Peroutka, Budovänf stätu (Staatsaufbau), Prag 
1934, S. 263; Karel $ediv£, Czedioslovakia, in: Encyclopaedia Britannien, Bd. 6, 
London 1936, S. 959 ff. 

3) vgl. das „Gesetz" über die einstweilige Verfassung v. 13. Nov. 1918 (Slg. Nr. 37) in 
der Fassg. der „Gesetze“ v. 11. März und 13. Mai 1919 (Slg. Nr. 138 und 271). 

4) So gehörten z. B. Dr. Alice Masaryk, die Tochter des Staatspräsidenten, sowie Dr. 
BcneS — beide hatten bisher niemals ein parlamcntarisdies Mandat besessen — zu den 
„tschechischen Mitgliedern des slowakischen Klubs“ — so H. Klepetar, Seit 1918, Mäh- 
risch-Ostrau 1937, S. 16 und 19. 

5) so M. W. Graham, Constitutional and political structurc, in: R. J. Kerner (Hrsg.) 
Czedioslovakia, 3. Aufl., Berkeley 1949, S. 109. 

6) so treffend H. Neuwirth, Der Weg der Sudetendeutschen von der Entstehung des 
tsdicdioslowakischen Staats bis zum Vertrag von München, in: Die Sudetenfrage in 
europäisdier Sicht (Bd. 12 der Schriften des Collegium Carolinum), München 1962, S. 133. 



19 . 

Rede 

des deutschen Abgeordneten F. Krepek (Bund der Landwirte ) 
im tschechoslowakisdien Abgeordnetenhaus 
am 10. Juni 1920 



. . . Sie haben sich in diesem alten Österreich bedrückt gefühlt. Sie 
haben dem Staat vorgeworfen, daß er Ihnen Ihre nationale Entwick- 
lung als Volk vorenthalte, daß er Ihnen Ihre politische Freiheit nicht 
in jenem Maße gebe, wie es den Bedürfnissen Ihrer Nation entspreche. 
Sie haben diesen Vorwurf erhoben, diese nationalen und politischen 
Forderungen zu Ihrem Programm gemacht und dieses Programm da- 
durch vertreten, daß Sie als Krönung Ihrer Forderungen die Aufrich- 
tung eines eigenen Staates verlangt haben, als Sie noch österreichische 
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Bürger waren. Und als im Weltkrieg Not und Gefahr über diesen 
Staat hercinbradi, haben Sie diesem Programm nicht etwa abgeschwo- 
ren, sondern Ihre fähigsten Köpfe ins Ausland geschickt, um mit dem 
Feind zu verhandeln. Sie haben diesem Staat im Inneren planmäßig 
die Mittel zur Kriegsführung versagt und dadurch zu seiner Zertrüm- 
merung beigetragen. Das alles haben Sie getan, weil Sie zu Ihren 
nationalen Rechten und Freiheiten gelangen wollten. Und nun haben 
Sie Ihren eigenen Staat errichtet und uns mit Hilfe der siegreichen 
Westmächte in diesem Staat festgehalten, und heute stehen wir in 
unserer nationalen Bedrängnis genau dort, wo Sie einst gestanden sind. 
Sehen Sie denn nicht, daß Sie uns ein Beispiel gegeben haben, das man 
nur nachzuahmen braucht? Sie haben dem deutsdien Volk förmlich 
vorgezeichnet, wie man sich gegen einen solchen Staat zu verhalten hat! 
( Zustimmung und Beifall der deutschen Abgeordneten) . . . 



Quelle: Stcnogr. Protokolle der Sitzungen des Abg.-Hauses der Nationalversammlung der 
tschechoslowakischen Republik, 1. Wahlper., 1. Sitzungspcr., Prag 1920, S. 254. 



20 . 

Denkschrift 

der Deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei in der tschecho- 
slowakischen Republik an den Internationalen Sozialistenkongreß, 
betr. den politischen und sozialen Stand der Arbeiterbewegung in 
diesem Staate und das Verhalten der tschechoslowakischen Sozialdemo- 
kratie gegen die übrigen sozialistischen Parteien des Landes, dem 

Kongreß überreicht 

am 21. Mai 1923 



... Im Staatsgebiet ist jeder vierte Bewohner ein Deutscher und 
entfallen auf fünf nationale Tschechen rund zwei Deutsche, und wenn 
alle anderen Nationen berücksichtigt werden, auf 54 nationale Tsche- 
chen 46 Nichttschechen. Niemand kann ein solches ethnisches Gebilde 
einen Nationalstaat nennen. Zu diesem Konglomerat von Völkern 
kommt noch die Bevölkerung von Karpathorußland, welches Land der 
Regierung von Prag unterstellt wurde. Die Republik, welche unter 
dem Prätext eines Nationalstaates begründet worden ist, stellt sich 
somit als ein typischer Nationalitätenstaat dar, der selbstverständlich 
alle Schwierigkeiten des alten Österreich-Ungarn wieder birgt. 




Wie ist nun dieser Nationalitätenstaat aufgebaut worden? Am 
28. Oktober 1918 erfolgte in Prag der Umsturz; an die Stelle der alten 
regierenden Gewalten trat ein Nationalausschuß (Narodnl vfbor), 
welcher in seinem Gesetz vom selben Tage 1 ) sich zum Vollstrecker der 
staatlichen Souveränität machte. Er war nur aus Vertretern der tsche- 
chischen Parteien — unter Hinzuziehung einiger Slowaken — zusam- 
mengesetzt und blieb es auch nach seiner Erweiterung auf 256 und spä- 
ter auf 270 Mitglieder, da er sich Nationalversammlung nannte. Von 
dieser Versammlung wurde sowohl die Verfassung, das Sprachenrecht, 
das Gesetz über die Gau- und Bezirksverfassung und die parlamenta- 
rische Geschäftsordnung festgesetzt, ohne daß die Vertreter der ande- 
ren Nationen (mehr als ein Drittel der Bevölkerung) auch nur dazu 
geladen wurden. Selbst das Zentralorgan der tschechischen Sozialdemo- 
kratie, „Prävo Lidu“, bezeidinete am 23. Dezember 1919 diese Natio- 
nalversammlung als eine „Diktatur der tschechischen Parteien“, und 
der Chefredakteur dieses Blattes, Abgeordneter Stivin, gab am 28. Fe- 
bruar 1920 in diesem Blatte seinen Befürchtungen Ausdruck, daß die 
wichtigsten Verfassungsgesetze durch eine nichtgewählte Körperschaft 
geschaffen wurden und daß die Bürger der nichttschechischen Nationen 
davon vollständig ausgeschlossen wären. 

Trotzdem wird in der Einleitung der Verfassungsurkunde gesagt, 
„daß diese Verfassung und alle Gesetze unseres Landes im Geiste der 
Geschichte gleichwie im Geiste der modernen Grundsätze, welche in 
dem Losungswort der Selbstbestimmung enthalten sind, durchgeführt 
werden müssen“. 

Die Verfassungsgesetze tragen demgemäß durchaus den Stempel des 
nationalen Diktats. Während es im Artikel VII des Friedensvertrages 
von Saint-Germain heißt: „ . . . keinem tschechoslowakischen Staatsan- 
gehörigen werden im freien Gebrauch irgendeiner Sprache im Privat- 
oder Geschäftsverkehr, in Angelegenheit der Presse oder irgendeiner 
Art von Veröffentlichungen oder in öffentlichen Versammlungen Be- 
schränkungen auferlegt werden“, schränkt § 128, Absatz 4, dieses 
Recht folgendermaßen ein: „Hierdurch werden jedoch die Rechte nicht 
berührt, die den Staatsorganen in diesen Richtungen auf Grund der 
geltenden oder künftig zu schaffenden Gesetze aus Gründen der öf fent- 
lichen Ordnung und der staatlichen Sicherheit sowie der wirksamen 
Aufsicht zukommen.“ Der Motivenbericht des Verfassungsausschusses 
rechtfertigt diesen Widerspruch wie folgt: „Im privaten und Handels- 
leben und bei religiösen Übungen ist der Sprach engebrauch vollkom- 
men frei, handelt es sich aber um Drudeschriften und öffentliche Ver- 

1) Slg. Nr. 11. 
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Sammlungen, kann die Staatsverwaltung in ihrer Verantwortlichkeit 
für die Ordnung und Sicherheit des Staates zweckmäßige Verordnun- 
gen hcrausgeben, damit die notwendige Aufsicht erledigt werde. Selbst- 
verständlich, wenn in einem bestimmten Falle der Gebrauch einer 
bestimmten Sprache verboten werden sollte, wird sich niemand ihrer 
bedienen dürfen.“ Der Bericht . . . trägt die Unterschrift des damaligen 
tschechischen sozialdemokratischen Justizministers Dr. Meißner. 

Während die Tschechen jahrzehntelang die Festsetzung einer Staats- 
sprache im alten Österreich bekämpft haben und durch die deutschen 
Sozialdemokraten in ihrem 1899 gemeinsam mit den Sozialdemokra- 
ten der anderen Nationen beschlossenen Nationalitätenprogramm aus- 
drücklich erklärten: „Wir anerkennen kein nationales Vorrecht, 
verwerfen daher die Forderung einer Staatssprache“, bestimmt der § 1 
des Gesetzes vom 29. Februar 1920: „Die tschechoslowakische Sprache 
ist die staatliche offizielle Sprache der Republik.“ Dadurch wird ver- 
sucht, dem Staate das Gepräge eines Nationalstaates zu geben. 

Dasselbe gilt von der parlamentarischen Geschäftsordnung. Die 
Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses und des Senats wird be- 
stimmt durch die Gesetze vom 15. April 1920 2 ). Über den Sprachen- 
gebrauch bestimmt der § 49: „Die Regierung und die Repräsentanten 
der Funktionen des Hauses, namentlich der Vorsitzende und die Vor- 
sitzendenstellvertreter des Hauses, der Ausschüsse und Kommissionen, 
die Schriftführer und Berichterstatter, die Ordner und die Hauskanzlei 
gebrauchen in der Geschäftsführung des Hauses die tschechoslowaki- 
sche Sprache.“ 

Der Strick um den Hals des Abgeordnetenhauses ist die Einrichtung 
des sogenannten Initiativausschusses. Nach § 21 der Geschäftsordnung 
wird bestimmt, daß selbständige Anträge der Abgeordneten vom Prä- 
sidenten dem Initiativausschuß zugewiesen werden. Nach § 23 ent- 
scheidet der Initiativausschuß über die Zuweisung des Antrages binnen 
drei Tagen. Zur Sache spricht bloß der Referent und der Korreferent, 
auf Antrag des Obmannes kann der Ausschuß ohne Debatte mittels 
einfacher Abstimmung für den Referenten und Korreferenten die 
Redezeit beschränken, aber nicht unter zehn Minuten. „Der Ausschuß 
entscheidet ohne weitere Verhandlung mittels einfacher Abstimmung 
darüber, ob er den Antrag zur ordentlichen Behandlung dem für zu- 
ständig erachteten Ausschuß zuweist oder ob der Antrag abgelehnt 
wird.“ Die Minderheiten haben also nicht einmal die Möglichkeit, die 
Verhandlung über einen Antrag im Fachausschuß, nicht zu reden vom 
Plenum, durchzusetzen. Der Initiativausschuß ist also das Massengrab 

2) Slg. Nr. 325 bzw. 326. 
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der Minderheitsanträge. Alle Anträge der deutschen Sozialdemokra 
ten auf Verfassungsreform und auf Änderung des Wehrsystems wurden 
auf diese Weise abgelehnt. 

Im Plenum des Hauses ist die Bestellung von Minoritätsberichter 
stattern unzulässig. Die Redezeit kann ohne Debatte durch bloßen 
Majoritätsbeschluß bis auf zehn Minuten eingeschränkt werden — der 
Präsident kann dem Redner das Wort entziehen, Anträge und Kund- 
gebungen von der Verhandlung ausscheiden, worüber im Falle eines 
Widerspruches mit einfacher Majorität ohne Debatte entschieden 
wird — die Krönung der Vergewaltigung der Minorität und die Her- 
abwürdigung der gesetzgeberischen Arbeit des Parlaments zu einer 
Farce bilden die Bestimmungen der Geschäftsordnung über das „abge- 
kürzte Verfahren“, auf Grund dessen gewisse Vorlagen selbst ohne 
Ausschußbericht in einer bestimmten, kurzen Frist durchgepeitscht 
werden können. 

Die Verfassung des Staates und die Einrichtungen des Parlaments, 
festgelegt, ohne die anderen Nationen auch nur anzuhören, berauben 
diese jedes ernsten Einflusses auf die Gesetzgebung. 

3. Ein Staat der Gewaltherrschaft 

Erst nachdem alle Verfassungsgesetze und eine Unzahl von anderen 
Gesetzen in Kraft getreten waren, wurden im April 1920, anderthalb 
Jahre nach Gründung des Staates, die Wahlen ins Abgeordnetenhaus 
durchgeführt, wobei von 285 Abgeordneten 73 Deutsche und 8 Ungarn 
gewählt wurden. In den polnischen und karpathorussischen Gebieten 
des Staates sind die Wahlen jedodi bis heute — viereinhalb Jahre nach 
der Begründung des Staates — überhaupt nicht durchgeführt worden, 
so daß die Angehörigen dieser zwei Nationen aller konstitutionellen 
Rechte beraubt sind. Trotzdem haben die Wahlen in die Nationalver- 
sammlung ebenso wie die Volkszählung vom Februar 1921 die Fiktion 
vom Nationalstaat zerstört. 

Obwohl also schon die Wahlen bewiesen hatten, daß es sich in der 
Tschechoslowakei um einen von mehreren Nationen bewohnten Staat 
handelt, wurde die Politik der nationalen Alleinherrschaft fortgesetzt, 
eine Koalition aller tschechischen Parteien übte ein Regime der Gewalt 
aus, die Vertreter der nichttschechischen Nationen wurden nicht zu 
einer Revision der Verfassung herangezogen, sondern die diktierte Ver- 
fassung rücksichtslos durchgeführt — zur Verwaltung des Staates wur- 
den fast nur tschechische Beamte berufen. 

Am furchtbarsten aber traf die deutsche Arbeiterschaft die Vcrfol 
gung der deutschen Schulen durch die tschechoslowakische Regierung. 
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Bis zum Sommer 1922 wurden insgesamt 193 deutedie Schulen und 
1783 deutsche Schulklassen auf gelassen. Das deutsche Schulwesen ist 
die Beute der Vorsitzenden der Landesschulräte, welche willkürlich 
Schulen sperren, wenn diese nicht mindestens 40 Schüler haben; das 
gilt aber nur für die deutschen Schulen, für tschechische Schulzwecke 
hat man am 5. April 1919 ein Gesetz geschaffen, wonach der Unter- 
richtsminister das Recht hat, öffentliche Schulen auch für eine kleinere 
Anzahl von Kindern zu errichten. Auf Grund dieses Gesetzes wurden 
auch tatsächlich zahllose tschechische Schulen errichtet. Im Jahre 1922 
wurden im Budget an Investitionen für tschechische Schulen 
134 975 000 c. K oder 98 Prozent aller Beträge bestimmt, für die 
deutsdien Schulen 3 025 000 c. K oder 2 Prozent. Ende 1919 gab es 
7278 deutsche Schulklassen und 387 278 deutsche Schulkinder, das 
ergibt eine durchsdinittliche Zahl von 51,5 deutschen Kindern pro 
Klasse. Dagegen gab es 705 819 tschechische Kinder und 13 919 Klas- 
sen, zuzüglich 491 Minderheitsschulklassen, das ergibt 48,9 tschechi- 
sdie Sdiülcr pro Klasse. Trotzdem also in den tschediischen Schulen auf 
eine Klasse weniger Schüler entfallen als in den deutschen, werden 
ununterbrodien deutsche Sdiulen und deutsche Sdiulklassen gesperrt — 
für tsdiediische Kinder wird aber beispielsweise sogar für fünf Kinder 
(Chvelatitz, Bezirk Znaim), ja für zwei Kinder (Frischau in Mähren) 
eine Schule errichtet. Ja, in demselben Orte werden Deutsche und 
Tschechen ungleich behandelt. So wurde in Tittnei bei Dauba eine 
tschechisdie Schule für 17 Kinder errichtet, die deutsche Schule mit 24 
Kindern aufgelassen, in Tereschau bei Brünn eine tschechische Schule 
für 16 Kinder errichtet, die deutsche mit 31 Kindern aufgelassen. Un- 
zählige Fälle lassen sich noch aufzählen, aus denen man sieht, wie 
brutal der tschechoslowakische Staat die Sdiulen der Minderheitsnatio- 
nen behandelt. Ebenso wie die Deutschen wurden die Magyaren und 
die Polen behandelt. Tausende Schulkinder dieser Nationen wachsen 
ohne Unterricht in ihrer Muttersprache auf. 

Aber nicht nur in nationaler Richtung bedeutet die Herrschaft der 
tschechoslowakischen Machtklassen einen Hohn auf die Grundsätze, 
die bei der Errichtung des tschechoslowakisdien Staates von ihnen ver- 
kündet wurden. 

Zur Aufrediterhaltung der nationalen und sozialen Machtverhält- 
nisse hat die tschechoslowakische Republik ein stehendes Heer erschaf- 
fen, das sogar relativ größer ist als das Heer Frankreichs. Während in 
Frankreidi das Heer 1,97 Prozent der Bevölkerung beträgt, bildet das 
tschechoslowakische Heer 2,21 Prozent der Bevölkerung. Die Kosten 
für das Heer nahmen 1920 15,5, 1921 14,26, 1922 15,69 und 1923 
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14,32 Prozent aller Staatsausgaben in Anspruch. An Mannschaft zählt 
die Armee 95 442 Mann, Unteroffiziere 32 189, Rottmeister II 7*10 
und Offiziere 10 602. Es entfallen daher auf 12 Mann 1 Offizier, auf 
10 Mann 1 Rottmeister, auf 3 Mann 1 Unteroffizier oder auf 12 Mann 
nicht weniger als 5 Vorgesetzte. Während alle anderen Länder ihren 
Heeresstand abbauen, England im letzten Jahre um 43 000 Mann, 
Dänemark von 11 500 auf 6700 Mann, Rumänien von 150 000 auf 
125 000, blieb die Heereszahl der Tschechoslowakei dieselbe und ist so 
groß wie die der Vereinigten Staaten von Amerika, die achtmal soviel 
Einwohner haben als die tschechoslowakische Republik. Dazu kommt 
nodi eine Gendarmerie von 13 634 Mann und 561 Offizieren. Öster- 
reich hatte einen Gendarmeriegeneral, die Tschechoslowakei hat deren 
vier, in Österreich entfiel ein Offizier auf 57 aktive Gendarmen, in der 
Tschechoslowakei auf 24. In der Proklamation des tschechoslowaki- 
schen Nationalrates vom 28. Oktober 1918 wird als die künftige mili- 
tärische Organisation des tschechoslowakischen Staates die Miliz be- 
zeichnet, im Wehrgesetz wird das Milizsystem als künftige Form der 
Militärverfassung festgelegt. Die immer stärker werdende Reaktion 
bemüht sich jedoch mit Erfolg, die Umwandlung des stehenden Heeres 
in ein Milizheer zu verhindern. So erklärte der Landesverteidigungs- 
minister Udrzal, Mitglied der bürgerlich-sozialistischen Regierung, im 
Budgetausschuß des Abgeordnetenhauses am 5. Dezember 1922, daß 
das Milizsystem „zu teuer“ und daß es sehr schwer sei, „die Miliz in 
einem Staate einzuführen, wo immer noch starke Elemente sind, die 
sich zu diesem Staat nicht bekennen wollen, und ihre Heimat außer- 
halb seiner Grenzen suchen“. So wird auch hier die nationale Frage 
zum Vorwand der militärischen und sozialen Reaktion. Dazu kommt 
noch, daß der altösterreichische Obrigkeitsstaat im neuen tschechoslo- 
wakischen Staat seine Wiederauferstehung gefeiert hat. Während auf 
allen jenen Gebieten, die dem Aufbau des Nationalstaates dienen, 
eifrige Gesetzesarbeit geleistet wurde, bestehen die demokratischen 
Einrichtungen der jüngsten Republik in der Form, daß der gesamte 
altösterreichische Verwaltungsapparat, mit der obrigkeitlichen Behör- 
denorganisation unverändert übernommen, nicht im geringsten ver- 
bessert wurde. Die Oberinstanzen der tschechoslowakischen autono- 
men Verwaltung (Bezirks- und Landesverwaltungsausschüsse) sind 
nicht, wie in Österreich, gewählt, sondern von der Regierung nur 
ernannt. 

In der tschechoslowakischen Republik ist ferner das österreichische 
Vereins- und Versammlungsgesetz, das Prügelpatent aus dem Jahre 




1855 3 ) und das Preßgesctz in Geltung, von einer Erweiterung der poli- 
tischen Rechte und Freiheiten der Staatsbürger ist keine Rede. 

Den Gipfelpunkt nationaler und sozialer Unterdrückung bildet 
aber das sogenannte „Gesetz zum Schutze der Republik“ 4 ). Dieses Ge- 
setz bedeutet einen schweren Angriff auf die Grundlagen staatsbürger- 
licher Freiheit. Nach diesem Gesetz kann jede Obstruktion im Parla- 
ment als Verbrechen erklärt und mit lebenslänglichem Kerker bestraft 
werden. Besonders aufreizend ist aber die Unterdrückung der Preß- 
freiheit, die in dem Gesetz vorgesehen ist und eine besondere Speziali- 
tät der tschechoslowakischen Republik geworden ist. Jeder Redakteur, 
„der gegen den Staat . . . aufwiegelt“, kann mit strengem Gefängnis 
bis zu einem Jahr bestraft werden. Jedes oppositionelle Wort wird 
dadurch unmöglich gemacht. Aber der Redakteur kann nicht nur ein- 
gesperrt, die Zeitung kann auch eingestellt werden — gegen welche 
Einstellung gar kein Rechtsmittel besteht. Auch das Schwurgericht, 
diese Errungenschaft der bürgerlichen Revolution, kann in den meisten 
Fällen ausgeschaltet werden. Jedes freie Wort soll unmöglich gemacht 
werden, im Staate soll die Ruhe des Friedhofes herrschen! Die Tsche- 
chen versuchen dieses Gesetz mit dem deutschen Gesetz zum Schutze der 
Republik zu rechtfertigen. Die Verhältnisse liegen jedoch in Deutsch- 
land ganz anders als in der Tschechoslowakei. Dort die schwerste Ge- 
fährdung der Republik durch putschistische Hakenkreuzlerorganisa- 
tionen, dort eine verhältnismäßig geringe Zahl von Straftatbeständen, 
dort eine kurze Befristung des Gesetzes — hier aber auch nicht die 
leiseste Spur antirepublikanischer oder gar monarchistischer Organisa- 
tion, ein Schwelgen in kautschukartigen, an die hundert heranreichen- 
den Straftatsbeständen, hier ein auf die Dauer gestelltes Ausnahme- 
gesetz. 



3) „Prügclpatcnt“ war die allgemein gängige Bezeichnung für die „Ministcrialverordnung“ 
v. 3. April 1855, RGBl. Nr. 61, „über die Untersuchung und Bestrafung aller jener 
Gesetzesübertretungen, die nicht durch die ordentlichen Gerichte bestraft werden“. Diese, 
dem demokratischen Gedanken der Zeit zweifellos nicht entsprechende Polizeiermächti- 
gung war nach Art. 2 des vom „Närodm Vybor“ im Zuge des Umsturzes am 28. Oktober 
1918 erlassenen „Gesetzes“ Nr. 11, „betreffend die Errichtung des selbständigen tschecho- 
slowakischen Staates“ in vollem Umfang in die neue, nachrevolutionäre Rechtsordnung 
übernommen worden. Sie wurde auch später nicht aufgehoben, sondern durch die Novelle 
zum Gesetz „über den Aufbau der politischen Verwaltung“ (Art. 3 des Ges. v. 14. Juli 
1927, Slg. Nr. 125) ergänzt und ausgebaut; danach konnten die Verwaltungsbehörden 
Geldstrafen bis zu 5000 Kronen und Haft bis zu 14 Tagen „im öffentlichen Interesse“ 
(keine weitere tatbestandsmäßige Umschreibung!) verhängen und Vollstreckern Die 
Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung solcher administrativer Ernicsscnsstrafen 
bestand nicht. 

4) v. 19. März 1923, Slg. Nr. 50; später verschärft durch die Novelle v. 10. Juli 1933, 
Slg. Nr. 124. 
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Dabei spitzen sich die nationalen Gegensätze immer mehr zu. Un- 
ruhen, die mit bewaffneter Hand unterdrückt werden, mehren sich und 
der nationale Streit fordert wiederholt Todesopfer. Es sind deren 
heute, nach fünfjährigem Bestand der Republik, mehr zu zählen, als 
innerhalb der letzten 25 Jahre des alten Österreich. Im Parlament spie- 
len sich Szenen ab, so wüst, wie sie sich nur im alten österreichischen 
Parlament unseligen Angedenkens ereignet haben. Wiederholt kam es 
im Plenum zu einem wilden Handgemenge zwischen Abgeordneten 
und Parlamentswache, wiederholt wurden Abgeordnete aus dem Saal 
geschleift. 

Es ist unbestreitbar, daß diese Zustände allmählich alle beteiligten 
Völker mit chauvinistischer Leidenschaft erfüllen müssen, die seit jeher 
der Vorbote kriegerischer Auseinandersetzungen gewesen, und daß in 
dieser Atmosphäre die Arbeiterbewegung von ihren ureigenen sozialen 
Zielen abgelenkt, zerrissen und in Wirrsale gestürzt werden muß. 

Trotz der widrigen Erfahrungen von vier Jahren gaben die deut- 
schen Sozialdemokraten die Hoffnung auf eine Annäherung nicht auf. 
Am 7. November haben sie einen Dringlichkeitsantrag eingebracht, der 
die Einsetzung eines 24gliedrigen Ausschusses verlangt, welcher Ge- 
setzentwürfe über die Regelung der nationalen Verhältnisse und 
besonders über die rechtliche Stellung der im Staate lebenden Nationa- 
litäten auszuarbeiten und binnen drei Monaten dem Hause vorzulegen 
hätte. Einen ähnlichen Antrag haben die Sozialdemokraten aller Na- 
tionen, also auch die tschechischen Sozialdemokraten, im alten Öster- 
reich im Jahre 1909 eingebracht, das „Prdvo lidu“ hat selbst die 
Ähnlichkeit beider Anträge zugegeben. Als erstes Blatt trat gegen 
diesen Antrag das „Prävo lidu“ auf. Tag für Tag fiel es über den An- 
trag her. Obwohl es in einem Artikel vom 8. November nicht daran 
zweifeln will, daß der Antrag ernst gemeint sei, erklärt es die Motive 
des Antrages als „doch wohl am ehesten demonstrativ“. Es sagt auch, 
daß mit Rücksicht auf die Wirtschaftskrise der Augenblick zur Aufrol- 
lung der nationalen Frage unglücklich gewählt sei. 

Aber kaum wenige Wochen darauf werden — mitten in einer noch 
nicht dagewesenen, hunderttausende proletarische Familien umfassen- 
den Arbeitslosigkeit, mitten in einer geradezu katastrophalen Ver- 
schärfung der Wirtschaftskrise — nahezu volle zwei Monate unter 
völliger Ausschaltung jedweder wirtschafts- und sozialpolitischer 
Tätigkeit des Parlaments für den Kampf um das Schutzgesetz vergeu- 
det, wobei die tschechischen Sozialdemokraten in der Vorbereitung 
und Durchkämpfung der Vorlage, in der Auseinandersetzung der Re- 
gierung mit den oppositionellen und vor allem aber mit den anderen 
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sozialistischen Parteien die Führung haben. Dieses Voegehen der tsche- 
chischen Sozialdemokraten charakterisiert ihr unsozialistisches Ver- 
halten wohl am drastischsten und widerlegt die von ihnen dem deut- 
schen sozialdemokratischen Ausgleichsantrag entgegengehaltene Ein- 
wendung, als würde die Wirtschaftskrise die Anbahnung von Friedens- 
verhandlungen zwischen den im Lande lebenden Völkern unmöglich 
machen, am schlagendsten. 

So ist denn immer und immer wieder jede Bemühung der anderen 
sozialistischen Parteien und vor allem der deutschen sozialdemokrati- 
schen Partei um die Anbahnung friedlichen Zusammenlebens der 
Völker dieses Staates, um die Herbeiführung der Zusammenarbeit 
aller sozialistischer Parteien des Landes an dem Verhalten und am Wi- 
derstand der tschechischen Sozialdemokraten, die der imperialistischen 
Politik der mit ihr koalierten tschechischen Bourgeoisie völlig verfallen 
waren, gescheitert. Die tschechischen Sozialdemokraten wollen es nicht 
verstehen, daß man auf dem karstigen Boden der tschechoslowakischen 
Republik nur durch rascheste Wegräumung des Nationalitätenhaders, 
durch schleunigste Aufrichtung einer geschlossenen proletarischen Pha- 
lanx zum Kampfe um die rascheste Verwirklichung des Sozialismus 
gelangen kann. 



4. Gründe und Folgen dieser Politik 

Allen sozialen und allen internationalen Pflichten entgegen glaubt 
die tschechische Sozialdemokratie, zusammen mit der Bourgeoisie ihrer 
Nation, zum nationalen Staate stehen zu müssen. Sie hat alle bürger- 
lichen Regierungen seit der Revolution mit ihren Stimmen unterstützt 
und ihre besten Männer in sie entsendet. Und alle Maßregeln der Ge- 
walt und der Unterdrückung deckt sie mit ihren Stimmen. 

Versammlungen werden aufgelöst, Vereine sistiert, Zeitungen kon- 
fisziert. In der Zeit vom 1. Januar bis 1. Dezember 1922 wurden nicht 
weniger als 1498 Zeitungen beschlagnahmt. Den politischen Gegnern 
des herrschenden Systems wird der Prozeß gemacht, Hochverratspro- 
zesse schlimmster Art werden geführt, Wahlen nicht ausgeschrieben, 
Grenzländer (Ostschlesien und Karpathorußland) bleiben ohne gesetz- 
liche Vertretung, militärische Exekutionen halten ganze Landstriche 
gewaltsam nieder, Bürger werden in den Straßen niedergeschossen — 
alles unter der Duldung sozialdemokratischer Regierungsmitglieder, 
alles unter dem Prätext des Nationalstaates und seiner Verteidigung. 

Es wird zum Dogma gemacht, daß dieser Staat, der nur zu 65 Pro- 
zent von Tschechen und Slowaken bewohnt wird, das alleinige Eigen- 
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tum der tschechischen Nation sei und bleiben müsse, daß alle anderen 
Eindringlinge, Kolonisten, Fremde sind. Es wird von allen anderen 
Völkern verlangt, auf ihr Selbstbestimmungsrecht zu verzichten und 
sich loyal auf den Boden dieses Nationalstaates zu stellen, als ob ein 
Volk jemals und irgendwo in der Welt auf sich selbst verzichtet hätte 
oder verzichten könnte. Dieses heuchlerische Gerede von der mangeln- 
den Loyalität der anderen Nationen, das den Vorwand zu ihrer Ent- 
rechtung bieten soll, richtet sich von selbst. Übrigens hat keine einzige 
Nation, so wie es die Tschechen im alten Österreich lange Zeit getan 
hatten, eine Politik der Abstinenz geübt. Insbesondere die Deutschen 
haben überall an den Wahlen teilgenommen, arbeiten in den Gemein- 
devertretungen mit den tschechischen Behörden zusammen, arbeiten im 
Parlament trotz der widrigsten Geschäftsordnungsschikanen mit, zah- 
len die Steuern, stellen die Soldaten und rechnen mit der Tatsache der 
gegebenen Machtverhältnisse. Trotzdem unternimmt die Republik 
nicht das geringste, um jene staatlichen Institutionen zu schaffen, auf 
die die unterworfenen Völker nicht verzichten können . . . 



Quelle: Denkschrift . . .(s. Überschrift) — Archiv Roman Wirkner, Bonn. 



Anmerkungen: 

1) Die Denkschrift war außer von der deutschen auch noch von der unga- 
rischen sozialdemokratischen Partei der Tschechoslowakei unterzeichnet. 

2) Die Denkschrift gipfelte in dem Antrag, „der internationale Sozialisten- 
kongreß wolle eine Untersuchungs- und Vermittlungskommission ein- 
setzen, welche die politischen Zustände und das Verhaken der sozial- 
demokratische Partei eine umfangreiche Stellungnahme, in der die An- 
liegen der Denkschrift entweder allgemein, jedoch ohne Erörterung der 
Proletariats dieses Landes auf der Basis aufrichtiger Internationalität, 
voller Anerkennung des nationalen Prinzips des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker und der Notwendigkeit des gemeinsamen Klassenkampfes 
aller Proletarier wieder sicherzustellen“. 

3) Über Aufforderung des Kongresses unterbreitete die tschechische sozial- 
demokratische Partei eine umfangreiche Stellungnahme, in der die Vor- 
bringen der Denkschrift entweder allgemein, jedoch ohne Erörterung der 
in der Denkschrift enthaltenen Einzel- und insbesondere Orts- und Zah- 
lenangabe in Abrede gestellt, und dabei z. T. (insbesondere über die Be- 
fugnisse der Staatsverwaltungsbehörden zu Eingriffen in die Pressefrei- 
heit) objektiv falsche Angaben gemacht wurden 1 ). Entschieden wider- 
setzten sich die tschechischen Sozialdemokraten der Einsetzung der von 
der deutschen Seite geforderten Untersuchungs- und Vermittlungskommis- 



1) so wurde u. a. behauptet, daß nur die Gerichte Zeitungsverbote aussprechen könnten 
und daß gegen solche Urteile Berufungsmöglichkeiten gegeben seien. Demgegenüber 
räumte § 34 Abs. 3 des tschechoslowakischen Republikschutzgcscc7.es den Verwaltungs- 
behörden die Befugnis, Zeitungsverbote auszusprechen, ausdrücklich ein. 
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sion; „die Einsetzung eines solchen Ausschusses wäre oyx ausnahmsweiser 
und einseitiger Akt, weil sie bloß gegen eine Partei in einem einzigen 
Staat gerichtet wäre“. Demgegenüber ist darauf aufmerksam zu machen, 
daß in dem Antrag der sudetendeutschen Sozialdemokratie ausdrücklich 
von der Prüfung des Verhaltens „der sozialistischen Parteien“ die Rede ist. 

4) Die von der sudetendeutschen Sozialdemokratie beantragte Kommission 
wurde vom Kongreß eingesetzt; ihr gehörten je ein Belgier, Niederländer, 
Franzose, Deutscher und Österreicher an. Nach längeren Vorerörterungen 
über Fragen des gegenseitigen organisatorischen Verhältnisses der ver- 
schiedenen sozialdemokratischen Parteien der Tschechoslowakei beschloß 
die Kommission, in Anwesenheit beider Streitteile am 6. Juni 1926 in 
Dresden „in die meritorischen Verhandlungen über die strittigen Fragen 
einzutreten“. Die tschechische sozialdemokratische Partei weigerte sich, 
Vertreter zu dieser Besprechung zu entsenden. 

5) Zur Frage der tschechoslowakischen „Staatsschutz“-Gesetzgebung vgl. u. 
Nr. 29 Anm. 3 (S. 76 f.). Das in obiger Quelle ausführlich erwähnte tsche- 
choslowakische Gesetz „zum Schutz der Republik“ v. 29. März 1923, Slg. 
Nr. 150 (über die beiden verschärfenden Ergänzungsgesetze aus den Jahren 
1933 und 1934 vgl. u. a.a.O.) enthielt u. a. auch eine Bestimmung, wonach 
die politische Verwaltungsbehörde „die Errichtung von Denkmälern, In- 
schriften und Gcdenkzeichen an öffentlichen Orten für die Zukunft unter- 
sagen“ konnte, „wenn sie staatsfeindlichen Charakters“ waren (§ 26 
Abs. 1-2). Der Begriff „staatsfeindlich“ war im Gesetz nicht definiert. Wie 
er von den tschechoslowakischen Behörden ausgelcgt wurde, erhellt u. a. 
aus Folgendem: In Zieditz bei Eger sollte 1924 zum Andenken an die an- 
läßlich eines Bergarbeiterstreiks im Mai 1894 von einer dorthin entsandten 
Militärabteilung erschossenen Kumpel eine Gedenktafel mit folgender, 
von Luitpold Stern verfaßten Inschrift errichtet werden: „Maitag war es 
und dennoch Nebeltag menschlichen Rechts, als uns im Kampf um das 
Brot Menschenverblendung erschoß. Wanderer durch hellere Tage, gedenke 
der Opfer der Vorzeit! Wirke, daß Freiheit und Recht ewig die Enkel be- 
glüdtt“. Die Anbringung dieser Inschrift wurde unter Berufung auf § 26 
untersagt. Ein Rechtsmittel gegen diese Entscheidung der Behörde, die 
Ermessenscharakter trug, war nach tschechoslowakischem Verwaltungs- 
rcdit nicht gegeben. Vgl. dazu ]. Mühlberger (Hrsg.), Aussaat - die soziale 
Dichtung der Sudetendeutschen, München o. J. (1958) S. 36 und 85 f. 



21 . 

Staatsrechtliche Erklärung 

abgegeben durch den Vizepräsidenten des Abgeordnetenhauses , 

Dr. Franz Spina , Bund der Landwirte 

vom IS. Dezember 1925 

Als gewählte Vertreter des sudetendeutschen Volkes erneuern wir 
im Namen des Bundes der Landwirte, der Deutschen christlichsozialen 
Volkspartei, der Deutschen nationalsozialistischen Arbeiterpartei und 
der Deutschen Gewerbepartei bei Beginn der zweiten Session in feier- 
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lieber Weise die Erklärung, die wir am 1. und 4. Juni 1920 im Parla- 
ment abgegeben haben. Gleichzeitig erstrecken wir den Protest gegen 
die Verletzung des Selbstbestimmungsrechtes des deutschen Volkes auf 
das Hultschiner Land, Ostschlesien und die ehemals niederösterrcichi- 
schen Gebiete. Wir entbieten den Volksgenossen dieser Gebiete unsere 
brüderlichen Grüße. Wir erklären neuerlich die Friedensverträge von 
Versailles, St. Germain und Trianon als Rechtsquelle nicht anzuer- 
kennen. 

Die während des siebenjährigen Bestandes des tschechoslowakischen 
Staates gemachten Erfahrungen haben gezeigt, daß sein nationalstaat- 
licher Aufbau und sein einseitig nationalistisches Regierungssystem für 
die ihm einverleibten Völker unerträglich sind. Wir klagen dieses Sy- 
stem an, seinem Wesen und seiner Absicht nach unserem Volke schwe- 
res Unrecht und unermeßlichen Schaden zugefügt zu haben. Wir er- 
blicken in der inneren Unwahrheit dieses Regierungssystems die Wur- 
zel aller Übel, an denen dieses Staatswesen krankt. Wir sehen darin 
vor allein ein mit der Sicherheit und Wohlfahrt des sudetendeutschen 
Volkes unvereinbarliches Prinzip. Fest auf dem Boden unserer ange- 
stammten Heimat stehend, erklären wir, dieses System und seine Aus- 
wirkung rücksichtslos gemeinsam bekämpfen zu wollen. Diesen ge- 
meinsamen Kampf werden wir führen, bis das erlittene Unrecht wie- 
der gutgemacht und in allen staatlichen Einrichtungen der Tatsache 
Rechnung getragen ist, daß die Grenzen dieses Staates mehrere gleich 
zu wertende und gleichberechtigte Völker umfassen. 

Zwangsweise einverleibt in einen national gemischten Staat, erklä- 
ren wir, unbesdiadet des grundsätzlichen Festhaltens an dem Rechte 
der nationalen Selbstbestimmung, unsere Gleichberechtigung in Spradie, 
Arbeitsplatz, Schule und Scholle als unser innerpolitisches Ziel. 

Das Recht, unsere Sprache im Verkehr mit den Behörden und im 
öffentlichen Leben überhaupt zu gebrauchen, wurde weit unter das 
aus dem natürlichen und öffentlichen Recht fließende Maß herabge- 
drückt. Aber nicht einmal die spärlichen, der deutschen Bevölkerung 
durch Verfassung und Sprachengesetz gewährleisteten Rechte finden 
bei den staatlichen Behörden gebührende Beachtung. 

Die wirtschaftliche Gesetzgebung ist durchwegs auf die nationale 
Umschichtung wirtsdiaftlicher Klassen und Werte gerichtet. Die Praxis 
der Verwaltung trachtet, bei jeder sich bietenden Gelegenheit zugunsten 
des Staatsvolkes nationalpolitische und national Wirtschaft liehe Vor- 
teile zu erpressen. Aus den Staatsbetrieben wurden erst in letzter Zeit 
wieder Tausende deutscher Beamter, Angestellter und Arbeiter entlas- 
sen und gleich den deutschen Kriegsbesdiädigten rücksiditslos dem bit- 
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tersten Elend preisgegeben. Dafür wurde das deutsche Siedlungsgebiet 
mit tschechischen Beamten, Angestellten und Arbeitern überschwemmt, 
die zumeist der deutschen Sprache gar nicht mächtig sind und einen 
dauernden Herd politischer Beunruhigung bilden. 

Tausende deutscher Schulen und Schulklassen wurden in den letzten 
Jahren gesperrt und dadurch die Bildungsmöglichkeit unseres Volkes, 
insbesondere in seinen auf die Volksschulbildung angewiesenen Schich- 
ten, auf ein Mindestmaß herabgedrückt. Dagegen wurden auf Staats- 
kosten zahllose unnötige tschechische Schulen im deutschen Siedlungs- 
gebiet errichtet und deutsche Kinder durch allerhand Zwangsmaßnah- 
men diesen Schulen zugeführt. 

Gleich unserem kulturellen wurde auch unser materieller Besitzstand 
auf allen Gebieten, vor allem aber durch die unter der Herrschaft der 
Bodengesetze unternommene gewaltsame Wälderverstaatlichung und 
die Entnationalisierung unseres Bodens sowie durch die gewissenlose 
Entwertung der Kriegsanleihe auf das schwerste geschädigt 

Deshalb verlangen wir, daß auch der Aufbau des Staates und die 
Art, wie er regiert wird, sich nach den Bedürfnissen und Forderungen 
aller ihn bewohnenden Völker richte. 

Darum wollen wir in geschlossener Einheit kämpfen für die staats- 
rechtliche Anerkennung der vollen Gleichberechtigung unseres Volkes 
für seine eigene Schulverwaltung, für die Gleichberechtigung seiner 
Sprache, für die deutsche Scholle und für den deutschen Arbeitsplatz. 
Damit wollen wir den nationalen Besitz unseres Volkes schützen und 
ihm durch die Beseitigung des herrschenden Systems der einseitigen na- 
tionalen Gewalt den Weg zur freien Entwicklung bahnen. 



Quelle: Stenographische Protokolle der Sitzungen des Abgeordnetenhauses der National- 
versammlung der tschechoslowakischen Republik, 2. Wahlper., 1. Sitzungsper., S. 86 ff. 
(tschechisch) 



22 . 

Rede des Abg. R. Hillebrand 
( Sudetendeutsche Sozialdemokratische Partei) 

am 18. Dezember 1925 

... Es ist hier eine allnationale Koalition aufgerichtet worden, und 
diese . . . hat eine Gewaltherrschaft etabliert, die seit Jahren auf den 
Völkern, die in diesem Staat leben, lastet . . . Man hat der Welt ein- 
zureden versucht, als ob . . . in diesem Staat . . . große demokratische 
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Errungenschaften gemacht worden wären . . . Hier aber hat man . . . 
planmäßig Jahre hindurch den Zorn . . . eines großen Teils der Bevöl- 
kerung und ihrer Vertreter . . . gezüchtet durch die Art, die Sie ge- 
wohnt sind, ... in diesem Staat zu herrschen . . . Das Urteil des Aus- 
lands ist nicht unbeeinflußt . . . durch die verlogene Berichterstattung, 
die an das Ausland geht und ... Sie müßten ... ein Gefühl tiefster Be- 
schämung darüber empfinden, wie ... der Parlamentarismus in Ihrem 
Lande auf den Hund gekommen ist . . . Sie haben das Wahlrecht einer 
schamlosen Fälschung unterzogen durch eine unerhörte Wahlkrcis- 
geometrie, ... die ... die Entreditung eines großen Teils der Wähler- 
schaft bedeutet ... Im Wahlkreis Prag A z. B. wählen je 19 900 Wäh- 
ler einen Abgeordneten, im . . . Wahlkreis Karlsbad sind schon 24 500 
Wählerstimmen dazu notwendig, im Wahlkreis Laun-Teplitz aber 
steigt die nötige Stimmenzahl auf rund 26 000 Wählerstimmen ... Es 
ist ein Rechtsraub an den Gruppen, die die deutschen Gebiete in diesem 
Lande bewohnen, . . . den Sie begangen haben, um künstlich ihre Majo- 
rität zu befestigen, . . . um die nationale Alleinherrschaft in diesem 
Staat aufrecht zu erhalten ... Sie haben . . . das Parlament . . . herab- 
gewürdigt . . . zum . . . Abstimmungsapparat über alle jene Fragen, die 
Sie abgestimmt wissen wollten . . . Sie haben nie ein Einvernehmen mit 
den Oppositionsparteien gesucht, ... Sie haben sich einfach ... auf die 
Macht gestützt, die Sie in der Hand hielten, und Sie haben sie miß- 
braucht . . . Haben wir . . . nicht erleben müssen, daß im Wahlaufruf 
der tschechischen sozialistischen Partei rühmend hervorgehoben wurde, 
daß es den Vertretern dieser Partei gelungen sei, im Eisenbahndienst 
und auch im Postdienst den tschechischen Arbeitern und Beamten . . . 
viele Stellen zu verschaffen, die früher mit deutschen Kräften besetzt 
waren? Das ist der Aufruf, der die Unterschrift . . . von Herrn Dr. Be- 
nes (trug) . . . Und dann reist Herr Dr. Bene? herum . . ., dann ver- 
kündet er durch seine Presseorgane, daß der Geist von Locarno auch in 
der Heimat sich durchsetzen müsse. Es ist Geflunker, Irreführung der 
Welt, es ist eine brennende Schmach und ein häßliches Kapitel in der 
Geschichte der Koalition, daß sie ihre Macht dazu benützt, ... um 
Angehörige eines anderen Volksstammes aus staatlichen Stellungen 
völlig auszurotten . . . Man sage sich endlidi los von . . . den alten Ge- 
waltfriedensverträgen, die man . . . ersetzen muß durch die . . . Ver- 
nunft. Aber . . . aller Vernunft zum Trotz halten Sie . . . an der Vor- 
herrschaft der einen Nation über alle übrigen fest . . . Wir haben Sic 
eingeladen, mit uns zu beraten, was geschehen müßte, um den Haß 
zwischen den Völkern abzubauen . . . Hier antwortet uns ein starres, 
hartnäckiges, . . . nicht mißzu verstehendes Nein. Wir suchten einen 
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Rechtsboden, auf dem wir leben könnten, Sie undwir. Wir wollten, 
daß wir als Gleiche unter Gleichen leben. Sie aber wollen nicht lassen 
von der Anmaßung der Gewalt ... es wird uns nicht hindern, den Weg 
weiterzugehen, den wir bisher beschritten haben . . . Wir werden den 
Kampf fortführen für das unverrückbare Ziel, das uns vor Augen 
steht . . . 

Quelle: Stenographische Protokolle der Sitzungen des Abgeordnetenhauses der National- 
versammlung der Tschechoslowakischen Republik, 2. Wahlpcr., 1. Sitzungsper., S. 113 ff. 
(tschechisch) 



23. 

Presseerklärung 

der deutschen Minister Dr. Mayr-Harting und Dr. Spina 

vom 16. Mai 1928 

Wenn in der internationalen Öffentlichkeit und insbesondere bei ein- 
zelnen Völkerbundmitgliedern der Eindruck entstanden sein sollte, daß 
die bloße Teilnahme deutscher Parteien an der tschechoslowakischen 
Regierung bereits die Lösung der hiesigen, äußerst schwierigen Minder- 
heitenfrage bedeute, so ist dies wohl ... auf unzureichende Informa- 
tionen oder Mißverständnisse zurückzuführen. Unsere Regierungsteil- 
nahme ist unserem Willen zur Mitarbeit am Staat und einer beson- 
deren innenpolitischen Lage entsprungen. Sie kann in nationalpoliti- 
scher Hinsicht zwar als bedeutsamer Ansatz zu einer Lösung, aber 
durchaus nicht als endgültige Lösung betrachtet werden. Daher sind 
u. E. weder Minderheitenschutzverträge noch wesentliche Verbesserun- 
gen des Verfahrens in der Minderheitenfrage beim Völkerbund über- 
flüssig geworden. Wenn wir auch hoffen, daß es gelingen kann, das 
hiesige Nationalitätenproblem bei einigen guten Willen allmählich 
innenpolitisch zu lösen, so hängt dies vor allem vom Entgegenkommen 
des tschechischen und slowakischen Volkes ab. Da man die Entwick- 
lung in so schwierigen Fragen nie mit Sicherheit Voraussagen kann, ist 
eine entsprechend verbesserte, weitgehende Garantie des Minderheiten- 
rechtsschutzes durch den Völkerbund stets geboten . . . 

Quelle: Nation und Staat, Bd. 2, S. 681. 

Anmerkungen: 

1) Nachdem in den ersten Jahren des Bestehens der tschechoslowakischen Re- 
publik eine tschechisch-„allnationale“ (sog. „rot-grüne“) Koalition die 
Regicrungsgesdiäfte geführt hatte, waren im Oktober 1926 zwei deutsche 
politisdie Parteien — die Deutsche christlich-soziale Volkspartci (Min. 
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Mayr-Harting) und der Bund der Landwirte (Min. Spina) — an dct Kr 
gierungsmehrheit beteiligt worden. Der Rcgierungscintritt zweier von 
insgesamt acht sudetendeutschen politischen Parteien, die im Abgeoid 
netenhaus vertreten waren, hatte sich nicht im Zeichen eines umfassenden 
tschechischen Versuchs vollzogen, zu einem nationalpolitischcn und natio 
nalitätenrechtlichen Ausgleich mit der zweitgrößten Gruppe der Staats 
bevölkerung zu gelangen; vielmehr waren konkrete finanz- und wirr 
schaftspolitische Streitfragen ausschlaggebend gewesen, die sidi im Sdioß 
der bis dahin allein herrsdienden tschechischen Koalition nidit mehr hatten 
lösen lassen (Näheres dazu sehr ausführlich bei H. Klepetar, Seit 1918, 
Mährisch-Ostrau 1937, S. 231 ff. und 245 ff.). 

2) Die deutsche Regierungsbeteiligung war im Zeichen des Sdilagworts er- 
folgt, daß die Sudetendeutschen im Staat als „Gleiche unter Gleichen“ 
Anteil an der Macht gewinnen sollten. Diese Formel dürfte vom nach- 
maligen Minister Mayr-Harting (Christlich-soziale Volkspartei) bereits 
1919 geprägt worden sein (vgl. seinen Aufsatz in der „Deutschen Zeitung 
Bohcmia“, Nr. 100 v. 25. Juli 1919). Sie wurde von Ministerpräsident 
Svehla in seiner Programmerklärung zur Regierungsneubildung am 
14. Oktober 1926 ausdrücklich aufgegriffen (vgl. Sten. Prot. d. Verh. d. 
Abg.-H., a.a.O. 43. Sitzg., S. 57) und von sudetendeutscher Seite noch im 
Jahre 1936 (s. u. Nr. 27) zitiert. 

3) Über die tatsächlichen Ergebnisse der deutschen Regierungsbeteiligung 
vgl. die sehr zurückhaltende Erklärung der beiden deutschen Minister, die 
auf Grund anderthalbjähriger Erfahrung abgegeben wurden (o. im Text). 
Ein weiterer Hinweis liegt in der Entwicklung der Mandatszahlen der 
beiden genannten sudetendeutschen politischen Parteien, bei den Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus in den Jahren 1925 (vor ihrer Regierungsbeteili- 
gung) und 1929 (auf Grund ihrer Regierungsbeteiligung). Hatten sie 1925 
zusammen noch 37 Abg.-Mandate erreicht 1 ), so sank diese Ziffer nach vier 
Jahren auf 23 (vgl. die Tabellen bei Klepetar a.a.O. S. 215 und 280 f.). 

1) Auf der Liste des Bundes der Landwirte kandidierten 1929 auch noch die Deutsche 
Gewerbepartei, die Zipser deutsche Partei und die Ungarische Nationalpartei. 



24. 

Erklärung deutscher Fraktionen des 
tschechoslowakischen A b geordnet enhauses 

vom 7. April 1932 



Seit Monaten unternehmen politische Staatsorgane durch Verhöre, 
Hausdurchsuchungen und Verhaftungen Eingriffe in die Reditc deut- 
scher Staatsbürger; die tschechische Presse bringt täglich unkontrollierte 
und unkontrollierbare Nachrichten über angebliche hochverräterische 
oder geheimbündlerische Tätigkeit im deutschen Lager; jede Verdäch- 
tigung oder anonyme Anzeige wird zum Ausgangspunkt eines Ver- 
fahrens gemacht, das sich oft monatelang hinzieht, ohne daß in der 
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tschechischen Öffentlichkeit verzeichnet würde, daßvdie anhängigen 
Fälle fast durchwegs zur Einstellung der Verfahren führen. 

Dieses, noch von keiner verantwortlichen Stelle gerügte Verfahren 
der Behörden und ihrer einzelnen Organe sowie die Verhetzung durch 
die tschechische Presse hat die politische und nationale Atmosphäre 
vergiftet und die schwachen Versuche, ein auf ethische und rechtliche 
Grundsätze aufgebautes Zusammenleben der Völker dieses Staates her- 
beizuführen, zum Stillstand gebracht. 

Indem wir gegen diese neue Welle des Mißtrauens und der Verfol- 
gungen aufs entschiedenste Einspruch einlegen, erklären wir, daß wir 
dieses Vorgehen als gegen das deutsche Volk, nicht nur gegen einzelne 
deutsche Volksangehörige, gerichtet ansehen und daher durch diese Ein- 
griffe der politischen Verwaltung und die Übergriffe ihrer Organe uns 
in unserer Gesamtheit getroffen fühlen müssen. Der Umfang und die 
Rücksichtslosigkeit dieser Verfolgungen zwingen uns, diese Verfol- 
gungen und ebenso das durch sie herauf beschworene Unrecht als eine 
gemeinsame sudetendeutsche Angelegenheit anzusehen. . . . 

Wir verlangen unter gleichzeitiger Verurteilung der Methoden der 
politischen Verwaltung, insbesondere des Spitzelsystems, daß dem ge- 
genwärtigen aufpeitschenden und unhaltbaren Zustand ein Ende be- 
reitet werde, damit endlich eine gewisse Beruhigung eintritt, die um so 
mehr notwendig ist, als die Bevölkerung ohnedies genug unter der 
trostlosen Wirtschaftslage leidet. 

Das Vorgehen bei den Untersuchungen könnte den Schluß gestatten, 
daß es eine Einschüchterung der deutschen Bevölkerung und die Zer- 
reißung der kulturellen Bande mit dem deutschen Gesamtvolk be- 
zweckt. Demgegenüber erklären wir, daß nichts imstande ist, uns von 
der auf dem Naturrecht beruhenden deutschen Kulturgemeinschaft los- 
zureißen. Wir nehmen für unser Volk unter allen Umständen die glei- 
chen Rechte in Anspruch, die das tschechische Volk heute für sich in 
Anspruch nimmt und früher in Anspruch genommen hat und die alle 
Völker für sich ebenfalls fordern, nämlich: den ständigen Kulturaus- 
tausch mit dem Gesamtvolk. 



Quelle: Stenographische Protokolle der Sitzungen des Abgeordnetenhauses der National- 
versammlung der Tschedioslowakischcn Republik, 3. Wahlpcr., 6. Sitzungspcr., Prag 1932 
S. 31 f. 

Anmerkung: Die Erklärung wurde „namens der Deutschen christlich-sozialen 
Volkspartei, der Deutschen nationalsozialistischen Arbeiterpartei, der Deut- 
schen Nationalpartei, des Bundes der Landwirte, der Deutschen Arbeits- und 
Wirtschaftsgemeinschaft, der Deutschen Gewerbepartei und der Zipser deut- 
schen Partei“ vom Abgeordneten Pater Fritscher verlesen. 
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25. 



Bericht 

des britischen Gesandten in Prag , Addison 
vom 3. März 1934 



. . . Das Unnatürliche verlangt unnatürliche Hilfsmittel, wenn cs be- 
stehen soll, und niemandem mit einiger Beobachtungsgabe konnte die 
äußerst schwierige Lage entgehen, in der dieser Staat sich von Natur 
aus befindet — ungünstige Grenzen, auf drei Seiten ein mächtiger 
Nachbar, der seine Zerstörung herbeiwünscht, zwei weitere Nachbarn 
mit gleichem Wunsch, die ihn ebenso verabscheuen, ausgedehnte Grenz- 
gebiete, die hauptsächlich von — zu Recht oder Unrecht — durchaus 
staatsverdrossenen (disloyal) Bürgern bewohnt werden, die ebenfalls 
nichts anderes wünschen als das Verschwinden dieses Staates in seiner 
jetzigen Gestalt. Ein nach englischen Maßstäben Urteilender wird an- 
gesichts all dessen erwidern, daß es möglich gewesen sein müßte, den 
gegenwärtig herrschenden Spannungszustand durch eine weise Versöh- 
nungspolitik gegenüber den in den Grenzgebieten lebenden Minder- 
heiten zu verhindern. . . . 

Für den wirklichkeitsnahen Betrachter bleibt bestehen, daß sich die 
Tschechoslowakei mit ihren Minderheiten eben nicht ausgesöhnt hat . . . 
Eine gerechte und billige (proper) Minderheitenpolitik würde die tsche- 
chische Minderheitsherrschaft, die dem ganzen System zugrundeliegt, 
von selbst zum Verschwinden gebracht haben . . . Die Lage ist uner- 
freulich und so, wie die Dinge liegen, kann die tschechische herrschende 
Schidit aus eigenem Entschluß gar nichts tun, um sie zu ändern. Man 
scheint sich endlich klarzumadien, daß wirkliche Hilfe ausschließlich 
von außen kommen kann und diese Erkenntnis hat andererseits zum 
beunruhigenden Verdacht geführt, daß eine solche Hilfe in der Form, 
die allein helfen könnte — nämlich in Gestalt einer Gewaltandrohung 
zugunsten der Aufrechterhaltung des Status quo — nicht zu haben sein 
wird; dies wäre aber unumgänglich, wenn die Tschechoslowakei als 
souveräner Staat, der von Tschechen für Tschechen beherrscht wird, 
weiterbestehen soll . . . 

Quelle: Documcnts of British Foreign Policy, Reihe 2, Bd. 6, London 1957, Nr. 328 
(S. 514 ff.) 
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26 . 



v • 

Grundsatzerklärungen 
der Sudetendeutschen Partei 

a) 

Aufruf 

Konrad Henleins zur Gründung der 
„Sudetendeutschen Heimatfront u 

vom 1. Oktober 1933 

Die Bestrebungen, in der gegenwärtigen furchtbaren Notzeit die 
bestehenden sudetendeutschen Parteien zu einer großen, geschlossenen 
politischen Einheit zusammenzufassen, sind gescheitert. Unser Volk ist 
um eine Hoffnung ärmer geworden . . . Das Volk will nicht mehr den 
Parteien- und Völkerhaß, sondern sehnt sich nach einem gerechten 
Aufbau der Volksgemeinschaft durch Überwindung des Parteien- und 
Klassenkampfes und nach einem friedlichen Zusammenleben der Völ- 
ker in diesem Staat. 

. . . Die Sudetendeutsche Heimatfront erstrebt die Zusammenfas- 
sung aller Deutschen in diesem Staat, die bewußt auf dem Boden der 
Volksgemeinschaft und der christlichen Weltanschauung stehen. Sie 
bekennt sich zur deutschen Kultur- und Schicksalsgemeinschaft und 
erblickt ihre Hauptaufgabe in der Sicherung und dem Ausbau unseres 
Volksbesitzstandes: unseres Heimatbodens, unserer kulturellen Ein- 
richtungen, unserer Wirtschaft und unseres Arbeitsplatzes. Sie fordert 
eine gerechte Lösung der sozialen und wirtschaftlichen Fragen aller 
Stände. Im besonderen erblickt sie in der sozialen und wirtschaftlichen 
Sicherung des Arbeiters eine der wichtigsten Voraussetzungen für die 
Erhaltung unserer Volkskraft. 

Die Sudetendeutsche Heimatfront wird auf dem Boden, auf den 
uns das Schicksal gestellt hat, unter Anerkennung des Staates bei Ein- 
satz aller gesetzlich zulässigen Mittel an der Erreichung dieser Ziele 
arbeiten. Sie bekennt sich zu den demokratischen Grundforderungen, 
vor allem der Gleichberechtigung der Kulturvölker und erblickt im 
friedlichen Ausbau dieser Grundlagen — unter voller Achtung der 
Volkspersönlichkeiten — die sicherste Gewähr für eine gedeihliche 
Entwicklung der Völker und Staaten des mitteleuropäischen Raumes. 



Quelle: R. Jahn (Hrsg.), Konrad Henlein spricht, Karlsbad 1937, S. 9 ff. 
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b) 

Erklärung 

Konrad Henleins in Böhmisch-Leipa 
vom 21. Oktober 1934 

. . . Angesichts aller tatsächlichen und gewollten Mißverständnisse 
können wir nur neuerlich erklären, daß wir die bisherige sudetendeut- 
sche Politik weder im allgemeinen, noch die Politik im Sine einer der 
alten Parteien im besonderen fortzusetzen gewillt sind . . . Uns geht cs 
um die Einigung des Deutschtums in diesem Staate im Sinne echter und 
lebendiger Volksgemeinschaft und um seinen Einsatz als notwendiges 
staatskonservatives Aufbauelement bei gleichzeitiger Wahrung unserer 
naturgegebenen Rechte ... Es geht uns um eine Politik, die auf den 
gegebenen Tatsachen aufbaut und nach der ehrlichen Übereinstimmung 
der staatlichen Notwendigkeiten mit den eigenen völkischen Lebens- 
notwendigkeiten sucht im Geiste der Würde und der Verantwor- 
tung . . . 

Nur wer erkennt, daß weder der Pangermanismus noch der Pan- 
slawismus konstruktive Elemente für den Neuaufbau Europas und 
Mitteleuropas sind, kann ehrlich an eine friedliche Zukunft Europas 
glauben . . . 

Und so geht es heute um eine große Erkenntnis, die einmal auch vom 
tschechischen Volke voll und ganz in all ihrer Tiefe . . . verstanden 
werden muß, weil sich daran die Zukunft der beiden Völker entschei- 
den wird: daß Volkstreue die Staatstreue nicht ausschließt. 

Wir haben dem Staate gegeben, was des Staates war und haben bis 
heute alle unsere Pflichten als Staatsbürger treu und ehrlich erfüllt. 
Um so mehr erwarten wir mit vollem Recht, daß endlich der Staat uns 
in vollem Maße gibt, was unser ist. Kein vernünftiger Tscheche kann 
von uns verlangen, daß wir unser Volkstum verleugnen . . . 

Es entspricht . . . unserer grundsätzlichen Überzeugung, daß sowohl 
Faschismus wie Nationalsozialismus an den Grenzen ihrer Staaten die 
natürlichen Voraussetzungen ihres Daseins verlieren und daher auf 
unsere besonders gearteten Verhältnisse nicht übertragbar sind . . . 

Je unbesorgter der Sudetendeutsche in die Zukunft sehen kann, je 
innerlich freier er sich fühlt, um so bereiter wird er alle seine vom 
Staat geforderten Pflichten erfüllen. Man muß sich aber doch über das 
eine im Klaren sein, daß letzten Endes — und gerade vom Standpunkt 
der Demokratie! — ein Staat nur dann als konsolidiert betrachtet wer- 
den kann, wenn er sich auf die freiwillige und aus der inneren Über- 
zeugung kommende Überzeugung seiner Bürger zu schützen vermag. 
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Bajonette und Zwangsmaßnahmen haben auf die Dfiuer noch keinen 
Staat gesichert. Es muß ausgesprochen werden, daß für die von uns 
aufrichtig erstrebte befriedigende Entwicklung durch Loyalitätsbe- 
kenntnisse allein nichts getan ist — auch wenn sie noch so oft und noch 
so aufrichtig abgegeben werden. Bekenntnisse allein vermögen auf die 
Dauer eine politische Gefolgschaft nicht zu binden; nur praktische Er- 
gebnisse bekundeter Loyalität werden das vermögen. 

Im politischen Leben ist es möglich, vorübergehend durch Argumente 
zu überzeugen. Massen dauernd zu binden, setzt jedoch praktische Er- 
gebnisse voraus als Rechtfertigung einer Politik — praktische Ergeb- 
nisse, die ich letztlich nicht auf Grund meines guten Willens, sondern 
nur auf Grund der Einsicht der tschechoslowakischen Staatsführung 
werde aufweisen können. Deshalb bleibt ihr allein die Verantwor- 
tung für das Gelingen eines Versuchs, den wir aufrichtig und ohne 
Hintergedanken gewagt haben. 

Wir sind gern bereit, anzuerkennen, daß die Tschechoslowakei jener 
Staat ist, in dem Tschechen und Slowaken die gesicherte staatliche 
Grundlage ihres völkischen Lebens gefunden haben. Aber das Bedürf- 
nis eines Volkes, sich auszuleben, muß seine unverrückbaren und un- 
überschreitbaren Grenzen in den Grundsätzen der Ethik und Huma- 
nität finden, auf die man sich tsdiechischerseits immer wieder beruft. 
Daß wir Sudetendeutsche die Unantastbarkeit unseres Lebensraumes 
und unseres Volksbodens, unserer Lebensrechte, unseres kulturellen 
und wirtschaftlichen Besitzstandes, unseres Arbeitsplatzes fordern — 
das werden auch unsere tschechischen Mitbürger verstehen: denn diese 
Forderungen sind so primitive Selbstverständlichkeiten, daß jedes 
Volk Verachtung treffen würde, wenn es nicht bereit wäre, diese Güter 
mit allen Mitteln zu bewahren. 

Ich glaube mit ruhigem Gewissen sagen zu dürfen, daß keine dieser 
Forderungen gegen die Interessen dieses Staates verstößt, denn es sind 
nur Forderungen, die nach den natürlichen Rechten der Völker und 
nach den Gesetzen wahrer Humanität einem jeden Volk zugestanden 
werden müssen, wenn es leben und nicht vegetieren soll. Wenn es den 
Tschechen aber mit einer wirklichen Befriedung der Nationalitäten- 
verhältnisse ebenso ernst ist, wie sie immer sagen, dann werden sie uns 
leben lassen müssen. Wenn sie dies aber nicht wollen, dann dürfen sie 
nicht darüber erstaunt sein, wenn wir uns dagegen wehren . . . 

Das Sudetendeutschtum bietet offen und ehrlich die Hand zum Frie- 
den. Wer sie ausschlägt, muß dafür die Verantwortung übernehmen, 
wie sich die Zukunft dann entwickeln wird . . . 
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Quelle: R. Jahn (Hrsg.), Konrad Henlein spricht, Karlsbad 1937, S. 22 IT. — (I)cr Aiiimih 

bei M. Freund, Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten 1934/35, Bd. 2, I'ncn IV»/, 

S. 332 ff., ist in wesentlichen Teilen unvollständig.) 

Anmerkungen: 

1) Die Gründung der „Sudetendeutschen Heimatfront“, die später auf tsche- 
chisches Verlangen den Namen „Sudetendeutsche Partei“ annahm, steht 
insbesondere auch im Zusammenhang mit den Vorkommnissen, gegen die 
seitens deutscher Parlamentarier am 7. April im tschechoslowakischen 
Abgeordnetenhaus Verwahrung eingelegt worden war (s. o. Nr. 24, 
S. 51 f.). Uber die Vorgeschichte und Begleitumstände des von Konrad 
Henlein Unterzeichneten Aufrufs vom 1. Oktober 1933 gibt es ausführ- 
liche Darstellungen von Zeitgenossen und Augenzeugen; vgl. etwa H. 
Klepetar, Seit 1918, Mährisch-Ostrau 1937, S. 340 ff.; H. Neuwirtb , in: 
Die Sudetenfrage in europäischer Sicht, München 1962, S. 122 ff. (insbes. 
S. 142 ff.); Helmuth K. G. Rönnefarth , Die Sudetenkrise in der interna- 
tionalen Politik, Wiesbaden 1961, Bd. 1 S. 111 ff.; W. Jakscb , Europas 
Weg nach Potsdam, Stuttgart 1958, S. 265 ff.; E. Franzei , Sudetendeutsdic 
Geschichte, Augsburg 1958, S. 356 ff. 

2) Zur Vorgeschichte und den näheren Umständen, unter denen die Rede in 
Böhm.-Leipa gehalten wurde, vgl. den Bericht eines Augenzeugen: „. . . 
Den Start in die breite Öffentlichkeit hat der Sudetendeutschen Heimat- 
front (wie sich die Sudetendeutsche Partei zunächst nannte — Anm. d. 
Hrsg.) der Bezirkshauptmann von Böhmisch-Leipa, Herrscher — trotz 
seines deutschen Namens nicht als Sudetendeutscher anzusprechen — , er- 
öffnet. Am 2 L Oktober 1934 fand dort eine Kundgebung statt, auf der 
Konrad Henlein eine programmatische Rede hielt. Teilgenommen haben 

— die Schätzungen gehen auseinander — nicht weniger als 40 000, meiner 
Meinung nach etwa 60 000 Menschen. Seit 1919 hatten die sudetendeut- 
schen Gebiete nichts Vergleichbares mehr gesehen. Henleins Rede ist als 
„Böhmisch-Leipacher Programm“ in die Geschichte eingegangen. Kenn- 
zeichnend für seinen damaligen politischen Stil ist die Tatsache, daß er 
den Wortlaut vorher sowohl dem Staatspräsidenten übermitteln wie auch 
durdi zwei Vertrauensleute — Dr. Gustav Peters und Dr. Alfred Rosche 

— mit dessen Kabinettchef („Kanzler“) Dr. Premysl Samäl besprechen 
ließ. Dieser empfing — wohl kaum ohne Vorwissen des Staatspräsidenten 

— kurz darauf Henlein, der von Dr. Walter Brand begleitet war, und 
erklärte am Schluß der Aussprache, daß es eine staatsmännisdie Leistung 
sein werde, wenn Henlein den Mut haben sollte, diese Rede wirklidi 
unverändert zu halten; er — Samäl — ■ könne sich das nicht denken. Tat- 
sächlich hat Henlein die Rede unverändert, ohne Zwischenfall, ja: unter 
tosendem Beifall der Kundgebungsteilnehmer, gehalten . . .“ (s. H. Neu - 
wirthy Der Weg der Sudetendeutschen von der Entstehung des tschecho- 
slowakischen Staates bis zum Vertrag von München, in: Die Sudeten frage 
in europäischer Sicht, München 1962, S. 122 ff. (S. 153).) 
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t» 

Grundsatzerklärungen 

der Führer des sudetendeutschen „ Jungaktivismus “ 

vom 26. April 1936 

a) Rede des Abg. Wenzel Jaksch 
(Deutsche sozialdemokratische Partei) in Bodenbach 

. . . Der Grad der Einsicht des tschechischen Volkes bestimmt die 
Stärke unserer sittlichen Waffen. So stehen wir vor der Aufgabe einer 
Auseinandersetzung mit den Grundtendenzen der tschechischen Politik. 
Das Haupthindernis einer erfolgreichen nationalen Zusammenarbeit 
ist darin zu sehen, daß sich der tschechische Nationalstaatsbegriff nicht 
mit dem Umfang des Staatswesens deckt. So geht der nationale Klein- 
krieg auf allen Fronten weiter und verpestet die innenpolitische Atmo- 
sphäre. Die tschechische Formel, daß die Verpflichtungen der Minder- 
heitsverträge erfüllt wurden, kann uns nicht befriedigen. Die Sudeten- 
deutschen sind keine Minderheit im ethnographischen Sinn, sondern 
ein durchgebildeter Volkskörper. Seit Jahrhunderten sind sie Träger 
eines politischen Sonderschicksals. Wer uns als „Minderheit“ abtun 
will, bedenke, daß in Europa mehrere Völker von geringerer Zahl 
ihren eigenen Staat besitzen. Die tschechische Politik ist erkrankt an 
der Unterschätzung der inneren Staatsprobleme. Unzählige Verträge 
werden nach außen abgeschlossen, während nach innen nicht die be- 
scheidenste nationalpolitische Vereinbarung getroffen werden konnte. 

Es ist unmöglich, im Donauraum die föderalistische Initiative zu er- 
greifen und zuhause an einem starren Zentralismus festzuhalten. Die 
Überspannung des zentralistischen Prinzips führt zu einer unerträg- 
lichen Bürokratisierung des ganzen öffentlichen Lebens. Aus den Rei- 
hen der tschechischen Agrarpartei kommt der Ruf nach regionalisti- 
scher Auflockerung des Staatsgefüges — gleichzeitig aber werden den 
Deutschen ihre letzten Sektionen bei den Landeskulturräten und in der 
Pensionsversicherungsanstalt streitig gemacht. Neben der legalen gibt 
es hierzulande eine illegale Nationalitätenpolitik. Offiziell werden die 
Deutschen als „Gleiche unter Gleichen“ bezeichnet. Inoffiziell sind die 
nationalen Kampfvereine als Hüter der Ungleichheit tätig. Die 
deutsche Sozialdemokratie hat im Grenzgebiet ein positives Verhältnis 
zu den historischen tschechischen Minderheiten gesucht und zumeist 
auch gefunden. Sie steht aber in schärfstem Widerspruch zum Geist je- 
ner Minderheitsorganisationen, die in jedem Deutschen einen Staats- 
feind sehen. Wer den letzten deutschen Briefträger oder Eisenbahner 
ausrotten will, ist ein Totengräber der Staatsgesinnung im Grenzge- 
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biet. Vom staatspolitischen Standpunkt ist cs heller Wahnsinn, immer 
neuen Menschenzuzug in die ohnedies bereits übervölkerten Krisen 
gebiete zu lenken. Dadurch werden in der deutschen Bevölkerung die 
Krisenstimmungen immer mehr aufs nationale Gebiet verschoben. 

Es scheint, daß die meisten tschechischen Politiker die Warnung des 
19. Mai 1 ) nicht verstanden haben. Nach dem Wahltag wurden Stim- 
men der Erkenntnis laut, daß den Deutschen gegenüber schwere Fehler 
begangen worden seien. Die praktischen Folgerungen sind aber ausgc- 
blieben — im Gegenteil: die Politik der kleinlichen Nadelstiche ist 
fortgesetzt worden. Die forcierte nationale Durchdringungspolitik in 
den Grenzgebieten richtet sich in der ersten Linie gegen den staats- 
treuen deutschen Arbeiter und Angestellten. Unsere berechtigten Be- 
schwerden sind bisher an einer Mauer des Schweigens abgeprallt. Die 
tschechische Politik steht aber jetzt vor der inneren Entscheidung dar- 
über, ob in ihrer Staatskonzeption für die Sudetendeutschen Platz ist 
oder nicht. Dieser Entscheidung kann sie nicht ausweichen. Es ist die 
folgenschwerste Entscheidung seit 1918 — nämlich die Entscheidung 
darüber, ob sie die Verständigung mit den deutschen Aktivisten sucht 
oder die Dinge treiben läßt, bis die Lebensinteressen der Völker den 
reaktionären faschistischen Spekulationen zum Opfer fallen . . . 

Nicht die Gleichberechtigung der Bürger bringt die Lösung, sondern 
der Kern des nationalen Problems besteht darin, ob die qualitative 
Gleichberechtigung der Völker gesichert werden kann. Wir erklären 
ganz offen, daß die Benachteiligung der Deutschen in öffentlichem 
Dienst, in der Sprachenfrage und in der ganzen Verwaltung einen 
Grad erreicht hat, der allgemein als unhaltbar empfunden wird. Das 
schweizerische Beispiel zeigt, daß gerade die stärkste Nation eines 
Völkerstaats mit weiser Mäßigung Vorgehen müßte . . . 



b) Rede des Abg. Hans Schütz 
(Deutsche christlich-soziale Volkspartei) in Gießhübl 

. . . Den Sudetendeutschen war beim Verfassungswerk die subjek- 
tive Mitwirkung, die Anerkennung der Volkspersönlichkeit versagt. 
Der jahrhundertelange Streit zwischen Deutschen und Tschechen ging 
um „Ich Herr“ oder „Du Herr“. Die neue Formel aber, die die Exi- 
stenz dieses Landes, das unsere gemeinsame Heimat ist, einzig und al- 
lein sicherstellen kann, heißt: „Ich Herr“ und „Du Herr“. Die in der 
Verfassung vorgesehene Gleichberechtigung aller Bürger kann das na- 



1) $. u. Anm. 4. 
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tionale Problem nicht befriedigend lösen. So wie diq europäische Ord- 
nung nur aufrechterhalten werden kann, wenn ihr Fundament die 
Gleichberechtigung ist, so kann die Ordnung in einem Nationalitäten- 
staat nur dauernd gesichert werden, wenn die soziale und nationale 
Gleichberechtigung verbürgt ist. 

Soziale Revolutionen sind die Folge gesellschaftlicher Unterdrük- 
kung. Kriege und Aufruhr aber werden aus nationalem Unrecht ge- 
boren. Wer Revolution, Krieg und Aufruhr verhindern will, muß die 
Quellen des nationalen und sozialen Unrechts verstopfen. Es ist heute 
kein Zweifel, daß auf weite Strecken wirtschaftliche Not und soziales 
Unrecht in nationaler Ungerechtigkeit ihre Wurzel haben. Der Staat 
verlangt mit Recht, daß alle Bürger ohne Unterschied und ohne Hin- 
tergedanken die Staatsgrenze bejahen. Der sudetendeutsche Schicksals- 
raum liegt zwischen der Staatsgrenze und der Sprachgrenze. Vom 
tschechischen Volk müssen wir daher die Anerkennung der Sprach- 
grenze ebenso fordern, wie der Staat von allen Völkern die Respek- 
tierung der Staatsgrenzen fordert. 

Die Forderung nach Anerkennung des Lebensraumes der Sudeten- 
deutschen enthält keine Spitze gegen die tschechischen Mitbürger, die 
seit Generationen dort zuhause sind. Aber in einer Zeit schwerster und 
drückendster Wirtschaftsnot bisherige deutsche Arbeitsplätze aus wel- 
chen Motiven immer tschechischen Landsleuten in die Hände zu spie- 
len, heißt den sudetendeutschen Aktivismus bei lebendigem Leibe ans 
Kreuz schlagen. 

In einer Zeit, wo Weltpolitik und Weltwirtsdiaft von Stürmen ge- 
peitscht werden, wäre gerade unser schönes Land berufen, Kern und 
Hort einer neuen Ordnung zu werden. In der Tschechoslowakei wäre 
es möglich, eine europäische Brücke zwischen Deutschen und Slawen zu 
schlagen. Der Friede, der an der Moldau wirklich geschlossen werden 
würde, könnte der Ausgangspunkt für den Frieden Europas werden. 
Müßten nicht wenigstens die katholischen Tschedien an diese abend- 
ländische Aufgabe dieses Landes denken, die im letzten nur erfüllt 
werden kann, wenn sie den deutschen Landsleuten Gerechtigkeit wider- 
fahren lassen? . . . 

Quelle: Dcutsdier Nachriducndicnsst (11. Jahrg., Prag) v. 28. April 1936 
Anmerkungen: 

1) Der Ausdruck „Aktivismus“ bezeichnete vor 1918 die politisdie Haltung 
jener tschechischen Führer, welche die Lösung der böhmisdien Frage im 
Rahmen der damaligen österreichisdi-ungarisdien Staates anstrebten. Nach 
1918 wurde er auf diejenigen sudetendeutschen Politiker angewandt, die 
nicht in der grundsätzlädien Opposition gegenüber dem Dasein und der 
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Verfassung des tschechoslowakisdien Staates verharrten, sondern bereit 
waren, den Versuch der Zusammenarbeit mit den tschechischen Parteien 
auf der Grundlage der nun einmal gegebenen Machtlage und der formal 
auf ihr beruhenden Rechtsordnung zu machen. Nachdem dieser Versuch 
seit 1926 mit verschiedenen sudetendeutschen Parteien angestellt worden 
war, jedoch kein für die Daseinssicherung sowie die wirtschaftlidie und 
soziale Entfaltung der Sudetendeutschen zufriedenstellendes Ergebnis ge- 
zeitigt hatte, trachteten eine Reihe jüngerer sudetendeutscher Politiker aus 
diesen Parteien danach, angesichts der sich zuspitzenden innen- und außen- 
politischen Lage neue Grundlagen einer deutsch-tschechischen Partner- 
schaft innerhalb der Tschechoslowakei zu gewinnen. Die hervorragend- 
sten unter ihnen waren die Abg. Jaksch (Deutsdie Sozialdemokraten) und 
Schütz (Deutsche Christlich-Soziale), mit denen der Abg. Hacker (Land- 
bund) eng verbunden war. Alle drei Genannten gaben am 26. April 1936 
programmatische Erklärungen ab. 

2) Über die Formel „Gleiche unter Gleichen“ vgl. o. Anm.2 zu Nr. 23 (S. 51). 

3) Die „nationalen Kampfverbände“ — eine höchst eigenartige, auf die mit- 
teleuropäischen Vielvölkerzonen beschränkte Erscheinung — gehen auf 
polnische und italienische Vorbilder zurück (1840 der polnische „Verein 
für gegenseitige Unterrichtshilfe“, 1870 Mazzinis Vereinigung „pro Ttalia 
irredenta“). Sie bilden ein unübersichtliches Geflecht von politischen, 
Schul-, Gcselligkeits-, Sport- und Turnvereinen, Vorschußkassen und Kre- 
ditverbänden mit dem Ziel, durch möglichst weitgehenden, wenn nicht 
lückenlosen Kultur- und Wirtschaftsboykott des andersnationalen Landes- 
nachbarn oder „Gegners“ die allmähliche Veränderung der Besiedlungs- 
verhältnisse zu seinen Ungunsten zu erreichen, d. h. ihn schrittweise aus 
der angestammten Heimat zu verdrängen. Nach 1918 kam hinzu, daß die 
einschlägigen tschechischen Verbände sich auf die Behörden stützen konn- 
ten, die im Sinn der „Nationalstaats“-Theorie (s. o. Nr. 15!) tätig wur- 
den. Besonders fühlbar für die Sudetendeutschen war die Tätigkeit der 
tschechischen nationalen Kampfverbände insoweit, als die Behörden sich 
angewöhnten oder auch dienstlich dazu verpflichtet wurden, bei der Auf- 
nahme von Arbeitern oder Angestellten, der Beförderung von Beamten, 
der Vergabe öffentlicher Aufträge usw. in erster Linie auf die Meinung 
dieser Verbände Rücksicht zu nehmen. Dies wirkte sich meist dahin aus, 
daß deutsche Bewerber zurückgesetzt oder völlig übergangen wurden 
(vgl. auch u. Nr. 28 — S. 64 f.). 

4) Die Wahlen zum tschechoslowakischen Abgeordnetenhaus am 19. Mai 
1935 hatten eine weitgehende politische Umschichtung innerhalb des Su- 
detendeutschtums erkennen lassen; das Ergebnis — ausgedrückt in der 
Zahl der Abgeordnetenhaussitze für die einzelnen deutschen Parteien, 
verglichen mit dem Ergebnis der lctztvergangenen Wahlen vom 27. Ok- 



tober 1929 — war folgendes: 


1929 


1935 


Sozialdemokratische Arbeiterpartei 


21 


11 


Bund der Landwirte 


12 


5 


Christlichsoziale Volkspartei 


11 


6 


Nationalsozialistische Partei 


8 


— 


Deutsche Nationalpartei 


7 


— 


Deutsche Arbeits- und Wirtschaftsgemeinschaft 


4 


— 


Deutsche Gewerbepartei 


3 


— 
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Zipscr deutsche Partei *v • — 1 

Sudctcndcutsdic Partei — 44 

(vgl. die Tabellen bei H.Klepetar , Seit 1918, Mährisch-Ostrau 1937, 
S. 280 f. und 378 f.) 

5) Das von Abg. Schütz gebrauchte Wortspiel „Ich Herr oder Du Herr“ 
bzw. „Ich Herr und Du Herr“ geht auf die Formel „Ich Herr, Du Herr“ 
zurück; sie stammt von Karel Havlfcök-Borovsky (gestorben 1855). 

6) Einen Höhepunkt fand die politische Arbeit der Jungaktivisten im Ja- 
nuar/Februar 1937. Am 28. Januar wurde dem tschechoslowakischen Mi- 
nisterpräsidenten durch die Führer der Deutschen Christlichsozialen Volks- 
partei, der Deutschen Sozialdemokratischen Partei und des Bundes der 
Landwirte eine Denkschrift überreicht. Sie enthielt sieben Abschnitte (Ar- 
beitsbeschaffung, öffentlicher Dienst, Jugendfürsorge, Schule und Kultur, 
Sprache, Parlament, Einrichtung einer parlamentarischen Beschwerdekom- 
mission), in denen, „um der Verständigung der Völker unseres Staates zu 
dienen und damit eine Grundlage für die friedliche Zusammenarbeit aller 
Nationen zu schaffen“, eine Reihe von „aus den Lebensbedürfnissen des 
deutschen Volkes dieses Staates erwachsenen Forderungen“ erhoben wur- 
den. U. a. handelte es sich um „gesetzliche Sicherung der Heranziehung 
der örtlichen Arbeiter und Angestellten zu den in ihrem Lokalbereich 
durchzuführenden öffentlichen Arbeiten“ (vielfach wurden damals nl. 
Notstandsarbeiten in deutschen Gegenden an fremde, tschechische Unter- 
nehmer vergeben, die zu ihrer Durchführung tschechische Arbeiter heran- 
holten, so daß — neben der darin liegenden Diskriminierung der ansäs- 
sigen sudetendeutschen Arbeitskräfte — der wirtschaftlich-soziale Zweck 
dieser Arbeiten verfehlt wurde), ferner um die „Sicherung der Bedürf- 
nisse der nationalen Siedlungsgebiete durch Bestellung von öffentlichen 
Angestellten und Arbeitern derselben Volkszugehörigkeit“ (damals waren 
nl. in den sudetendeutschen Gebieten in weitem Ausmaß öffentliche An- 
gestellte und Beamte tschechischer Volkszugehörigkeit beschäftigt, ohne 
daß dem eine auch nur annähernde Verwendung deutscher öffentlicher 
Angestellter oder Beamter im tschechischen Siedlungsgebiet entsprochen 
hätte — abgesehen davon, daß auch eine solche Regelung vom wohlver- 
standenen beiderseitigen nationalpolitischen Standpunkt unbefriedigend 
gewesen wäre), ferner um eine „gesetzliche Regelung der sozialen und 
gesundheitlichen Fürsorge für das Kind und die Jugend durch Sicherung 
der Betreuung durch die eigene Nation“, um „gesetzliche Sicherung des 
Unterrichts für jedes Kind in der Sprache seiner Nation“ (um den viel- 
fachen Beschwerden abzuhelfen, wonach deutsche Kinder durch Einfluß- 
nahme auf die Eltern - insbesondere, soweit es sich um Beamte, öffent- 
liche Angestellte, Empfänger öffentlicher Zuwendungen usw. handelte - 
in tschechische Unterrichtsanstalten eingeschult wurden), weiters um die 
Abänderung einiger besonders drückender Bestimmungen über die Benach- 
teiligung der deutschen Sprache im öffentlichen Leben, um die „Ermög- 
lichung der Ausübung parlamentarischer Funktionen, wie etwa des Be- 
richterstatters, durch die Angehörigen aller Nationen des Staates“ (nicht- 
tschechische Abgeordnete durften nl. als Berichterstatter über Regierungs- 
vorlagen ausschließlich die tschechische Sprache benützen; ebenso erschie- 
nen die Regierungsvorlagen, Motivenberichtc und Ausschußberichte des 
Parlaments von amtswegen ausschließlich in tschechischer Sprache) und 
schließlich um die „Errichtung einer parlamentarischen Beschwerdekom- 
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mission zur Entgegennahme aller, sich, aus der Nichteinhaltung der vor 
stehend beantragten Normen ergebenden Beschwerden.“ 1 ) 

Prüft man diese Anträge, so erscheinen sie vom Standpunkt eines modern 
humanitären Nationalitätenrechts als geradezu selbstverständlich, und 
mag kennzeichnend für die damalige Tschechoslowakei sein, daß cs nach 
annähernd zwei Jahrzehnten einer von den Betroffenen als unbefriedi- 
gend empfundenen Entwicklung erforderlich erachtet wurde, cndlidi ihre 
gesetzliche Gewährleistung zu verlangen. Die tschechoslowakische Regie- 
rung antwortete am 18. Februar 1937 mit der Verabschiedung von „Richt- 
linien der zukünftigen Minderheitenpolitik“, deren Wortlaut nicht ver- 
öffentlicht wurde. Eine gleichzeitige Presseverlautbarung erweckte den 
Eindruck, daß die Forderungen der jungsaktivistischen Denkschrift teils 
überhaupt nicht, teils unzulänglich und in keinem Fall voll erfüllt wer- 
den sollten. Verfassungsgesetzlich gesehen, handelte es sich um eine redits- 
unverbindlidic Meinungsäußerung eines zur Gesetzgebung unzuständigen 
Staatsorgans, und in der Tat ist es weder damals noch später zur Ver- 
abschiedung der sudetendeutscherseits beantragten gesetzlichen Vorschrif- 
ten gekommen. Über die politischen Folgen vgl. u. Nr. 28, 29, 30, 31, 32, 
34, 40 und 41. 

7) Einer der führenden Vertreter des sudetendeutschen Jungaktivismus, der 
christlich-soziale Minister Zajicek, hat die Problematik rückschauend wie 
folgt gekennzeichnet: „Warum haben die Tschechen den deutschen Akti- 
visten so wenig bewilligt? Die Antwort: Oben wurde gebremst, unten 
wurde sabotiert. Warum gab man uns Zugeständnisse nie freiwillig, 
warum so spät? Die Antwort: . . . weil führende Männer des tschechischen 
Volkes einen nationalen Ausgleich nicht wünschten. War die Idee des 
deutschen Aktivismus richtig? Wäre nicht besser gewesen, den Staat kon- 
sequent zu verneinen? Antwort: Die Bevölkerung war nicht revolutio- 
när; sie war — einschließlich vieler Henleinleute — bereit zur Mitarbeit 
im Staat . . . Der tiefere Sinn des deutschen Aktivismus bestand in dem 
Bemühen, im Wege der Evolution den tschechischen Nationalstaat in 
einen Nationalitätenstaat umzuwandeln. Wir wollten im Herzen Europas 
einen dauerhaften Völkerfrieden anbahnen. Damit wollten wir dem Welt- 
frieden dienen. Um diese . . . Aufgabe zu erfüllen, hätten wir nicht nur 
Zeit gebraucht, sondern audi viel Geduld und guten Willen auf beiden 
Seiten. Gegen diese Kardinalforderungen jeder Politik wurde schwer ge- 
sündigt. Und die Strafe für diese Sünden: Die Tschechen haben ihre 
Freiheit, wir haben unsere Heimat verloren . . .“ (Vgl. E. Zajicek , Zwei 
Dokumente zur Geschichte des sudetendeutschen Aktivismus, in: Umbruch 
in Mitteleuropa - Werkmappe der Sudetendeutschen Ackermanngemeinde, 
München 1960). 



1) Der vollst. Wortl. der Denkschr. ist abgedruckt bei E. Zajicek, Zwei Dokumente zur Ge- 
schichte des sudetendeutschen Aktivismus, in: Umbruch in Mitteleuropa . . ., München 
1960 (hrsg. von der Hauptstelle der Sudetendeutschen Ackermanngemeindc). Dort eben- 
falls eine Denkschrift der Rcichspartcilcitung der Deutschen Christlidtsozialcn Volki- 
partei v. 26. Juni 1936 sowie ein Gedächtnisprotokoll über eine Besprcduing, die am 
gleichen Tag an Hand der vorerw. Denkschrift mit dem tschechoslowakischen Minister- 
präsidenten geführt worden war; endlich ein Gedächtnisprotokoll v. 12. Fcbr. 1937 über 
eine Besprechung des tschechoslowakischen Ministerpräsidenten mit den drei damaligen 
sudctcndcutschcn Ministern Dr. Czccb, Dr. Spina und Zajiiek. Darin folgende Angabe 
zur Erörterung der sudetendeutschen sprachenrcchtlichcn Beschwerden: „Der Ministerprä- 
sident warnt uns, darauf zu bestehen, daß diesbezügliche Gesetze geändert werden. Die 
tschechische Opposition würde einen derartigen Sturm entfachen, daß dann unsere For- 
derungen nicht durchdringen würden“ (a.a.O. S. 8). Vgl. im Text Anm. 7. 
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28 . * * 

„Das deutsche Problem der Tschechoslowakei 
von Arnold J. Toynbee 

Prof. Arnold J. Toynbee , wohlbekannt als Geschichtsschreiber und Verfasser 
der alljährlich erscheinenden Survey of International Affairs, die vom kgl. 
Institut für Außenpolitik herausgegeben wird, ist gerade von einer aus- 
gedehnten Reise nach Mitteleuropa zurückgekehrt. Er hat uns seine An- 
sichten, die er sich auf Grund besonderen Studiums einiger Faktoren und 
Einflüsse , die das deutsche Problem der Tschechoslowakei innerhalb des 
sowieso bereits zerklüfteten Kontinents so unübersichtlich mähen , wie 
folgt zur Verfügung gestellt. 



Einführung 

Während eines kürzlidien Besuchs in Mitteleuropa hat sich der Schrei- 
ber dieser Zeilen besonders mit der Frage der deutschen Minderheit in 
der Tschechoslowakei beschäftigt, weil es ihm als das schwierigste und 
zugleich gefährlichste aller mitteleuropäischen Probleme vorkommt, die 
ihm bislang bekannt geworden sind. Der Schwierigkeiten und Gefah- 
ren sind viele: Temperament und Politik des Dritten Reichs, das die 
deutschen Bezirke der Tschechoslowakei von drei Seiten her begrenzt, 
die wirtschaftliche Notlage in diesen Bezirken und endlich Tempera- 
ment und Politik der Tschechen. Diese drei Faktoren wirken fortwäh- 
rend aufeinander ein. 

Wer, wie der Schreiber dieser Zeilen, dem letzterwähnten Faktor be- 
sondere Bedeutung beimißt, darf dennoch nicht übersehen, daß das Ver- 
halten der Tschechen nur einer von drei Faktoren ist und daß die an- 
deren Elemente, sich außerhalb des tschechischen Wirkungsbereichs be- 
finden — z. B. die Einflüsse der Weltwirtschaftskrisis und die natio- 
nalsozialistische Bewegung in Deutschland. Die Tschechen sind die Op- 
fer der Umstände als auch die Opfer ihres eigenen Wesens, und es 
ist nicht schwer, auf andere benachbarte Länder hinzuweisen, deren 
Minderheitenpolitik weit weniger gut ist, die jedoch ein gütiges Ge- 
schick in die Lage versetzt hat, verhältnismäßig gefahrlos schlechte 
Politik machen zu können. Diese Annehmlichkeit — wenn es eine 
ist — haben die Tschechen nicht. Vielmehr sehen ihre führenden Staats- 
männer deutlich und geben auch unumwunden zu, daß die durch- 
greifende und rasche Lösung der Minderheitenfragen für sie eine drin- 
gende Staatsnotwendigkeit ist. 

Was für die Tschedien eine Notwendigkeit, ist für die Briten ein 
Interesse; eine befriedigende Lösung der Minderheitenfrage erscheint 
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difficulty of thc task facing both thc Germans and the 
Czcchs; it docs not render ib achicvemcnt uimccessary 
or impossiblc. 

The aclual tempvr of thr Czechs is easy to apDrehend 
and by the samt- token difficult to modify, for it is 
mainly thc inevitable product of the Czcchs' historical 
cxperience. For the last threc centurics thc Czech people 
have been living as under-dogs; they have acquired thc 
under-dog's characteristic virtucs and vices; and these 
are as palpable as ever to-day. A habit of mind that has 
been inculcated by the experience of many oppressed 
gcncrations cannot be crascd miraculously ovemight by 
a simple change of extemal circumstances. 

This in itsrlf is awkward. for the under-dog mentality 
Ls not the right one for a ruling people. Under-dog finds 
it an almost insupcrable difficulty to forgive and forget, 
whercas the secret of playing thc part of a ruling race 
is to have a sublime consciousness of effortless superi- 
ority — a conccit of oneself which makes one forget 
injurios and ignore provocations. This quality— which 
the Engüsh have to an almost odious degree— is per- 
haps no merit. but it is certainly a notable convenience 
if the task that lies to one's hand is to manage other 



HrL ; you talk to a Czech about the minorities prob- 
lem in Czechoslovakia. he is apt to begin by making 



the general Statement that Czechoslovakia is a detno- 
cracy. And when you talk to a member of the German 
minority. you find that this Czech cfaim to be 
democratic is likc a (cd rag to a bull. 

The tmth is that even the most genuine and old- 
established democratic way of life is exceedingly diffi- 
cult to apply when you are dealing with a minority 
that does not want to live under your mlc. We know 
very well that we ourselves were never able to apply 
our own British brand of democracy to our attempt 
to govem the Irish. And in Czechoslovakia to-day the 
methods by which the Czcchs arc keeping the upper 
hand over the Südclcndcutsch are not democratic. 

In thdr post-war intercourse with the Western peoples 
whom they so patheticaöy admire. the British infec- 
tion wtrich the Czcchs have caught is not " effort- 
less superiority.** bat " British h>*pocrisy.” and tbey 
have taken it streng ! Of all the burdens that the Czechs 
are carrying to-dny, this vein of disingenuousness is per- 
haps the worst. 

THE SÜDETENLAND 

As our car tumed the comer of a hfll. a weird line 
of bttle volcanic mountain* came into %iew. " And 



INDUSTRIAL REGIONS Ol' CZECII09I OVAKIA 

RM ANyS 



hcre.” said my compamon. ’* we are Crossing the ln* 
between Czech and German country; and when we an 

K st thosc liltle moutitains we rhall see the Erzgebirge 
e oughtn't to be able to see it. for tho whole lasin. in 
between. ought to bc fillcd with a fog of factoiy clumiK) 
smoke — the fhick smoke from our brown coal. Hut to-day 
you will see the Erzgebirge. I am afraid. for most of 
the factorirs arc idle." It was only too true. 

How can I give a British reader who has never 
been on the* spot some notion of thc Südulcnland 
problem ? 

Take South Wales and make the industrial basis of 
its life still more precarious than it is. For one half of 
the coal induslry substitute a number of ingeniow 
minor Irades— lace making. glove making. porcelaia 
manufacturr. glass manufacture, straw plaiting and 
basket work — which are dependent on a widc forcign 
market that is being raidcd by the Japanese. Put this 
constitutionally «nfcebled South Wales into the wortd 
economic crisis — expose it to the full blast of the crisia 
for year after year. And then imagine that. instead of 
there being the resourccs of the whole of the United 
Kingdom to back it. the United Kingdom has been 
rrpartitioned into thc primxval heptarchy. and that 
your distressed South Wales hangs like a millstone round 
the neck of a west-country successor-state called 



POPULATION 

(Oflkial Katinute. I9M: 15. HM. OM) 

Total 1930 Cenaua i 14.720.536 

Ccfchoalotaka 9.688.770 or 6A - 91 % 

Germans 3.231. UM or 22-32% 

Ma K yar. 601.023 or 4-78% 

Ktilh-niaos. t’krainians 540. 160 or 3-79°„ 

I’olisb 81.737 or 0-57°, 

Dlatrlbutlon of German Minority 
Wttl flohrmia S'orth Moraria 

(Bavarian l-'mntier fSileMan Fmntier). . 325.000 

and part of Saxon (l'art of Silesian 

Frontt*!) 83S.ooo Front icr) 129.000 

S'oflh Hohemia S.-uth Hohemia 87.000 

(l'russian Front irr) 808.004» 1 S-uth Moraiia lOl.OfH) 

German Enclaves In Czech dlatrlcta: 670.000 
Of nkomrg I47.MI in Skivaku 

5|. IHM» ln .Moravlan Trrtmva 
13.240 ui Carpathian Kuthrnia 
Czech Enclavra In German dlatrlcta 
ln Ihr Germ in ili'lihti i»f llolieniM tlietr are 305.21*0 Czech« 

In the German distnct* uf Mora via there are 365.852 t'/ech«. 

OCCUPATIONS 
1930 Ccnaua 

Fin|4o)’eil in INililk 
Servne» .uni Army 

Czechs aml Slovakn 583.746 

Onnans I41.4XH) 

Kmpfayeil in ln<lu«try 
aml Trade« 

Czechs and Slovak* 30-43% 

tierman» 46-00% 



EDUCATTON 

dl Prfmary achoola : October, 1935. 

Total nambet 15,257 with 45.565 cla.sse, and 1.790.004 pupila 
A- tragt numhrr per floss. 40. 
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nämlich als unumgängliche Vorbedingung für die Aufrechterhaltung 
der Unabhängigkeit und Integrität der Tschechoslowakei. Würde die 
Tschechoslowakei von der Landkarte verschwinden, so wäre dies eine 
Änderung des Gleichgewichts der Kräfte und würde Großbritannien 
auf Gnade und Ungnade Deutschland ausliefern. Der ausländische 
Beobachter, der die Tschechoslowakei erhalten, ja gestärkt sehen will, 
muß die Mittel zu diesem Zweck ebenfalls wollen und daher wünschen, 
daß die Minderheitenfrage in der Tschechoslowakei von der tschechi- 
schen Staatskunst gelöst werde, bevor es zu spät ist. 



Die Belastung der Tschechen 

Schon ein kurzer Besuch der Tschechoslowakei genügt, um die stei- 
genden Belastungen deutlich zu machen, unter denen die Tschechen 
heute leben müssen. Dabei fallen die politischen und militärischen Be- 
lastungen natürlich am meisten ins Auge. Die Tschechen sind unbeliebt 
bei ihren Nachbarn; ihre Freunde und Helfer sind ferne; ihr Land hat 
eine merkwürdige Gestalt und ist gegen die Masse möglicher Gegner, 
die ihre Kräfte eines Tages vereinen und den Gegenstand ihrer gemein- 
samen Abneigung angreifen könnten, nur schwer zu verteidigen. Die 
Tschechen haben es mit einem deutschen, einem ungarischen und einem 
polnischen Problem zu tun, das deutsche Problem stellt die anderen 
bei weitem in den Schatten. Bei der polnischen Minderheit in der 
Tschechoslowakei handelt es sich schließlich um eine Kleinigkeit, und 
der tschechisch-polnische Streit, der sich ihretwegen entsponnen hat, 
ist zwar lebhaft, geht aber kaum tief. Die magyarischen Beschwerden 
gegen die Tschechoslowakei sind viel ernster zu nehmen, befinden sich 
jetzt jedoch auf dem Weg zu einer gegenseitig einverständlichen Lö- 
sung. Audi das ungarische Problem der Tschechoslowakei wird von der 
deutschen Frage überschattet, die stets mächtiger und drohender wird. 

Sie ist dies aus verschiedenen Gründen. Zunächst ist die deutsdie 
Minderheit in der Tschechoslowakei bei weitem die zahlenmäßig 
stärkste. Zweitens besteht das deutsche Element der Tschechoslowakei 
hauptsächlidi aus einer überkommenen Industriebevölkerung, die die 
Fühlung mit dem flachen Land verloren hat. Sie ist daher von der 
Weltwirtschaftskrisis ungleich schwerer getroffen worden als die tsche- 
chische Industriebevölkerung, die neueren Datums ist. Während bei- 
spielsweise die magyarischen, von der Tschechoslowakei anckticrten 
Bauern von der tschechoslowakischen Agrargesetzgebung angeblich 
profitiert haben, scheint die deutsche Bauernschaft kaum irgendwelche 
Vorteile von ihr zu haben; zur gleichen Zeit ist die deutsdie Industrie- 
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bevölkerung in Böhmen und Mähren schwer notleidend geworden. Die 
Ursachen dieser Notlage liegen meist in wirtschaftlichen Tatsachen, für 
die weder die tschechische Regierung noch das tschechische Volk ver- 
antwortlich sind. Die geradezu katastrophale Notlage im Sudetenland 
ist nicht der Fehler, sondern das Unglück der Tschechen. Macht man 
sich endlich klar, daß diese zahlreiche und unglückliche deutsdie Bevöl- 
kerung nicht in der Nachbarschaft von 8 oder 9 Millionen Konnatio- 
naler im Nachkriegs-Ungarn lebt, sondern von 60 — 70 Millionen Men- 
schen des Dritten Deutschen Reichs, das Böhmen von drei Seiten her 
umfaßt, so bekommt man einen Begriff von der vollen Schwierigkeit 
des deutschen Problems, vor das die Tschechen sich gestellt sehen. Na- 
türlich muß dabei stets bedacht werden, daß diese „deutsche“ Bevölke- 
rung eigentlich aus Österreichern besteht und von den Deutschen nur 
adoptiert worden ist — nicht anders als die Österreicher selbst auch. 

Die hauptsächlich von den Sudetendeutschen bewohnten Bezirke 
sind in ihrer nationalen Zusammensetzung sehr versdiieden und sind 
auf der Kartenskizze, die sich auf Seite 72 befindet 1 ), nur ungenau 
wiedergegeben. Tatsächlich bilden die Tschechen in zwölf Bezirken die- 
ses Landesteils die Mehrheit. Darüber hinaus zeigen die Ziffern auf 
Seite 72 2 ), daß immerhin 305 200 Tschechen allein im deutschen Teil 
Böhmens wohnen und entweder würden diese oder aber die 730 000 
Deutschen, die außerhalb der deutschsprechenden Hauptgegenden woh- 
nen, auf jeden Fall große Minderheiten in jeglichem System einer 
Kulturautonomie bilden. Dies ist nur ein Beispiel für die Schwierig- 
keiten der Aufgabe, denen sich sowohl Deutsche wie Tschechen gegen- 
übersehen; allerdings machen sie ihre Lösung nicht unmöglich. 

Was die Tschechen wirklich denken, kann man sich leicht vorstellen 
und ebenso schwer ändern: was hier zum Ausdruck kommt, ist das un- 
vermeidliche Ergebnis ihrer geschichtlichen Erfahrung. Drei Jahrhun- 
derte lang hat das tschechische Volk das Leben von Menschen geführt, 
die sich nicht frei bewegen konnten; die Tschechen haben während- 
dessen alle Tugenden und Laster solcher Menschen angenommen, und 
diese sind heute noch handgreiflich vorhanden. Die von vielen unter- 
drückten Generationen eingeimpfte Geisteshaltung kann nicht durch 
einen Wechsel äußerer Umstände wie durch ein Wunder über Nacht 
verschwinden. 

Dies ist recht unangenehm, denn eine solche Mentalität gehört sich 
gar nicht für ein Volk, das eine führende Stellung einnehmen will. 



1) vgl. Faksimile nach S. 64. 

2) vgl. Faksimile nach S. 64. 



66 




Solche Menschen finden es nämlich unsäglich schwer, zu vergeben und 
zu vergessen — demgegenüber liegt das Geheimnis für ein herrschen 
des Volk darin, sich der eigenen Überlegenheit als Selbstverständlich- 
keit, jedoch auf taktvolle Weise bewußt zu sein — eine Einstellung, 
die es erlaubt, mutwillige Rechtsbrüche zu vergessen und Herausforde- 
rungen wortlos beiseitezuschieben. Diese Eigenschaften, die der Eng- 
länder in einem geradezu abscheulichen Grad besitzt, sind nicht ge- 
rade verdienstlich, können aber wesentlich dabei helfen, wenn es gilt, 
ein fremdes Volk zu lenken. 

Spricht man mit einem Tschechen über die Minderheitenfrage in der 
Tschechoslowakei, so fängt er gewöhnlich mit der allgemeinen Be- 
hauptung an, daß die Tschechoslowakei eine Demokratie sei. Und 
spricht man dann mit einem Angehörigen der deutschen Minderheit, 
so wird man gewahr, daß gerade diese Behauptung wie das rote Tuch 
auf einen Stier wirkt. 

In Wahrheit ist selbst ein traditionsreiches und in sich völlig ge- 
festigtes demokratisches Verfassungsleben nur sehr schwer auf eine 
Minderheit anzuwenden, die unter der gegebenen Herrschaft eben ein- 
fach nicht leben mag. Wir wissen selber am besten, daß wir nie fertig 
bekommen haben, unsere britische Spielart von Demokratie auf unsere 
Herrschaft über Irland anzuwenden. Und was die Methoden betrifft, 
mit denen die Tschechen heute ihre Vorherrschaft über die Sudeten- 
deutschen ausüben, so sind sie einfach undemokratisch ( And in Czecho- 
slowakia to-day the methods by which the Czech are keeping the 
upper band over the Sudetendeutsch are not democratic). 

Auf Grund ihrer Nachkriegsbeziehungen zu den westlichen Natio- 
nen, die sie so rührend bewundern, haben sich die Tschechen von den 
Briten weniger die „selbstverständliche Überlegenheit“, sondern weit 
eher die „britische Heuchelei“ angeeignet — und das in sehr starkem 
Maß! Von allen Belastungen, mit denen die Tschechen heute zu kämp- 
fen haben, ist jene Verständnislosigkeit vermutlich die schlimmste. 

Das Sudetenland 

Unser Wagen bog um eine Hügelkuppe, und eine Kette vulka- 
nischer Erhebungen kam undeutlich in den Blich. „Jetzt überschreiten 
wir die Sprachgrenze“, sagte mein Begleiter, „und wenn wir hinter 
diesen kleinen Bergen sind, werden wir das Erzgebirge sehen. Wir soll- 
ten es eigentlich nicht sehen können, denn die ganze dazwischen gele- 
gene Talmulde müßte voller Dunst vom Rauch der Fabrikschornsteine 
sein — dicker, schwerer Rauch aus unserer Braunkohle. Heute aber 
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werden Sie das Erzgebirge leider sehen, denn die ineisten Fabriken 
sind geschlossen.“ Das war nur zu wahr. 

Wie kann man einem britischen Leser, der nie dort gewesen ist, we- 
nigstens einigermaßen einen Eindruck von der Frage des Sudeten- 
landes verschaffen? 

Man stelle sich Süd-Wales vor — und zwar so, daß die industrielle 
Grundlage seiner Existenz noch weit fragwürdiger ist: die Hälfte der 
Kohlengruben denke man sich nämlich ersetzt durch eine Vielzahl klei- 
nerer Industrien, wie z. B. Handwirkereien, Handschuhmachereien, 
Porzellanfabriken, Glasfabriken, Stroh- und Korbflechtereien, die von 
ausländischen Märkten abhängig sind und diese Märkte mögen unter 
dem Druck der japanischen Konkurrenz stehen. Nun denke man sich 
dieses geschwächte Süd-Wales der Weltwirtschaftskrisis ausgesetzt — 
und zwar unbarmherzig, Jahr für Jahr. Weiter stelle man sich vor, 
daß Süd-Wales in seiner Not nicht über die Hilfsquellen ganz Groß- 
britanniens verfügt, sondern daß Großbritannien wieder wie im Früh- 
mittelalter in sieben Fürstentümer aufgeteilt worden wäre, und daß 
das notleidende Süd-Wales nun wie ein Mühlstein am Hals eines west- 
lichen Nachfolgestaats hängt, den wir „Mercio-Wessaxia“ nennen wol- 
len — mit einer Grenze, die etwa von Chester nach Southampton ver- 
läuft. Um nun diese britische Parallele realistisch zu machen, muß man 
sich noch etwas vorstellen, was für den britischen Verstand schwerer 
zu begreifen sein wird: man muß sich nämlich vorstellen, daß die eng- 
lischsprechende Mehrheit des Staats „Mercia-Wessaxia“ von der fixen 
Idee besessen ist, daß die bloße Anwesenheit der wallisischsprechenden 
Minderheit eine Bedrohung der Sicherheit ihres neuerstandenen Staates 
bedeute. 

Aus dieser Voreingenommenheit heraus haben die Mercio-Wessaxer 
eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, die in ihren Augen nichts weiter 
als selbstverständliche Sicherheitsvorkehrungen sind, die sich jedoch 
vom walisischen — oder auch von einem neutralen — Standpunkt als 
aggressive Kampagne darstellen. Die mercio-wessaxische Regierung 
hat Wales z. B. mit englischen Beamten durchsetzt — angefangen von 
den Postboten und Eisenbahnwärtern — und das Gebiet sodann mit 
englischen Schulen „durchsäuert“. Und heute — zumindest muß man 
das auf wallisischer Seite glauben — machen sich die Englischsprechen- 
den die wirtschaftliche Notlage des südwallisischen Gebiets zunutze 
(wobei sich versteht, daß diese Notlage ohne ihr Zutun entstanden ist) 
und verstärken ihre politische „defensive Offensive“. Nehmen wir den 
Fall der Mutter einer wallisischsprechenden Familie, die Fürsorge- 
unterstützung in einer Höhe bezieht, wovon sie kaum Leib und Seele 
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Zusammenhalten kann oder die sich mit einer Heimarbeit durchr.ukeri, 
die kaum besser bezahlt ist. Wie soll sie ihre Kinder kleiden und er 
nähren? Wenn sie sie in die alte wallisische Schule schickt, bleibt das 
Problem ungelöst. Schickt sie sie aber in die funkelnagelneue englische 
Sdiule, die man soeben in ihrem Dorf errichtet hat, so wird jedes Kind 
zwar Suppe und Schuhe erhalten, aber aus englischen Büchern unter- 
richtet werden. Oder nehmen wir den Fall einer wallisisdien Fabrik 
oder Kohlengrube, die auf dem letzten Loch pfeift. Sie beantragt einen 
Kredit bei einer mercio-wessaxischen Bank; dort sagt man ihr, daß 
dieser Kredit unter der Bedingung erhältlich sei, daß 20 — 30% der 
vorhandenen wallisisdien Arbeiter entlassen und stattdessen ein Kon- 
tingent englischer Arbeiter eingestellt wird, die man aus Shropshire 
oder Dorset heranführt. Und das ist noch nicht das sdilimmstc: denn 
die mercio-wessaxisdie Polizei in Wales besteht ausschließlich aus An- 
gehörigen des herrschenden Volkes. 

Aber auch damit darf unsere Vorstellungskraft noch nicht ermatten 
— vielmehr muß man sich jetzt noch dazudenken, daß dieses schreck- 
liche Wales nicht etwa auf drei Seiten „von des Meeres perlendem 
Salzsaum“ begrenzt wird, sondern von einem großen wallisisdien 
Reidi etwa von der Ausdehnung der Vereinigten Staaten, und zur glei- 
chen Zeit, da der kleine Wales-Mann auf der einen Seite der Grenze 
unter den Schikanen der mercio-wessaxischen Behörden zu leiden hat, 
wirft von der anderen Seite das große wallisische Volk, bis an die 
Zähne bewaffnet, seine Blicke über den Zaun. 

Die Wurzel des Problems 

Die Tschechen verfolgen ihre Tsdiediisierungspolitik, die sich gegen 
die Deutschen zu beiden Seiten der Grenze richtet, die Deutschen grol- 
len und wehren sich, was wiederum die Tsdiechen aus Furcht dazu 
veranlaßt, immer härtere Tsdiechisierungsmaßnahmen vorbeugend 
durchzuführen. So bleibt der Teufelskreis geschlossen und der Haß 
strömt mit voller Wucht durch die ihm eröffneten Kanäle. 

Die entsetzliche wirtschaftliche Notlage wäre an sich sdion schlimm 
genug. Das Sudetenland ist stets krisenempfindlich gewesen — sdion 
in alter Zeit, als seiner Industrie die Weltmärkte und auch der Markt 
der ganzen Donaumonardiie — was allein einen Markt von 50 Mil- 
lionen potentiellen Käufern darstellte — nodi offen standen. 

Indes ist diese sdiauerliche wirtschaftliche Notlage, die in der I Iaupt- 
sache auf unpersönlichen wirtschaftlichen Ursadien beruht, nicht das 
schlimmste in der gegenwärtigen Lage. Das schlimmste ist vielmehr, 
wie wirtschaftliche Notlage und politischer Kampf gegenseitig aufein- 
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ander einwirken. Die deutsdie Minderheit in der Tschechoslowakei hat 
durchweg das Gefühl — und das ist ein alles durchdringendes und al- 
les belastendes Empfinden — , daß man sie nicht haben will und sich 
um ihre Not nicht kümmert, daß der tschechischen Mehrheit am lieb- 
sten wäre, wenn die deutsche Minderheit überhaupt verschwände, daß 
es die Tschechen planmäßig darauf anlegen, die deutschen zu tsdiechi- 
sieren oder sie an die Wand zu drücken und daß sie in Verfolg dieser 
Politik sich einerseits der Wirtschaftskrisis und andererseits der neuen 
Staatsschutzgesetze bedienen, die sie gegen die — tatsächlich vorhan- 
dene — Bedrohung seitens der Deutschen des Reiches erlassen haben. 

Tschechen und Deutsche 

Welche Aussichten bestehen für einen Ausgleich zwischen Tschechen 
und Deutschen in der Tschechoslowakei? Gibt es ein günstiges Omen? 
Die Antwort hängt vom Standpunkt des Beschauers ab. Spricht man 
allein mit Dr. Benes und dann mit Herrn Henlein, so gewinnt man 
den Eindruck, daß die bestehenden Abgründe überbrückt werden kön- 
nen. Aber sofort stellt sich die Frage, inwieweit beide wirklich Herren 
im eigenen Hause sind. Präsident Bene? — ein weit vorausblickender 
Mann mit scharfem Verständnis für alles, was auf dem Spiel steht — 
ist zweifellos aufrichtig bemüht, eine wirklich tragfähige Lösung für 
die Minderheitenfrage zu finden, und Herr Henlein ist zweifellos 
ebenso aufrichtig in seinem Bestreben nach erträglichen Lebensbedin- 
gungen für seine Leute im Rahmen der tschechoslowakischen Republik, 
ohne ihre Grenzen zu ändern und ohne einen Staat im Staat ins Leben 
zu rufen. Könnten beide Staatsmänner eines Tages einander unter vier 
Augen treffen, wären sie aller Wahrscheinlichkeit imstande, die Frage 
miteinander zu lösen. Aber könnten sie sidi eine solche Unterredung 
leisten? Und könnten sie wirklich als voll Vertretungsbevollmächtigte 
handeln, wenn sie einander träfen? Die Tschechen weigern sich, mit 
Henlein zu verhandeln und erklären diese undemokratische Entschei- 
dung damit, daß sie behaupten, er sei der Gefangene seiner eigenen 
Extremisten, und daß diese sudetendeutsdien Diehards ihre Weisungen 
aus Berlin erhalten. Ganz entsprechend sind die tschechoslowakischen 
Deutschen skeptisch hinsichtlich der Fähigkeit des Präsidenten, die 
ihnen bereits gegebenen Zusagen auch tatsächlich einzulösen. Er sei — 
so erklären sie ihrerseits — der Gefangene der tschechisdien Agrar- 
partei, die alle Schlüsselstellungen in der Regierung und der Verwal- 
tung allüberall im Lande besetzt hält. 

Nun muß Präsident Benes in der Tat mit Kräften rechnen, die sogar 
noch stärker sind als die Agrarpartei. Im Kampf für die Erleichterung 
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des Loses der deutschen Minderheit in der Tschcdioslowakei muß der 
Präsident mit der Gegnerschaft mächtiger, nationalistisch gesonnener 
Schichten innerhalb seines eigenen energischen Volkes rechnen. Dieses 
Volk ist sich wohl bewußt, jederzeit in einen Existenzkampf geworfen 
werden zu können und es wird auch um den Preis einer Katastrophe 
keinen Zoll breit weichen. Sollte es geschlagen werden, wird es früher 
oder später wieder auf die Füße kommen — genau so wie ehedem. Die 
Tschechen wären für Berlin ein genau so unverdaulicher Brocken wie 
sie es für Wien gewesen sind, und es ist durchaus nicht sicher, ob 
Deutschland, wenn es die Tschechoslowakei angreifen sollte, seine 
Beute töten und in Ruhe würde verspeisen können. Die Tschechen sind 
wachsam, gut ausgerüstet und entschlossen. Sie haben auch genügend 
Zeit gehabt, sich schlagkräftig zu machen. Der moderne, in hohem Maß 
von der Technik beeinflußte Krieg ist dem Verteidiger günstig. Ein 
Zusammenprall zwischen Preußen und Tschechen würde das ganze 
europäische Gefüge zum Einsturz bringen. 

Daß man Tschechen und Preußen in einem Atem nennen kann, zeigt 
deutlich, daß die Tschechen keinesfalls den Eindruck eines kleinen 
Volkes machen — wie etwa die Dänen oder sogar die Schweizer. Im 
Gegenteil: man hat das Gefühl, daß sie weder an Zahl, noch an in- 
nerer Kraft oder Energie arm sind. Natürlich wäre die Kraft der 
tschechoslowakischen Republik derjenigen des Deutschen Reichs quan- 
titativ unterlegen; qualitativ aber ist sie eine Kraft gleicher Art. 

Ist denn aber das politische Leben der Tschechen nicht demokratisch 
und keineswegs autoritär? Wie kann man daher die tschechische Demo- 
kratie und den deutschen Faschismus auch nur in irgend einer Weise 
miteinander vergleichen? Die Antwort darauf hängt davon ab, was 
man unter dem Ausdruck „Demokratie“ versteht. Die Spartaner z. B. 
waren ein durch und durch demokratisches Volk, wenn man ihre In- 
nenpolitik betrachtet. Die Volksversammlung hatte eine starke Hand 
gegenüber den Ältesten. Dennoch erschienen die Spartaner in den 
Augen der nichtspartanischen Völker, über die sie herrschten, keines- 
falls als Demokraten. Das tschechische Volk ist in diesem spartanisdien 
Sinn unzweifelhaft eine Demokratie, daraus folgt aber keineswegs, daß 
die Segnungen der Demokratie unter tschechischer Herrschaft audi den 
nichttschechischen Bevölkerungsteilen der Tschechoslowakei zugute 
kommen. Man könnte sogar so weit gehen, zu sagen, daß gerade, 
weil das tschechische Volk für sich selbst aufrichtig demokratisch 
ist, darin das Hindernis dafür liegt, die Demokratie audi auf ihre 
nichttschechischen Mitbürger zu erstrecken. Man versteht das bes- 
ser, wenn man hört und sieht, wie einige der Gefolgsleute Henleins 
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den Totalitarismus predigen. Die in der Republik geltenden Gesetze 
mögen durchaus ausreichen, um den Minderheiten ein erträgliches Le- 
ben zu sichern und die Regierung mag durchaus bereit und willens sein, 
in dieser Hinsidit sogar über den Buchstaben des Gesetzes hinauszu- 
gehen. Man muß sich aber klarmachen, daß ein unbeugsamer Nationa- 
lismus der Lebensodem — geradezu die Religion — dieses demokra- 
tischen tschechischen Volkes ist. Herr Hitler kann seinen reichsdeut- 
schen Gefolgsleuten befehlen, den Polen die Hand zu reichen; Präsi- 
dent Benes und Ministerpräsident Hodza aber können nicht mehr tun, 
als an ihre tschechischen und slowakischen Wähler die inständige Bitte 
zu rkhten, dodi vernünftig zu sein. 

Und die deutsche Minderheit? Noch immer setzen die Tschechen 
ihre Hoffnungen auf die drei sog. „aktivistisdien“ deutschen Parteien 
— die Sozialdemokraten, Christlich-Sozialen und die Landbündler. 
Seit 1926 haben diese deutschen „Aktivisten“ politisch mit den Tsche- 
chen zusammengearbeitet. Sie sind auch im gegenwärtigen Koalitions- 
kabinett ITodza vertreten, und die tsdiechische Politik geht dahin, den 
„Aktivisten“ alle Zugeständnisse zu machen, die sie der deutschen 
Minderheit zu machen bereit sind und im übrigen darauf zu warten, 
bis die Hitler-Henlein-Wolke sich verzogen hat. 

Wird sie sich verziehen? Werden die „Aktivisten“ jemals wieder die 
Mehrheit der deutschen Wählerschaft für sich gewinnen? Man kann 
den „Aktivisten“ mit so begreiflichen Gründen den Vorwurf machen, 
daß sie ihr eigenes Volk verraten, daß ihre Lage stets heikel sein wird. 
Eine wirtschaftliche Erholung würde den Griff Henleins, mit dem er 
die Sudetendeutschen gepackt hält, lockern — aber selbst dann, wenn 
er im deutschen Bereich in die Minderheit versetzt werden sollte, wird 
seine Bewegung bedeutsam und für den Staat beschwerlich bleiben. 

Liegt es in der Madit von Herrn Henlein und Präsident Benes, das 
harte Sudetendeutschtum und das ebenso harte Tschechentum eines 
Tages, wenn sidi der Wille zum Ausgleich auf beiden Seiten gleidi- 
zeitig zeigen sollte, miteinander zu versöhnen? Es ist eine verzweifelt 
schwierige Aufgabe und sie wird dadurdi nicht leichter, daß man ein- 
ander fortwährend provoziert. Die Weigerung, den Versudi dazu zu 
machen, oder ein etwaiges Mißlingen müßte verhängnisvolle Folgen 
haben. Böhmen, wo diese beiden harten nationalen Streitkörper augen- 
bliddich aufeinanderprallen, ist nun einmal das Herz Europas. 
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Mitteleuropas Zukunft 

Wer Mitteleuropa heute als westlicher Beobachter bereist, bemerkt 
nur zu bald, daß es unter der Oberfläche nicht zum besten steht, und 
im neunzehnten Jahr nach dem Waffenstillstand drängt sich diese Tat 
Sache entschiedener auf als vor fünfzehn Jahren. Wenn aber Mittel- 
europa heute noch immer in sich zerfallen und krisengeschüttelt ist, so 
kann das nur eines bedeuten: nämlich, daß die ganze Friedensregclung 
mit einem Grundfehler behaftet ist. 

Welche anderen Lösungsmöglichkeiten lassen sich am Horizont un- 
terscheiden? Wir können sie je nach dem einteilen, welche Rolle 
Deutschland bei jeder von ihnen spielen würde. Zuäußerst auf der 
einen Seite liegt eine „Lösung Barthou“, durch die Deutschland von 
jeder Einflußnahme auf Mitteleuropa ausgeschlossen werden soll; auf 
der äußersten anderen Seite liegt die „Naumannsche Lösung“ 3 ), die 
den Wiederaufbau Mitteleuropas zur alleinigen Aufgabe des Dritten 
Reichs machen würde. Glücklidierweise sind diese beiden Extreme nicht 
die einzigen Lösungen, denn es ist kaum anzunehmen, daß eines von 
ihnen verwirklicht werden könnte, ohne eine Katastrophe heraufzube- 
schwören, die nicht auf Mitteleuropa beschränkt bleiben, sondern den 
ganzen Kontinent einschließlich seines britischen Anhängsels in Mit- 
leidenschaft ziehen würde. 

Was wäre die Folge eines Versuchs, ein Mitteleuropa unter Aus- 
schluß Deutschlands zu schaffen? In erster Linie wäre dies ein wirt- 
schaftliches Gewaltstück, denn man kann sich kaum vorstellen, wie 
eine ausgeglichene und blühende mitteleuropäische Wirtschaft ohne 
Teilnahme des Reiches aussehen sollte. In zweiter Linie würde Deutsch- 
land dies als einen gegen sich gerichteten Akt betrachten. 

Ebenso gefährlich wäre eine Regelung, die Deutschland Mitteleuropa 
unter Aussdiluß der anderen europäischen Mächte auferlegen würde. 
Eine solche Lösung würde zwar das Grundübel der Regelung von 
1919/21 beseitigen, im Endergebnis aber nichts weiter sein als die Er- 
setzung örtlicher Ungereditigkeiten durch eine neue. Die weiten Ge- 
biete zwisdien den Grenzen des Dritten Reichs und denen der Sowjet- 
union sind übersät mit deutschen Minderheiten — von den dreieinhalb 
Millionen Sudetendeutscher in der Tschechoslowakei, deren Heimat an 
das Reich grenzt, bis nach Estland, Siebenbürgen und Bessarabien. Ge- 
genwärtig werden alle diese Minderheiten von den Nachfolgestaaten 
des habsburgischen, hohenzollernschen und Romanow-Reichs beherrscht 
und die meisten können sich mit Recht über das Nachkriegsregime be- 
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schweren. Aber es würde nichts bessern, wollte man einfach die Rollen 
vertauschen, ohne das Stück neu zu schreiben, und es ist zu befürchten, 
daß ein solcher bloßer Rollentausch das einzige Ergebnis einer Nau- 
mannschen Lösung der mitteleuropäischen Frage wäre. Durch den 
Wiederaufbau Mitteleuropas unter deutscher Hegemonie würden die 
deutschen Minderheiten in partibus von zweitrangigen Bürgern zu be- 
vorrechteten Garnisonen und Vorposten des großen Deutschen Reichs 
werden, dessen Schatten auf die Täler der Weichsel und Donau fallen 
würde. 

Die beste Lösung wäre daher eine solche, die Deutschland weder ein 
Monopol verleiht noch es ausschließt. Diese Frage betrifft in erster 
Linie die mitteleuropäischen Staaten selbst und in zweiter Linie alle 
großen europäischen Mächte von Rußland bis einschließlich Großbri- 
tannien. Überlegt man nun, worin der Beitrag der verschiedenen Groß- 
mächte bestehen soll, müssen eine Anzahl praktischer Faktoren — geo- 
graphische, geschichtliche und psychologische — in Betracht gezogen 
werden und sobald man diese richtig würdigt, wird man gewahr, daß 
die Beiträge der Großmächte zur Regelung der Mitteleuropafrage ein- 
ander kaum gleichen können. Nehmen wir Großbritannien zuerst. Un- 
sere Neigungen, Lage und Überlieferung halten uns gleichermaßen da- 
von zurück, mehr in Mitteleuropa zu tun als das Mindestmaß dessen, 
was zur Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes nötig erscheint. Ande- 
rerseits werden sich im deutschen Fall Geschichte, Geographie und Ehr- 
geiz verbinden, und jenes Land veranlassen, sich der Mitteleuropa- 
frage eifrigst zu widmen. 

Die europäischen Staatsmänner müssen eine Lösung finden, die 
Deutschland einen so umfassenden wirtschaftlichen Einfluß in Mittel- 
europa sichert, wie dies mit der Aufrechterhaltung der politischen Un- 
abhängigkeit und Integrität der östlichen Nachbarn Deutschlands ver- 
einbar ist. Wirtschaftlich würden beide Teile — die mitteleuropäischen 
Länder und Deutschland — durch ihre Zusammenarbeit nur gewinnen. 
Der heikle Punkt ist, Vorsorge zu treffen, daß die wirtschaftliche 
Durchdringung nicht politische Hegemonie im Gefolge hat. Und aus 
diesem Grunde müßten die anderen europäischen Großmächte an die- 
ser Regelung zwecks Garantie des politischen Status quo beteiligt sein. 

Großbritannien kann der Lösung der mitteleuropäischen Frage sein 
Interesse nicht verweigern. Der erste Grund dafür ist, daß gerade un- 
ser räumliches Entferntsein Gewähr für unsere Unparteilichkeit bietet, 
und dies zugegebenermaßen heikle Problem kann ohne Beteiligung 
mindestens einer anerkanntermaßen unparteiischen Großmacht nicht 
gelöst werden. Aber es gibt noch einen zweiten, unsere Lebensinteressen 
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berührenden Punkt. Schließen wir nämlich unsere Augen vor den 
mitteleuropäischen Fragen und lassen wir die Dinge dort treiben, so 
könnte der Tag kommen, da Deutschland sein Dasein einsetzt, um die 
Mitteleuropafrage ganz und gar in seinem Sinn zu lösen. Lassen wir 
uns davon überraschen, so werden wir uns in einem schrecklichen Wi- 
derstreit befinden: entweder wir müssen Deutschland nämlich gewäh- 
ren lassen, wenn es sich in eine Machtstellung hineinarbeitet, die ihm 
schließlich das Übergewicht sogar über uns selbst verleihen könnte, 
oder wir müßten Deutschland den Krieg erklären, um das Gleichge- 
wicht der Kräfte aufrecht zu erhalten. 

Es ist also sowohl die Pflicht wie auch das Interesse Großbritanniens, 
unter Einsatz seines ganzen Gewichts mit denjenigen zusammenzuwir- 
ken, die — innerhalb oder außerhalb Mitteleuropas — eine Regelung 
des Friedens und des Ausgleichs der Mitteleuropafrage anstreben. Die 
Zeit des Handelns ist gekommen. Die mitteleuropäischen Auspizien 
sind heute günstiger als seit Jahren. Morgen könnte es zu spät sein. 



Quelle: m The Economist" t London, v. 10. Juli 1937, S. 71 ff. 



29. 

Denkschrift Konrad Henleins 
„ Über aktuelle Fragen der deutschen Politik in der 
tschechoslowakischen Republik “ 
vom 19. November 1937 



6.) Während zur Zeit der Errichtung der Tschechoslowakei ein ge- 
schlossenes deutsches Siedlungsgebiet in Böhmen, Mähren und Schle- 
sien bestand, ist seit 1918 dieses Gebiet planmäßig mit Angehörigen 
des tschechischen Volkes durchsetzt worden mit dem Erfolge, das heute 
in jeder sudetendeutschen Stadt und Gemeinde sich eine tschechische 
Volkszelle und Position befindet. Damit soll nachträglich jene Fiktion 
von einem nur „verdeutschten und gemischten Randgebiet“ unterbaut 
werden, die auf Grund der lügenhaften Memoires Benesch’s die Vor- 
aussetzung für das Vertragswerk von S. Germain war. 

Das System der tschechischen Durchdringungspolitik ist folgendes: 
In alle staatlichen und unter staatlichem Einfluß stehenden Behörden, 
Ämter, Anstalten und Betriebe im sudetendeutschen Gebiet — Ver- 
waltung, Gerichtswesen, Steueramt, Post, Eisenbahn, Gendarmerie, 
Polizei, Finanzwache, Verwaltung der staatlichen Wälder und Güter, 
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Tabakregie usw. — wurden und werden Tschechen mit möglichst kin- 
derreichen Familien versetzt. Durch die Bodenreform wurden ganze 
tschechische Dörfer im sudetendeutschen Siedlungsgebiet errichtet. Die- 
ses tschechische Element, unterstützt durch tschediisdie Garnisonen, 
zieht tschechische Handwerker und Kaufleutc nach sich. Für den Nach- 
wudis müssen Volks-, Mittel- und Fachschulen gebaut werden, deren 
Lehrer und Professoren die Antreiber und Führer in den tschechischen 
Eroberungsverbänden werden und die in den örtlichen Vybors (tsche- 
diisdi-nationale Kampfausschüsse) jene Nebenregierungen bilden, die 
die lokalen staatlichen Behörden beherrschen, ihre Weisungen von den 
Prager Zentralämtern erhalten und deren antideutsche Tendenz und 
Arbeit vom Regime restlos gedeckt und gefördert wird. 

7. ) Nach der Machtergreifung des Führers sind in allen sudeten- 
deutschen Städten die Polizeiämter verstaatlicht und ihre Belegschaft 
verstärkt und die Gendarmeriestationen im ganzen sudetendeutsdien 
Gebier vermehrt worden. Den politischen Verwaltungsbehörden und 
den Polizeiämtern wurden Massen von Geheimagenten, die die deut- 
sche Sprache einwandfrei beherrsdien, beigegeben. Bei allen örtlichen 
Kommandostellcn wurden Waffenlager errichtet. Das tschechische Ele- 
ment im sudetendeutschen Gebiet ist organisiert . . . 

Dieses System bedeutet eine unerhörte Kontrollmöglichkeit gegen- 
über einer jeglichen sudetendeutsdien Lebensäußerung, es durchdringt 
alle politisdien, wirtsdiaftlidien und gesellschaftlichen Beziehungen der 
Sudetendeutsdien bis in das Familienleben hinein und soll den letzten 
deutschen Widerstandswillen brechen. Dieses System der Prager Ge- 
waltherrschaft erzeugt im Sudetendeutschtum eine psychologische Si- 
tuation von gefährlicher Bedeutung. 

8. ) Das Staatsverteidigungsgesetz aus dem Jahre 1936 gibt der Re- 
gierung in ihrem Vcrnichtungswillen gegen das Sudetendeutschtum und 
für den Ausbau eines tsdiediisdicn Nationalstaates als befestigte Ope- 
rationsbasis gegen das Reidi die legale Dedcung. Es hebt die Staats- 
verfassung praktisdi auf und überträgt alle Macht letzthin an den 
„Obersten Staatsverteidigungsrat“ und legt sie damit in die Hände 
seines Vorsitzenden Bencsdi. Durch die Schaffung einer sogenannten 
„Grenzzone“, die praktisch mit dem sudetendeutschen Siedlungsgebiet 
zusammenfällt, wird im Staatsgebiet ein Territorium geschaffen, das 
unter dauerndem Ausnahmegesetz steht. Außerdem schafft das Staats- 
verteidigungsgesetz die Kategorie des „staatlich Unverläßlidien“, wo- 
bei die Bewertung über die staatliche Unverläßlichkeit dem freien Er- 
messen der politischen Behörde überlassen ist. Damit besteht eine wei- 
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tere Möglichkeit, jeden Sudetendeutschen politisch und wirtschaftlich 
zu erledigen. 

Der Bau der sogenannten Staatsverteidigungsanlagen, angefangen 
von einfachen Stacheldrahthindernissen und Systemen von Betonbun- 
kern bis zu schweren Fortgürteln, belastet in erster Linie eben das su- 
detendeutsche Grenzgebiet. In Verfolg dieser Befestigungsarbeiten 
wird Grund und Boden rücksichtslos enteignet oder aber deutschen 
Gemeinden und Privateigentümern aufgetragen, aus eigenen Mitteln 
vorgeschriebene Befestigungsanlagen zu finanzieren. In letzter Zeit 
aber werden Befestigungsanlagen, betonierte MG- und Geschützstände 
auch gegen den „inneren Feind“, gegen deutsche Städte und Dörfer, 
errichtet! 



Der Leiter der Kanzlei des Präsidenten, Sektionschef Dr. Josef 
Schießl, erklärte am 8. 11. 1937 einer Abordnung sudetendeutscher 
Rechtsanwälte, daß „die Konsequenz der heutigen politischen Situa- 
tion Kampf bis zum äußersten zwischen den beiden Lagern“ sei. „Die 
beiden Lager stehen sich Stirn an Stirn gegenüber, der Kampf geht 
Zahn um Zahn.“ . . . 

Die Erziehung und politische Meinungsbildung bei den Tschechen, 
die systematische Hetzarbeit gegen das Reich und den Nationalsozia- 
lismus haben das Ergebnis gezeitigt, daß auch der einfache Mann im 
tschechischen Lager an keine Verständigung mit dem Sudetendeutsch- 
tum glaubt. Jeder Tscheche aber, der im sudetendeutschen Gebiete an- 
gesiedelt wurde und dort Dienst madit, betrachtet sich nicht als Ver- 
treter des demokratischen Prinzips seines demokratischen Staates, son- 
dern als Repräsentant des tschechischen Volkes und Exekutivorgan des 
tschechischen Deutschenhasses und Vernichtungswillens. Er sieht in je- 
dem Amtswalter, ja in jedem Mitglied der SdP den Repräsentanten 
des Nationalsozialismus und ein Exekutivorgan der Reichspolitik. 

II. 

Die tschechischen Machthaber, aber auch das tschechische Volk sind 
in ihrer Politik von der Erkenntnis bestimmt, daß seit der Macht- 
ergreifung des Führers auch die mitteleuropäische politische Entwick- 
lung in ein neues Stadium getreten ist. Einwandfreie Informationen 
beweisen, daß Benesch entschlossen ist, die sudetendcutsche Frage im 
Sinne der Sendung des tschechischen Volkes und Staates durch restlose 
Vernichtung des Sudetendeutschtums zu lösen. Die vorstehende Dar- 
stellung der Politik der Tschechoslowakei gegen das Sudetcndeutsch- 
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tum zeigt keineswegs bereits alle im Plane Benesch vorbedachten Mög- 
lichkeiten auf. 

Die verantwortliche Führung der SdP ist der Auffassung, daß auch 
die sudetendeutsche Frage in ein Stadium getreten ist, das es notwen- 
dig madit, die Grundlagen ihrer Politik einer grundsätzlichen Prüfung 
zu unterziehen und ihre künftige politische Haltung in Einklang zu 
bringen mit der Politik des Reiches und seiner Faktoren. Im Nach- 
stehenden werden vor dem Hintergrund der im ersten Kapitel gege- 
benen Lageschildcrung bestimmte aktuelle Fragen der sudetendeut- 
schen Volksgruppen-, bzw. SdP-Politik aufgerollt. 



Gegenüber der „demokratischen“ Weltmeinung hat die SdP den Be- 
weis erbracht, daß die nationalsozialistische Ordnung von Führung 
und Gefolgsdiaft dem inneren Lebensgesetz des deutschen Volkes ent- 
spricht, denn sic wurde im Sudetendeutschtum nicht nur freiwillig, son- 
dern gegen den Drude des tschechischen Staates geschaffen. 

Wie bereits dargcstcllt wurde, wird es für die SdP immer schwerer, 
ein innerpolitisches Ziel als Kampf- und Arbeitsziel der Bewegung 
herauszustellen, das auch nur den Anschein der Verwirklichung in sich 
trägt. 

Die Entwicklung bringt mit sich: 

daß jene Auffassung im Sudctcndcutschtum verstärkt wird, die davon 
ausgeht, daß es unter den angeführten Voraussetzungen immer sinn- 
loser wird, die Mühen der Kleinarbeit, die Schwierigkeiten der inner- 
sudetendeutschen Aufbauarbeit und die Gefahren des politischen All- 
tagskampfes auf sich zu nehmen und daß jene Kreise in ihrer Haltung 
gestärkt werden, die die Auffassung durchzusetzen versuchen, daß die 
Zeit illegaler Arbeit gekommen ist. 



Die Prager Regierung ist sich klar darüber, daß eine einheitliche su- 
detendeutsche Volksführung ihre innerpolitischen Absichten und ihre 
außenpolitische Propaganda entschieden erschwert. Sie erkennt vor 
allem die SdP als Träger des militanten Geistes des Sudetendeutsch- 
tums und als Bollwerk des aktiven Widerstandes. Mit der Ausbreitung 
der staatlichen Machtposition auf allen Lebensgebieten und der immer 
stärker fortschreitenden staatlichen Beeinflussung alles Lebens im 
Staate wird auch in der Tschedioslowakei der bisherige Parteipluralis- 
mus, also das Koalitionssystem, umgebildet werden müssen. Es wird 
deshalb in tschechischen Links- und Rechtskreisen die Schaffung einer 
Staatspartei als allein berechtigter politischer Willensträgerin der Ge- 
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samtbevölkerung erwogen. Benesch versucht daher planmäßig die Sill* 
zu zerschlagen oder aber zu verkleinern. 

a) Planmäßig werden die deutschen Regierungsparteien und jede 
neue Parteigründung im sudetendeutschen Lager materiell und poli- 
tisch unterstützt, wie auch jede Oppositionsregung in der SdP geför- 
dert. Nacheinander erfuhren diese Unterstützung: die „Arbeiterpartei 41 
eines gewissen Kopatschek, die „Arbeiterpartei“ des ehemaligen Abge- 
ordneten der DNSAP Simm, die kleine Gruppe des aus der SdP aus- 
geschlossenen Zientek und andere Parteigründungen oder -absichten, 
die von der SdP inzwischen erledigt wurden. 

b) Die Regierung duldet ganz offensichtlich jede „radikale“ Ten- 
denz im Sudetendeutschtum außerhalb der SdP und auch jene Grup- 
penbildungen Einzelner innerhalb der SdP, die in ihrer Agitation mit 
einem besonderen nationalsozialistischen Vorzeichen auftreten und da- 
mit die Mentalität des Sudetendeutschtums ausnützen wollen, weil sie 
annimmt, 

daß das Führungsgefüge in der SdP gestört, 

daß die Führung der SdP durch innerpolitische Auseinandersetzun- 
gen in ihrer Aktionsfähigkeit nach außen gesdiwächt wird und 

daß dadurch die SdP gezwungen wird, von sich aus radikalere Ten- 
denzen zu vertreten. Radikalere Tendenzen aber würden wiederum die 
Regierung in die Lage versetzen, Maßnahmen gegen das Sudeten- 
deutschtum vor dem Ausland und gemäßigten Anschauungen gegen- 
über zu rechtfertigen. 

c) Weiters unterstützt die Regierung durch unmittelbaren behörd- 
lichen Drude oder durch Förderung des Opportunismus bestimmter su- 
detendeutscher Kreise alle Bestrebungen, die darauf hinauslaufen, die 
sudetendeutschen Erziehungsverbände, die Schutzvereine, die berufs- 
ständischen Organisationen, die Gewerkschaften und andere Gliede- 
rungen 

in die Pfand der Gegner der SdP-Führung zu spielen, um so Posi- 
tionen gegen die SdP auszubauen oder zumindest den Einfluß der SdP 
im Sudetendeutschtum zu schmälern oder aber 

um diese Verbände unter Bezug auf ihren satzungsmäßigen, angeb- 
lich „unpolitischen“ Charakter überhaupt aus der politischen Front 
herauszuziehen und aus der großen politischen Auseinandersetzung mit 
dem tschechischen Gegner herauszuhalten (Empfang der Führer der 
Volkstums verbände durch Benesch 1936). 

Diese Absichten der tschechischen Regierung werden durch folgende 
Tatsachen unterstützt: 
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Oppositionelle Elemente in und außerhalb der SdP behaupten offen 
oder lassen in planmäßiger Flüsterpropaganda durdiblicken, daß sie 
„Beziehungen“ zu Reidisstellen haben oder daß sie beauftragt seien, 
im Sudetendeutschtum und vor allem gegenüber der SdP eine welt- 
ansdiaulichc oder politische Funktion auszuüben — Feststellungen, 
durch die sie sich audi in ihrer oppositionellen Tätigkeit gegen die SdP 
zu legitimieren versuchen. 

Die SdP-Führung ist solchen Methoden gegenüber machtlos, weil sie 
mit Rüdesicht auf den heiklen und vertraulichen Charakter der Ange- 
legenheit, aber auch aus Verantwortung für das Reich mit Gegenargu- 
menten nicht ankämpfen kann, ohne der tschechischen Regierung die 
Möglichkeit des Zugriffes auf alle Beteiligten in die Hand zu geben. 

III. 

Die Darstellung der Lage und politischen Problematik des Sudeten- 
deutschtums und der SdP geschah um aufzuzeigen: 

1. Die Aktualität der sudetendeutschen Frage. 

2. Die Notwendigkeit der Herauslösung der sudetendeutschen Frage 
als aktuelle politische aus dem sogenannten Volksdeutschen Fra- 
genbereich oder dem Fragenbereich der deutschen Volksgruppen 
in Europa. 

3. Die dringende Notwendigkeit einer grundsätzlichen Beratung 
zwischen Rcichsführung und Volksgruppenführung über die Fort- 
führung der Politik der SdP. 

Der vorliegende Bericht wird laufend durch Spezialberichte ergänzt. 



Quelle: ADAP, Reihe D, Bd. 2, Baden-Baden 1950, S. 41 ff. 



Anmerkungen: 

1) Auszüge aus der o. wiedergegebenen Denkschrift wurden vor allem des- 
halb in die vorliegende Sammlung aufgenommen, weil kleine, aus dem 
Zusammenhang des ungewöhnlich umfangreichen Schriftstücks — obiger 
Auszug gibt ein knappes Viertel des Wortlauts wieder — herausgerissene 
Bruchstücke dazu gedient haben, sehr weitreichende Thesen über die poli- 
tische Alleinschuld der sudetendeutschen Volksgruppe an allen nachfolgen- 
den politischen Verwicklungen aufzustellen (vgl. z. B. E. Wiskemann , 
Germany’s eastern neighbours, London 1956, S. 49 f.). 

2) Die Frage, ob diese für Hitler bestimmte Denkschrift ihm jemals vorge- 
legt oder wenigstens vorgetragen worden ist, kann nicht beantwortet wer- 
den; das Original ist nicht aufzufinden. Die Reichskanzlei-Akten des Jah- 
res 1938 werden vom Bundesarchiv in Koblenz verwahrt; die Nachfrage 
ergab, daß das Stück sich nicht in den dortigen Beständen findet. Ebenso 
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ergebnislos war die Erkundigung beim Document Center der amerikani- 
schen Militärmission in Berlin. Die in den ADAP gedruckte Quelle stellt 
lediglich eine, dem Auswärtigen Amt zur Unterrichtung zugeleitete Ab- 
schrift dar. Neurath, der damalige Außenminister, hat — wie sich aus 
einer Randbemerkung (a.a.O. S. 41 Anm. 1) ergibt — den Anfang des 
Elaborats gelesen. Ansdiließend hat das Schriftstück am 8. und 9. Dezem- 
ber — praktisch also binnen 36 Stunden — die Büros des Staatssekretärs 
und des Direktors sowie des Dirigenten der Politischen Abteilung durch- 
laufen (frdl. Mitt. des Auswärtigen Amts, Bonn). Ob aus der Raschheit 
dieser Erledigung gesdilossen werden muß, daß sein Inhalt außerordent- 
lidi große oder nur geringe Aufmerksamkeit gefunden hat, ist fraglich. 

3) Zu den tatsächlichen Angaben über die Rechts- und Verfassungslage in- 
nerhalb der sudetendeutschen Gebiete der Tschechoslowakei ist Folgen- 
des zu bemerken: 

a) Über die tschechischen nationalen Kampfverbände vgl. die gleichlau- 
fenden Beschwerden von sudetendeutscher jungaktivistisdier Seite (o. Nr. 
27 a, ferner Anm. 3 zu Nr. 27 — s. o. S. 57). 

b) Die Verstaatlichung der Gemeindepolizei war bereits auf Grund des 
Ges. v. 11. März 1920, Slg. Nr. 165, vorgesehen; durch die Novelle (Ges. 
v. 17. Dez. 1931, Slg. Nr. 208) zur Gemeindcordnung (Ges. v. 31. Jan. 
1919, Slg. Nr. 75) wurde bestimmt, daß ein Regierungsbeschluß ausreichte, 
um den Gemeinden dieses Selbstverwaltungsrecht zu nehmen; hiergegen 
gab es keine verwaltungs- oder verfassungsgerichtliche Handhabe. Ab 
1933 mußten die gewählten Bürgermeister ferner das Vertrauen der staat- 
lichen Aufsichtsbehörde besitzen (vgl. § 63 Abs. 1 der Gemeindewahl- 
ordnung v. 31. Jan. 1919, Slg. Nr. 76, i. d. Fassg. d. Novelle v. 12. Juli 
1933, Slg. Nr. 122). Fehlte es daran, so konnte die gesamte Gemeinde- 
verwaltung durch „Staatskommissare“ übernommen werden, was 1936/37 
in etwa 200 Gemeinden der Tschedioslowakei der Fall gewesen sein soll 1 ). 

c) Als rechtsgeschichtliche Wurzeln des Staatsverteidigungsgesetzes (vom 
19. Mai 1936, Slg. Nr. 131) sind die verschiedenen Vorschriften über den 
Ausnahmezustand und den „Schutz der Republik“ anzusehen, die teil- 
weise noch bis in die Zeit der Revolutionären Nationalversammlung zu- 
rückgingen, den nichttschechischcn Volksgruppen des Staats gegenüber also 
Oktroycharakter trugen. Hierher gehört das 1933 verschärfte Gesetz über 
den Ausnahmezustand vom 14. April 1920 2 ), ferner das ebenfalls 1933 
und aufs neue im Jahr darauf verschärfte Republikschutzgesetz vom 
19. März 1923 3 ) (Zu diesem Gesetz vgl. insbes. auch die sozialdemokra- 
tische Besdiwerde v. 21. Mai 1923 — o. Nr. 20). Neben die genannten 
Vorschriften waren nach und nach weitere Ausnahmebestimmungen ge- 
treten — so die der Nachprüfung durch die ordentlichen Gerichte ent- 
zogene Befugnis der Verwaltungsbehörden, „im öffentlidien Interesse“ 
(keine weitere Voraussetzung oder Tatbestandsumschreibung!) Geldstra- 
fen und Haft zu verhängen (Art. 3 des Ges. v. 14. Juli 1927, Slg. Nr. 125), 
die Ermächtigungsnormen über die politische Maßregelung von Staats- 



1) so der Abg. VodsloÄ am 2. März 1954 in der tschechoslowakischen Nationalversammlung 
— vgl. das Stcn. Prot. S. 7. 

2) Slg. Nr. 300; Änderungs-Ges. v. 10. Juli 1933, Slg. Nr. 125. 

3) Slg. Nr. 50; Änderungs-Ges. v. 28. Juni u. 10. Juli 1933, Slg. Nr. 108 und 124, sowie 
v. 3. Mai u. 10. Juli 1934, Slg. Nr. 91 u. 140. 
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